Niedersachsischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/3679

Beschlussempfehlung

Hannover, den 08.05.2019

Ausschuss flr Inneres und Sport

a) Entwurf eines Reformgesetzes zur Anderung des Niedersachsischen Gesetzes uiber die
offentliche Sicherheit und Ordnung und anderer Gesetze
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/850

b) Fir ein Niedersachsisches Gefahrenabwehrgesetz ohne Symbolpolitik und Generalver-
dacht

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen - Drs. 18/828

c) Testphase zur Einfiihrung einer Elektroschockwaffe (Taser) bei der niederséchsischen
Polizei

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1086

d) Einrichtung einer Regierungskommission - politische Versaumnisse in der Sicherheits-
struktur aufarbeiten und verbessern

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1385

e) Kobnnen ein Mehr an Sicherheit und Datenschutz mit einer videobasierten Situations-
und Gegenstandserkennung gleichermaRen verwirklicht werden?

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/3415

Berichterstattung: Abg. Jan-Christoph Oetjen (FDP)
(Es ist ein schriftlicher Bericht zu a) vorgesehen.)

Der Ausschuss fur Inneres und Sport empfiehlt dem Landtag,

1. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/850 - mit den
aus der Anlage ersichtlichen Anderungen anzunehmen,

2. den Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/3415 - unverandert an-
zunehmen,

den Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen - Drs. 18/828 - abzulehnen,
den Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1086 - abzulehnen,
den Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1385 - abzulehnen und

I

die in die Beratungen einbezogenen Eingaben 00600 und 00731 fur erledigt zu erklaren und
die Einsender Uber die Sach- und Rechtslage zu unterrichten.

Thomas Adasch
Vorsitzender
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Reformgesetz
zur Anderung des Niedersichsischen Gesetzes
Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
und anderer Gesetze

Artikel 1
Anderung des Niederséchsischen Gesetzes liber
die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung

Das Niedersachsische Gesetz Uber die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom 19. Januar
2005 (Nds. GVBI. S. 9), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 6. April 2017 (Nds. GVBI. S. 106),
wird wie folgt gedndert:

1. Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:

»Niederséachsisches Polizei- und Ordnungs-
behdrdengesetz (NPOG)“.

2. 8§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) Die bisherige Nummer 1 wird durch die fol-
genden neuen Nummern 1 bis 5 ersetzt:

,1. Gefahr:

eine konkrete Gefahr, das heif3t eine
Sachlage, bei der im einzelnen Fall die
hinreichende Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass in absehbarer Zeit ein Scha-
den fur die offentliche Sicherheit oder
Ordnung eintreten wird,;

2. gegenwartige Gefahr:

eine Gefahr, bei der die Einwirkung des
schadigenden Ereignisses bereits be-
gonnen hat oder bei der diese Einwir-
kung unmittelbar oder in allernéchster
Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden
Wahrscheinlichkeit bevorsteht;

3. erhebliche Gefahr:

eine Gefahr flr ein bedeutsames
Rechtsgut wie Bestand des Staates, Le-
ben, Gesundheit, Freiheit, nicht unwe-
sentliche Vermdgenswerte sowie andere
strafrechtlich geschutzte Guter;
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__ Gesetz
zur Anderung des Niedersachsischen Gesetzes
uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
und anderer Gesetze

Artikel 1
Anderung des Niederséchsischen Gesetzes liber
die offentliche Sicherheit und Ordnung

Das Niedersachsische Gesetz iber die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom 19. Januar
2005 (Nds. GVBI. S. 9), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBI. S. 66),
wird wie folgt geandert:

1. unverandert

2. 8§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) Die bisherige Nummer 1 wird durch die fol-
genden neuen Nummern 1 bis 5 ersetzt:

»,1. unverandert

2. unverandert

3. erhebliche Gefahr:

eine Gefahr fur ein bedeutsames
Rechtsgut wie Bestand oder Sicherheit
des Bundes oder eines Landes,
Leben, Gesundheit, Freiheit, nicht
unwesentliche Vermdgenswerte sowie
andere strafrechtlich geschiitzte Guter
von vergleichbarem Gewicht;
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b)

c)

d)

4. dringende Gefahr:

eine im Hinblick auf das Ausmaf3 des zu
erwartenden Schadens und die Wahr-
scheinlichkeit des Schadenseintritts er-
hohte Gefahr fir den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder fur Leib, Leben oder Freiheit
einer Person oder fiir Sachen von be-
deutendem Wert, deren Erhaltung im 6f-
fentlichen Interesse liegt;

5.  Gefahr fir Leib oder Leben:

eine Gefahr, bei der eine nicht nur leich-
te Kérperverletzung oder der Tod einzu-
treten droht;".

Die bisherigen Nummern 2 bis 10 werden
Nummern 6 bis 14.

In der neuen Nummer 9 werden der Klam-
merzusatz ,(Nummer 6)“ durch den Klammer-
zusatz ,(Nummer 10)* ersetzt und vor den
Worten ,die Hilfspolizeibeamtinnen” die Worte
.im Rahmen der Ubertragenen Aufgaben* ein-
gefugt.

Die neue Nummer 14 erhalt folgende Fas-
sung:

»14. Straftat von erheblicher Bedeutung:

a) ein Verbrechen, mit Ausnahme ei-
ner Straftat nach den 88§ 154 und
155 StGB,

b) ein Vergehen nach den 8§ 85, 87
bis 89 ¢, 91, 95, 96 Abs. 2, §§ 98,
99, 125a, 129, 129a Abs. 3,
88130, 174 bis 176, 177 Abs. 2
und 3, 8180 Abs.2 bis 4,
88180a, 18la Abs.1, §182
Abs. 1 und 4, §184 b, 88 232 bhis
233 a, 88303 b, 305, 305 a, 308
Abs. 4, §310, 315 Abs. 1, 2, 4
und 5, 88§ 316 b, 316 ¢ Abs. 4 und
§ 317 Abs. 1 StGB und nach § 52
Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 des Waffen-
gesetzes, wenn die Tat im Einzel-
fall nach Art und Schwere geeignet
ist, den Rechtsfrieden besonders
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b)

c)

d)

4. unverandert

5. unverandert

Die bisherigen Nummern 2 bis 9 werden
Nummern 6 bis 13.

unverandert

Die bisherigen Nummern 10 und 11 werden
durch die folgenden Nummern 14 bis 16
ersetzt:

»14. Straftat von erheblicher Bedeutung:

a) ein Verbrechen, mit Ausnahme
einer Straftat nach _ §154
oder § 155 des Strafgesetzbuchs
(StGB),

b) ein Vergehen nach __ §85,

8§87, § 88, 889 889 a _

§89c, _ 8§ 95, 8§ 96 Abs. 2,

§908,899, 81254, §129,8129a

Abs. 3, §130, § 174, § 174 a,

8174 b, 8 174 c, § 176, § 177

Abs. 1, 2, 3 oder 6, § 180 Abs. 2, 3

oder 4, §1804a, § 181 a Abs. 1,

§182 Abs. 1 oder 4, §184D,

§232, § 232 a, § 232 b, § 233,

§2334a, §303 b, § 305, § 305 a,

§ 310, § 315 Abs. 1,

2, 4 oder 5 8316b, & 316¢C

Abs. 4 oder §317 Abs. 1 StGB

oder nach §52 Abs. 1, 2 oder 3
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c)

Zu storen, und

ein banden- oder gewerbsmaRig
begangenes Vergehen, wenn die
Tat im Einzelfall nach Art und
Schwere geeignet ist, den Rechts-
frieden besonders zu storen;*.

e) Es werden die folgenden neuen Nummern 15
und 16 eingeflugt:

,15. terroristische Straftat:

a)

b)

c)

d)

eine Straftat nach den 8§89 a
bis c, 129 a und b, 211, 212 StGB,
eine Korperverletzung nach § 223
StGB, die einem anderen Men-
schen schwere korperliche oder
seelische Schaden, insbesondere
der in §226 StGB bezeichneten
Art, zufligt, eine Straftat nach den
88 239 a, 239 b, 303 b, 305, 305 a,
306 bis 306 c, 307 Abs. 1 bis 3,
88 308 Abs. 1 bis 4, §309 Abs. 1
bis 5, 8§ 313, 314, 315 Abs. 1, 3
und4, 8316 b Abs. 1 und 3,
§ 316 c Abs. 1 bis 3, §317 Abs. 1
und & 330 a Abs. 1 bis 3 StGB,

eine Straftat nach den 88 6 bis 12
des Volkerstrafgesetzbuchs,

eine Straftat nach §19 Abs.1
bis3, 8§20 Abs. 1 und 2, §20a
Abs.1 bis 3, 819 Abs.2 Nr.2
und Abs. 3 Nr. 2, 820 Abs.1
und 2, 8 20 a Abs. 1 bis 3, jeweils
auch in Verbindung mit § 21, oder
8§22 a Abs. 1 his 3 des Gesetzes
Uber die Kontrolle von Kriegswaf-
fen,

eine Straftat nach § 51 Abs. 1 bis 3
des Waffengesetzes
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c)

Nr. 1, Abs. 5 oder 6 des Waffen-
gesetzes (WaffG), wenn die Tat im
Einzelfall nach Art und Schwere
geeignet ist, den Rechtsfrieden be-
sonders zu storen, und

ein banden- oder gewerbsmaRig
begangenes Vergehen, wenn die
Tat im Einzelfall nach Art und
Schwere geeignet ist, den Rechts-
frieden besonders zu stéren;__

_15. terroristische Straftat:

a)

b)

d)

eine Straftat nach
§211 oder 8§ 212 StGB,
nach §223 StGB,
wenn einem anderen Menschen
schwere kdrperliche oder seelische
Schaden, insbesondere der in
8§ 226 StGB bezeichneten Art, zu-
gefugt werden, nach
82394, §239 b, § 303 b,
§ 305, 8§305a, §306, § 306 a,
8§ 306 b, §306c, §307 Abs. 1, 2
oder 3, 8§ 308 Abs. 1, 2, 3 oder 4,
8§ 309 Abs. 1, 2, 3, 4 oder 5, § 313,
8§ 314, § 315 Abs. 1, 3 oder 4,
§316 b Abs. 1 oder 3, §316¢
Abs. 1, 2 oder 3, §317 Abs.1
oder §330 a Abs. 1, 2 oder 3
StGB,

eine Straftat nach 86, § 7,
§8,89, 810, § 11 oder § 12 des
Volkerstrafgesetzbuchs,

eine Straftat nach § 19 Abs. 1, 2
oder 3, § 20 Abs. 1 oder 2, 8§20 a
Abs. 1, 2 oder 3, 8§19 Abs. 2 Nr. 2
oder Abs. 3 Nr. 2, 8§20 Abs. 1
oder 2, 8§20 a Abs. 1, 2 oder 3,
jeweils auch in Verbindung mit
8§ 21, oder § 22 a Abs. 1, 2 oder 3
des Gesetzes Uber die Kontrolle
von Kriegswaffen oder

eine Straftat nach § 51 Abs. 1, 2
oder 3 WaffG
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bei Begehung im In- und Ausland,
wenn diese Straftat dazu bestimmt
ist, die Bevolkerung auf erhebliche
Weise einzuschichtern, eine Be-
horde oder eine internationale Or-
ganisation rechtswidrig mit Gewalt
oder durch Drohung mit Gewalt zu
notigen oder die politischen, ver-
fassungsrechtlichen,  wirtschaftli-
chen oder sozialen Grundstruktu-
ren eines Staates, eines Landes
oder einer internationalen Organi-
sation zu beseitigen oder erheblich
zu beeintrachtigen, und durch die
Art ihrer Begehung oder ihre Aus-
wirkungen einen Staat, ein Land
oder eine internationale Organisa-
tion erheblich schadigen kann;

16. schwere organisierte Gewaltstraftat:

a) eine Straftat nach §176 Abs.1
und2, 8§176a Abs.3, §177
Abs. 2 bis4, §179 Abs. 5 und 7
StGB,

b) eine Straftat nach 88211, 212
und 226 Abs. 2 StGB und

c) eine Straftat nach 88 234, 234 a,
239 a und 239 b StGB,

die Teil der von Gewinn- oder
Machtstreben bestimmten planmaé-
Bigen Begehung von Straftaten
durch mehr als zwei Beteiligte ist,
die auf langere oder unbestimmte
Dauer arbeitsteilig tatig werden;".

f) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 17
und wie folgt geéndert:

Das Wort ,insbesondere® wird gestrichen.

In § 12 Abs. 5 werden die bisherigen Séatze 2 und 3
durch die folgenden neuen Séatze 2 bis 6 ersetzt:

,ZUnter den in den 88 52 bis 55 der Strafprozess-
ordnung bezeichneten Voraussetzungen ist die be-
troffene Person zur Verweigerung der Auskunft be-
rechtigt. ®Dies gilt nicht, soweit die Auskunft zur
Abwehr einer Gefahr fir den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes oder Leib,
Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist.

bei Begehung im In- oder Ausland,
wenn diese Straftat dazu bestimmt ist,
die Bevolkerung auf erhebliche Weise
einzuschichtern, eine Behdrde oder ei-
ne internationale Organisation rechts-
widrig mit Gewalt oder durch Drohung
mit Gewalt zu nétigen oder die politi-
schen, verfassungsrechtlichen,  wirt-
schaftlichen oder sozialen Grundstruktu-
ren eines Staates, eines Landes oder
einer internationalen Organisation zu
beseitigen oder erheblich zu beeintrach-
tigen, und diese Straftat durch die Art
ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen
einen Staat, ein Land oder eine interna-
tionale Organisation erheblich schadigen
kann;

16. schwere organisierte Gewalttat:

a) eine Straftat nach § 176 Abs.1
oder 2, 8§ 176 a Abs. 3 oder 8§ 177
Abs. 5, 6, 7 oder 8
StGB,

b) eine Straftat nach § 211, § 212
oder § 226 Abs. 2 StGB oder

c) eine Straftat nach § 234, § 234 a,
§ 239 a oder § 239 b StGB,

die Teil der von Gewinn- oder Macht-
streben bestimmten planméaRigen Be-
gehung von Straftaten durch mehr als
zwei Beteiligte ist, die auf langere oder
unbestimmte Dauer arbeitsteilig tétig
werden;”.

f)  unveréndert

In § 12 Abs. 5 werden die bisherigen Satze 2 und 3
durch die folgenden neuen Satze 2 bis 6 ersetzt:

,ZUnter den in den 8§ 52 bis 55 der Strafprozess-
ordnung bezeichneten Voraussetzungen ist die
betroffene Person zur Verweigerung der Auskunft
berechtigt. ®Dies gilt nicht, soweit die Auskunft zur
Abwehr einer Gefahr fir den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder
Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich
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“Eine in §53 Abs. 1 Satz1 Nrn. 1, 2 und 4 der
Strafprozessordnung genannte  Person, ein
Rechtsanwalt, eine nach § 206 der Bundesrechts-
anwaltsordnung in eine Rechtsanwaltskammer
aufgenommene Person und ein Kammerrechtsbei-
stand sind auch in den Fallen des Satzes 2 zur
Verweigerung der Auskunft berechtigt. °Die be-
troffene Person ist Uber ihr Recht zur Verweigerung
der Auskunft zu belehren. °Auskiinfte, die nach
Satz 3 erlangt wurden, dirfen nur flr die dort be-
zeichneten Zwecke verwendet werden.*

Nach & 12 wird der folgende § 12 a eingefuigt:

,812a
Geféahrderansprache, Gefahrderanschreiben

(1) *Verursacht eine Person eine Gefahr oder
rechtfertigen bestimmte Tatsachen die Annahme,
dass eine Person innerhalb eines Ubersehbaren
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach kon-
kretisierte Weise eine Straftat begehen wird, so
kann die Polizei die Person an ihrer Wohnung an-
sprechen (Gefahrderansprache) oder anschreiben
(Gefahrderanschreiben), um die Gefahr abzuweh-
ren oder die Straftat zu verhiiten. “Eine Gefahrder-
ansprache an einem anderen Ort ist zuléssig, wenn
sie an der Wohnung nicht mdglich ist oder dort ihr
Zweck gefahrdet wirde. ®Die betroffene Person
darf zur Durchfihrung der Gefahrderansprache
kurzzeitig angehalten werden.

(2) *Bei Minderjahrigen darf eine Gefahrder-
ansprache nur in Anwesenheit einer vertretungsbe-
rechtigten Person durchgefuhrt werden, es sei
denn, durch deren Anwesenheit wiirde der Zweck
der MalRhahme gefahrdet. In diesem Fall ist die
vertretungsberechtigte Person unverziiglich Uber
den Inhalt der Geféahrderansprache zu unterrichten.
°Ein an Minderjahrige gerichtetes Gefahrderan-
schreiben ist zugleich einer vertretungsberechtig-
ten Person zuzuleiten.*

In § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a werden die Worte
,oder die in den 88 232 und 233 StGB genannten
Straftaten® gestrichen.

6. § 14 wird wie folgt geandert:

ist. “Eine in §53 Abs.1 Satz1l Nr.1, 2 oder 4
der Strafprozessordnung genannte Person, ein
Rechtsanwalt, eine nach § 206 der Bundesrechts-
anwaltsordnung in eine Rechtsanwaltskammer
aufgenommene Person oder ein Kammerrechts-
beistand ist auch in den Fallen des Satzes 3 zur
Verweigerung der Auskunft berechtigt. *Die be-
troffene Person ist Uber ihr Recht zur Verweigerung
der Auskunft zu belehren. °Auskiinfte, die nach
Satz 3 erlangt wurden, dirfen nur fir die dort be-
zeichneten Zwecke verwendet werden.*

Nach § 12 wird der folgende § 12 a eingefiigt:

,812a
Geféahrderansprache, Gefahrderanschreiben

(1) *Verursacht eine Person eine Gefahr oder
rechtfertigen __ Tatsachen die Annahme, dass
eine Person innerhalb eines Ubersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise eine Straftat begehen wird, so kon-
nen die Verwaltungsbehdrden und die Polizei
die Person zum Zweck der Abwehr der Gefahr
oder der Verhiitung der Straftat ansprechen (Ge-
fahrderansprache) oder anschreiben (Geféahrder-
anschreiben) D2 ®Die be-
troffene Person darf zur Durchfiihrung der Geféhr-
deransprache kurzzeitig angehalten werden.

(2) *Bei einer minderjahrigen Person darf ei-
ne Geféhrderansprache nur in Anwesenheit einer
gesetzlichen Vertreterin oder eines gesetzli-
chen Vertreters durchgefihrt werden, es sei denn,
durch deren oder dessen Anwesenheit wirde der
Zweck der MaBnahme gefahrdet. %In diesem Fall
sind die gesetzlichen Vertreterinnen und Vertre-
ter unverzuglich Gber den Inhalt der Gefahrderan-
sprache zu unterrichten. %Ein an eine minderjahrige
Person gerichtetes Gefahrderanschreiben ist zu-
gleich deren gesetzlichen Vertreterinnen und
Vertretern zuzuleiten.*

unverandert

§ 14 wird wie folgt geéndert:
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a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Angabe ,88 125,
125 a oder 305 a“ durch die Angabe ,88 125
oder 125 a“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) 'Die Einrichtung einer Kontrollstelle
bedarf der Anordnung durch die Dienststellen-
leiterin oder den Dienststellenleiter oder eine
Beamtin oder einen Beamten der Laufbahn-
gruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt. ’Die
Anordnung bedarf der Schriftform; sie ist zu
begriinden.*

7. 8§16 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,befra-
gen“ ein Komma und die Worte ,um eine
Gefahrderansprache nach § 12 a durchzufiih-
ren” eingefugt.

b) In Absatz 4 werden die Worte ,Gesetz Uber
die Entschadigung von Zeugen und Sachver-
stéandigen® durch die Worte ,Justizvergiitungs-
und -entschadigungsgesetz” ersetzt.

8. Nach § 16 wird der folgende § 16 a eingeflgt:

,816 a
Meldeauflage

(1) Die Verwaltungsbehdrden und die Polizei
kénnen anordnen, dass sich eine Person nach
Mafgabe der Anordnung auf einer bestimmten Po-
lizeidienststelle vorzustellen hat, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine
Person innerhalb eines (bersehbaren Zeitraums
auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte
Weise eine Straftat, mit Ausnahme einer terroristi-
schen Straftat, begehen wird.

(2) Die Polizei kann eine Meldeauflage nach
Absatz 1 anordnen, wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass eine Person innerhalb eines uber-
sehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer
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a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 2 wird die Angabe ,88 125,
125 a oder 305 a“ durch die Angabe
»_8 125 oder § 125 a“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird die Angabe ,,Nrn. 4
und 5“ durch die Angabe ,Nrn. 4
bis 6 ersetzt.

b) unverandert

7. unverandert

8. Nach § 16 wird der folgende § 16 a eingefiigt:

.8§16 a
Meldeauflage

(1) Die Verwaltungsbehorden und die
Polizei kénnen anordnen, dass sich eine Person
nach MaRgabe der Anordnung auf einer _____ Poli-
zeidienststelle vorzustellen hat (Meldeauflage),
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr erforderlich
ist oder Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass die Person innerhalb eines ubersehbaren
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach kon-
kretisierte Weise eine Straftat bege-
hen wird.

(2) wird gestrichen
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Art nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat begehen wird oder

2. das individuelle Verhalten einer Person die
konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass
sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat begehen wird.

(3) 'Die Anordnung einer Meldeauflage ist
auf hochstens sechs Monate zu befristen.
2Verlangerungen um jeweils nicht mehr als sechs
Monate sind zuléssig, wenn die in Absatz 1 oder 2
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. *Die An-
ordnung oder die Verlangerung bedarf der Schrift-
form; sie ist zu begriinden.*

9. 8§17 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

(3) 'Die Anordnung einer Meldeauflage ist auf

hdchstens drei Monate zZu befristen.
2Verl;aingerungen um jeweils héchstens drei Mo-
nate sind zuléassig, wenn die Voraus-

setzungen der Anordnung unter Berlicksichti-
gung der gewonnenen Erkenntnisse weiterhin
erfullt sind. *Die Anordnung oder die Verlange-
rung bedarf der Schriftform; sie ist zu begriinden.
4Liegen die Voraussetzungen der Anordnung
nicht mehr vor, so ist die MaRnahme unverzig-
lich zu beenden. *Eine Verlangerung Uber ins-
gesamt drei Monate hinaus bedarf der Anord-
nung durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die Verwaltungsbehdrde oder Polizeidienststel-
le ihren Sitz hat. °lm Antrag der Verwaltungs-
behdrde oder der Polizei sind anzugeben:

1. die betroffene Person mit Name und An-
schrift,

2. Art, Umfang und Dauer der MalRhahme
unter Benennung des Endzeitpunktes,

3. der Sachverhalt und
4. eine Begrindung.

"Die Anordnung des Amtsgerichts muss die in
Satz 6 Nrn. 1 und 2 bezeichneten Angaben so-
wie die wesentlichen Griinde enthalten. °Fur
das gerichtliche Verfahren gilt § 19 Abs. 4 ent-
sprechend. °Hat sich die betroffene Person
nach MaRgabe der Anordnung nicht mehr als
einmal im Monat auf einer Polizeidienststelle
vorzustellen, so betrdgt die Hochstdauer der
Anordnung und Verlangerung abweichend von
den Satzen 1 und 2 jeweils sechs Monate; der
richterlichen Anordnung nach den Satzen 5
bis 8 bedarf es in diesen Féllen erst bei einer
Verldngerung uber insgesamt sechs Monate
hinaus.*

§ 17 wird wie folgt gedndert:

a) unverandert
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aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.
bb) Die Satze 2 bis 4 werden gestrichen.
b) Absatz 3 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie
folgt geandert:

In Satz 1 werden nach dem Wort ,kann® die
Worte ,die Polizei“ eingefligt und die Worte
,verboten werden“ durch das Wort ,verbieten”
ersetzt.

Nach 8§ 17 werden die folgenden 8§88 17 a bis 17 ¢
eingeflgt:

,817 a
Wegweisung und Aufenthaltsverbot bei
hauslicher Gewalt

(1) 'Die Polizei kann eine Person fiir die Dau-
er von héchstens 14 Tagen aus der von ihr be-
wohnten Wohnung verweisen und ihr das Betreten
der Wohnung und den Aufenthalt in einem be-
stimmten Umkreis der Wohnung untersagen, wenn
dies erforderlich ist, um eine von dieser Person
ausgehende gegenwartige Gefahr fur Leib, Leben,
Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung von
einer in derselben Wohnung wohnenden Person
abzuwehren. “Sie kann dieser Person fir die Dauer
von hdchstens 14 Tagen auch untersagen, be-
stimmte andere Orte, an denen sich die geféahrdete
Person regelméaRig aufhalt, zu betreten und sich in
einem bestimmten Umkreis solcher Orte aufzuhal-
ten, und sie von einem solchen Ort verweisen,
wenn dies zum Schutz der gefahrdeten Person er-
forderlich ist. °Der betroffenen Person ist Gelegen-
heit zu geben, dringend bendtigte Gegenstédnde
des personlichen Bedarfs mitzunehmen. “Die Poli-
zei unterrichtet die betroffene Person Uber Bera-
tungsangebote. °Sie unterrichtet die gefahrdete
Person unverziglich tiber die Dauer und den raum-
lichen Umfang einer MaRRnahme nach den Sét-
zen 1 und 2 sowie Uber Beratungsangebote und
die Moglichkeit, Schutz nach dem Gewaltschutzge-
setz zu beantragen. °Personenbezogene Daten der
gefdhrdeten Person kénnen nach den 8§43
und 44 oder mit Zustimmung der geféhrdeten Per-
son an eine geeignete Beratungsstelle Ubermittelt
werden.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

10.

b) unverandert

c) Der bhisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie
folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,kann*
die Worte ,die Polizei* eingefiigt und die
Worte ,verboten werden® durch das
Wort ,verbieten” ersetzt.

bb) Satz 4 wird gestrichen.

Nach § 17 werden die folgenden 88 17 a bhis 17 ¢
eingeflgt:

,817a
Wegweisung und Aufenthaltsverbot bei
hauslicher Gewalt

(1) 'Die Polizei kann eine Person fiir die Dau-
er von hochstens 14 Tagen aus der von ihr be-
wohnten Wohnung verweisen und ihr das Betreten
der Wohnung und den Aufenthalt in einem be-
stimmten Umkreis der Wohnung untersagen, wenn
dies erforderlich ist, um eine von dieser Person
ausgehende gegenwartige Gefahr fur Leib, Leben,
Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung von
einer in derselben Wohnung wohnenden Person
abzuwehren. *Sie kann dieser Person fiir die Dauer
von hodchstens 14 Tagen auch untersagen, be-
stimmte andere Orte, an denen sich die gefahrdete
Person regelméaRig aufhalt, zu betreten und sich in
einem bestimmten Umkreis solcher Orte aufzuhal-
ten, und sie von einem solchen Ort verweisen,
wenn dies zum Schutz der geféhrdeten Person
erforderlich ist. *Der betroffenen Person ist Gele-
genheit zu geben, dringend benétigte Gegenstande
des personlichen Bedarfs mitzunehmen. “Die Poli-
zei unterrichtet die betroffene Person uber Bera-
tungsangebote. °Sie unterrichtet die gefihrdete
Person unverzuglich Gber die Dauer und den raum-
lichen Umfang einer MaRRnahme nach den Sé&t-
zen 1 und 2 sowie Uber Beratungsangebote und
die Mdglichkeit, Schutz nach dem Gewaltschutzge-
setz zu beantragen. °Die Polizei kann personen-
bezogene Daten der gefahrdeten Person auch
ohne deren Einwilligung an eine
geeignete Beratungsstelle Ubermitteln, wenn dies
zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist.
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(2) 'Stellt die gefahrdete Person wahrend der
Dauer einer Malinahme nach Absatz 1 einen An-
trag auf gerichtliche MalRnahmen nach dem Ge-
waltschutzgesetz, so verlangert sich die angeord-
nete Dauer einer MaBhahme nach Absatz 1 um
zehn Tage. ’Die betroffene Person ist von der Poli-
zei Uber die Verlangerung zu unterrichten. *Die
MaRRnahme nach Absatz 1 wird mit dem Zeitpunkt
einer einstweiligen Anordnung, der gerichtlichen
Endentscheidung, dem Abschluss eines gerichtli-
chen Vergleichs oder einer sonstigen Beendigung
des gerichtlichen Verfahrens unwirksam.

(3) Sind Malsnahmen nach Absatz 1 getroffen
worden, so hat das Gericht die Polizei Uber einen
Antrag auf gerichtliche MaRBnahmen nach dem
Gewaltschutzgesetz sowie Uber gerichtliche Ent-
scheidungen und sonstige Verfahrensbeendigun-
gen nach Absatz 2 Satz 3 unverziglich zu unter-
richten.

§17b
Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot
in besonderen Fallen

(1) 'Die Polizei kann zur Verhiitung einer ter-
roristischen Straftat einer Person untersagen, sich
ohne Erlaubnis der zustandigen Polizeibehérde
von ihrem Wohn- oder Aufenthaltsort oder aus ei-
nem bestimmten Bereich zu entfernen oder sich in
bestimmten ortlichen Bereichen im Sinne des § 17
Abs. 3 Satz 2 aufzuhalten (Aufenthaltsvorgabe),
wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass eine Person innerhalb eines uber-
sehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer
Art nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat begehen wird, oder

2. das individuelle Verhalten einer Person die
konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass
sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat begehen wird.

“Die Vorgabe, sich nicht in bestimmten értlichen
Bereichen aufzuhalten, darf sich nicht auf den o6rtli-
chen Bereich, in dem die Wohnung der betroffenen
Person liegt, erstrecken.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 kann die Polizei zur Verhitung von

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

(2) *Stellt die gefahrdete Person wahrend der
Dauer einer Malinahme nach Absatz 1 einen An-
trag auf gerichtliche MaRnahmen nach dem Ge-
waltschutzgesetz, so verlangert die Polizei die

MalRnahme um zehn
Tage. ’Die gefahrdete Person ist von der Polizei
unverziiglich Gber die Verlangerung zu unterrich-
ten. *Die MaRnahme nach Absatz 1 wird mit dem
Zeitpunkt einer einstweiligen Anordnung, der ge-
richtlichen Endentscheidung, dem Abschluss eines
gerichtlichen Vergleichs oder einer sonstigen Be-
endigung des gerichtlichen Verfahrens unwirksam.

(3) unverandert

§17b
Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot

(1) 'Die Polizei kann zur Verhiitung einer
terroristischen Straftat einer Person untersagen,
sich ohne Erlaubnis von ihrem Wohn-
oder Aufenthaltsort oder aus einem bestimmten
Bereich zu entfernen oder sich an bestimmten
Orten aufzuhalten (Aufenthaltsvorgabe), wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass die betroffene Person innerhalb
eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zu-
mindest ihrer Art nach konkretisierte Weise
eine terroristische Straftat begehen wird, oder

2. das individuelle Verhalten der betroffenen
Person die konkrete Wahrscheinlichkeit
begriindet, dass sie innerhalb eines uberseh-
baren Zeitraums eine terroristische Straftat
begehen wird.

“Die Polizei hat die Erlaubnis zu erteilen, wenn

das Interesse der betroffenen Person das Inte-

resse an der Einhaltung der Aufenthaltsvorga-
be iiberwiegt. %8 17 Abs. 3 bleibt
unberihrt.

(2) *Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 kann die Polizei zur Verhitung einer
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terroristischen Straftaten einer Person untersagen,
ohne Erlaubnis der zustandigen Polizeibehérde
Kontakt mit bestimmten Personen oder Personen
einer bestimmten Gruppe aufzunehmen (Kontakt-
verbot).

(3) *MaRnahmen nach den Absatzen 1 und 2
bedurfen der Anordnung durch die Behérdenlei-
tung. ’Diese kann ihre Anordnungsbefugnis auf
Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleiter so-
wie Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngrup-
pe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt tibertragen. ®Die
Anordnung ist auf héchstens drei Monate zu befris-
ten. 4Verliaingerungen um jeweils nicht mehr als drei
Monate sind zuléssig, wenn die in den Absatzen 1
oder 2 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.
°Die Anordnung oder die Verlangerung bedarf der
Schriftform; sie ist zu begrinden, und ihr ist ein
Hinweis auf gegebene Rechtsbehelfe beizufugen.

terroristischen Straftat__ einer Person untersagen,
ohne Erlaubnis Kontakt mit bestimm-
ten Personen oder Personen einer bestimmten
Gruppe aufzunehmen (Kontaktverbot). ’Absatz 1
Satz 1/1 gilt entsprechend.

(3) *MaRnahmen nach den Absatzen 1 und 2
bedurfen der Anordnung durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. ? YIm Antrag der Polizei
sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die MaBnahme
richtet, mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der MaRnahme
einschlielllich

a) im Fall der Aufenthaltsvorgabe nach
Absatz 1 einer Bezeichnung des Be-
reichs, aus dem sich die Person ohne
Erlaubnis nicht entfernen darf, oder
des Ortes, an dem sich die Person
ohne Erlaubnis nicht aufhalten darf,

b) im Fall des Kontaktverbots nach Ab-
satz 2 der bestimmten Personen oder
der Personen einer bestimmten
Gruppe, mit denen der betroffenen
Person der Kontakt untersagt ist,
soweit mdglich, mit Name und An-
schrift,

3. der Sachverhalt sowie

4. eine Begrindung.

22 2/3

Die Anordnung ergeht schriftlich. ““Sie muss
die in Satz 2/1 Nrn. 1 und 2 bezeichneten Anga-
ben sowie die wesentlichen Griinde enthalten.
*Die Anordnung ist auf den zur Verhlitung der
terroristischen Straftat erforderlichen Umfang
zu beschranken; sie ist auf hochstens drei Mona-
te zu befristen. *Verlangerungen um jeweils hochs-
tens drei Monate sind zuldssig, wenn die

Voraussetzungen der Anordnung
weiterhin erfullt sind; die Satze 2/1 bis 3 Halb-
satz 1 gelten entsprechend. ° (jetzt in
den Satzen 2/2 und 2/3) 6Liegen die Vorausset-
zungen der Anordnung nicht mehr vor, so ist
die MaRnahme unverziiglich zu beenden. Fur
das gerichtliche Verfahren gilt § 19 Abs. 4 ent-
sprechend.

11
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§17c
Elektronische Aufenthaltsiiberwachung

(1) Die Polizei kann eine Person dazu ver-
pflichten, ein technisches Mittel, mit dem der Auf-
enthaltsort dieser Person elektronisch Uberwacht
werden kann, standig in betriebsbereitem Zustand
am Korper bei sich zu fuihren, dessen Anlegung zu
dulden und dessen Funktionsfahigkeit nicht zu be-
eintrachtigen, wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass diese Person innerhalb eines uber-
sehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer
Art nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat oder eine schwere organisierte
Gewaltstraftat begehen wird, oder

2. das individuelle Verhalten dieser Person die
konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass
sie innerhalb eines (bersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat oder eine schwere
organisierte Gewaltstraftat begehen wird,

um diese Person durch die Erhebung, Speiche-
rung, Veréanderung und Nutzung der Daten von der
Begehung dieser Straftaten abzuhalten.

(2) *MaRnahmen nach Absatz 1 bediirfen der
Anordnung durch die Behdordenleitung. “Diese kann
ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststellenleiterin-
nen und Dienststellenleiter sowie Beamtinnen oder
Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten
Einstiegsamt Ubertragen. °Die Anordnung ist auf
hochstens drei Monate zu befristen. *Verlan-
gerungen um jeweils héchstens drei Monate sind

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

(4) *Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei
die Anordnung treffen. ’Absatz 3 Satze 2/2 bis 3
Halbsatz 1 gilt entsprechend mit der Mal3gabe,
dass die Anordnung auch eine Begriindung der
Gefahr im Verzug enthalten muss. *Die Ent-
scheidung trifft die Behdrdenleitung. “Diese
kann ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststel-
lenleiterinnen und Dienststellenleiter sowie Be-
amtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2
ab dem zweiten Einstiegsamt Ubertragen. °Die
richterliche Bestatigung der Anordnung ist un-
verziiglich zu beantragen. °wird die Bestati-
gung abgelehnt oder erfolgt sie nicht spéates-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach Erlass
der Anordnung nach Satz 1, so tritt diese aul3er
Kraft.

§17¢c
Elektronische Aufenthaltsiiberwachung

(1) Die Polizei kann eine Person dazu ver-
pflichten, ein technisches Mittel, mit dem der Auf-
enthaltsort dieser Person elektronisch Uberwacht
werden kann, sténdig in betriebsbereitem Zustand
am Korper bei sich zu fuihren, dessen Anlegung zu
dulden und dessen Funktionsfahigkeit nicht zu be-
eintrachtigen, wenn

1. unverandert

2. das individuelle Verhalten dieser Person die
konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass
sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat bege-
hen wird,

um diese Person durch die Uberwachung sowie
die Erhebung, Speicherung, Veranderung und Nut-
zung der Daten von der Begehung dieser Straf-
tat__ abzuhalten.

(2) wird (hier) gestrichen (jetzt in den Absat-
zen 4 und 5)
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zulédssig, wenn die in Absatz 1 bezeichneten Vo-
raussetzungen vorliegen. °Die Anordnung oder die
Verlangerung bedarf der Schriftform; sie ist zu be-
griinden.

(3) 'Die Polizei erhebt und speichert mithilfe
der von der betroffenen Person mitzufiihrenden
technischen Mittel automatisiert Daten Uber deren
Aufenthaltsort sowie Uiber etwaige Beeintrachtigun-
gen der Datenerhebung. 2Soweit es technisch
mdglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der
Wohnung der betroffenen Person keine Uber den
Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Auf-
enthaltsdaten erhoben werden. ®Die Daten diirfen
ohne Einwilligung der betroffenen Person nur ge-
andert, genutzt oder Utbermittelt werden, soweit
dies fur die folgenden Zwecke erforderlich ist:

1.  zur Verhiitung oder zur Verfolgung von terro-
ristischen Straftaten oder schweren organi-
sierten Gewaltstraftaten,

2. zur Feststellung von VerstéRen gegen eine
Aufenthaltsvorgabe oder ein Kontaktverbot
nach 8§ 17 b,

3. zur Verfolgung einer Straftat nach §49a
Abs. 2,

4.  zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fur
Leib, Leben oder Freiheit einer Person,

5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit
der technischen Mittel.

*Werden innerhalb der Wohnung der betroffenen
Person lber den Umstand ihrer Anwesenheit hin-
ausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dirfen die-
se nicht geandert, genutzt oder Ubermittelt werden;
sie sind unverziglich zu I6schen. °Die Tatsache ih-
rer Erlangung und L&schung ist zu dokumentieren.
®Die Dokumentation darf ausschlieRlich zur Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. 'Sie ist nach 12
Monaten oder im Falle einer Datenschutzkontrolle
innerhalb dieses Zeitraums nach deren Abschluss
zu léschen.”

(3) 'Die Polizei erhebt und speichert mithilfe
der von der betroffenen Person mitzufihrenden
technischen Mittel automatisiert Daten Uber deren
Aufenthaltsort sowie iber etwaige Beeintrachtigun-
gen der Datenerhebung. **Soweit dies zur Erfiil-
lung des in Absatz 1 genannten Zwecks erfor-
derlich ist, durfen die erhobenen Daten zu ei-
nem Bewegungsbild verbunden werden. 2Soweit
es technisch mdoglich ist, ist sicherzustellen, dass
innerhalb der Wohnung der betroffenen Person
keine Uber den Umstand ihrer Anwesenheit hin-
ausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben werden.
®Die Daten dirfen ohne Einwilligung der betroffe-
nen Person nur gedndert, genutzt oder Ubermittelt
werden, soweit dies flur die folgenden Zwecke er-
forderlich ist:

1. unverandert

2. unverandert

3. unverandert

4. unverandert

5. unverandert

“Die Verarbeitung der Daten nach Satz 3 Nrn. 2
und 5 hat automatisiert zu erfolgen. ¥2Dje nach
Satz 1 erhobenen Daten einschlieRlich der Be-
wegungsbilder nach Satz 1/1 sind zu kenn-
zeichnen und gegen unbefugte Kenntnisnahme
besonders zu sichern. **Sie sind spétestens
zwei Monate nach ihrer Erhebung zu léschen,
soweit sie nicht fur die in Satz 3 genannten
Zwecke verwendet werden. “Werden innerhalb
der Wohnung der betroffenen Person Uber den
Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Auf-
enthaltsdaten erhoben, so dirfen diese nicht ge-
andert, genutzt oder Ubermittelt werden; sie sind
unverziglich zu léschen. °Die Tatsache ihrer Er-
hebung und Léschung ist zu dokumentieren. ®Die

13
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Dokumentation darf ausschlieB3lich zur Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. 'Sie ist nach
zwei Jahren zu loschen, es sei
denn, die oder der Landesbheauftragte fiir den
Datenschutz zeigt an, dass die Daten zur Erfil-
lung ihrer oder seiner Aufgaben weiterhin be-
notigt werden.

(4) *MaRnahmen nach Absatz 1 bedirfen
der Anordnung durch das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz hat.
’Im Antrag der Polizei sind anzugeben:

1. die betroffene Person mit Name und An-
schrift,

2. Art,Umfang und Dauer der MalRhahme,

3. die Angabe, ob die betroffene Person einer
Aufenthaltsvorgabe oder einem Kontakt-
verbot nach § 17 b unterliegt,

4, der Sachverhalt sowie

5. eine Begrindung.
pje Erstellung eines Bewegungsbildes ist nur
zuléssig, wenn dies in der Anordnung beson-
ders gestattet wird. *Die Anordnung ergeht
schriftlich. “Sie muss die in Satz 2 Nrn. 1 und 2
bezeichneten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. °Die Anordnung ist auf den
zur Verhitung der Straftat erforderlichen Um-
fang zu beschranken; sie ist auf hochstens drei
Monate zu befristen. 6Verlémgerungen um je-
weils hochstens drei Monate sind zulassig,
wenn die Voraussetzungen der Anordnung wei-
terhin erflllt sind; die Satze 2 bis 5 Halbsatz 1
gelten entsprechend. 7Liegen die Vorausset-
zungen der Anordnung nicht mehr vor, so ist
die MaRRnahme unverziglich zu beenden. 8Fur
das gerichtliche Verfahren gilt § 19 Abs. 4 ent-
sprechend.

(5) 'Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei
die Anordnung treffen. ’Absatz 4 Satze 2/1 bis 5
Halbsatz 1 gilt entsprechend mit der Maf3gabe,
dass die Anordnung auch eine Begriindung der
Gefahr im Verzug enthalten muss. °Die Ent-
scheidung trifft die Behdrdenleitung. “Diese
kann ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststel-
lenleiterinnen und Dienststellenleiter sowie Be-
amtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2
ab dem zweiten Einstiegsamt iibertragen. °Die

14
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11. § 18 Abs. 1 Nr. 3 erhélt folgende Fassung:

»3.

unerlasslich ist, um

a) eine Anordnung nach 8§16 a Abs. 2,
§17b

b) eine Anordnung nach § 17,

c) eine Anordnung nach § 17 a,

d) eine Verpflichtung zur Verhitung terro-
ristischer Straftaten nach § 17 c oder

e) eine Verpflichtung zur Verhiitung schwe-
rer organisierter Gewaltstraftaten nach
8§17c

durchzusetzen.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

richterliche Bestatigung der Anordnung ist un-
verzuglich zu beantragen. ®wird die Bestati-
gung abgelehnt oder erfolgt sie nicht spétes-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach Erlass
der Anordnung nach Satz 1, so tritt diese aulRer
Kraft.”

11. wird gestrichen

11/1.8 19 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-
geflgt:

» Wird die Freiheitsentziehung auf
§ 18 gestutzt, so sind in dem Antrag

anzugeben:

1. die betroffene Person, soweit
mdglich mit Name und Anschrift,

2. die beabsichtigte Dauer der
MalRnahme,

3. der Sachverhalt sowie
4. eine Begrundung.*
bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 4 an-
geflgt:

15
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12. § 20 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 4 wird der folgende Satz 4 ange-
fugt:

,'Die Polizei kann eine in Gewahrsam ge-
nommene Person offen mittels Bildubertra-
gung beobachten, wenn tatséchliche Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen, dass die
MaRRnahme zum Schutz dieser Person oder
zum Schutz von Bediensteten im Polizeige-
wahrsam oder Dritten gegen eine Gefahr fir
Leib oder Leben erforderlich ist.”

In Absatz 5 wird die Angabe ,178 Abs. 3
Satz 1“ durch die Angabe ,178 Abs. 2 Satz 1°
ersetzt.

13. 8§ 21 wird wie folgt geandert:

16

a)

Satz 2 erhalt folgende Fassung:

JIn der richterlichen Entscheidung ist die
hochstzuldssige Dauer der Freiheitsentzie-
hung zu bestimmen; sie darf

1. in den Fallen des 8§18 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a bei einer terroristischen Straf-
tat und in den Fallen des § 18 Abs. 1
Nr. 3 Buchst. a und d héchstens 30 Ta-

ge,

2. in den Féllen des 8§18 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a bei einer sonstigen, nicht ter-
roristischen Straftat und in den Fallen
des §18 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. ¢ und e
hdchstens zehn Tage und

3. in den ubrigen Fallen hdchstens sechs
Tage

betragen.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

) Wird  die Freiheitsentziehung auf 8§18
gestitzt, so ergeht die Entscheidung
schriftlich; sie muss die in Absatz 1 Satz 2
Nrn. 1 und 2 bezeichneten Angaben sowie
die wesentlichen Griinde enthalten.“

12. § 20 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 4 werden die folgenden Sat-
ze 4 und 5 angeflgt:

,'Die Polizei kann eine in Gewahrsam
genommene Person offen mittels Bilduber-
tragung beobachten, wenn nach ihrem Ver-
halten oder aufgrund ihres seelischen
Zustands die Gefahr von Gewalttatigkeiten
gegen Personen oder die Gefahr der
Selbsttétung oder der Selbstverletzung
besteht und die Beobachtung zur Abwehr
der Gefahr unerlasslich ist. *Bei der Be-
obachtung ist das Schamgefiihl der in
Gewahrsam genommenen Person zu
schonen; die Beobachtung des Toiletten-
bereichs ist unzuléssig.”

unverandert

13. § 21 wird wie folgt gedndert:

a)

Satz 2 erhalt folgende Fassung:

JZIn der richterlichen Entscheidung ist die
hochstzulassige Dauer der Freiheitsentzie-
hung zu bestimmen,; sie darf

1. in den Fallen des 8§18 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a bei einer bevorstehenden ter-
roristischen Straftat hdchs-
tens 14 Tage,

2. in den Fallen des §18 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a bei einer sonstigen_ bevor-
stehenden Straftat hdchs-
tens zehn Tage und

3. unverandert
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14.

15.

16.

17.

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefugt:

2In den Fallen des Satzes 2 Nr. 1 ist eine
Verlangerung der Dauer der Freiheitsentzie-
hung durch das Gericht um einmalig hochs-
tens 30 Tage und um weitere einmalig hochs-
tens 14 Tage zulassig.”

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

In 8 24 Abs. 5 Nr. 1 werden die Worte ,oder die in
den 88 232 und 233 StGB genannten Straftaten”
gestrichen.

§ 26 wird wie folgt geandert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird das Wort ,oder*
durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 3 Buchst. ¢ wird das Wort ,oder*
durch ein Komma ersetzt.

¢) Am Ende der Nummer 3 Buchst. d wird der
Punkt durch das Wort ,oder” ersetzt.

d) Es wird die folgende Nummer 4 angefugt:

»4. zur Durchsetzung eines Kontaktverbots
nach 8§ 17 b Abs. 2, es sei denn, die Sa-
che steht nachweislich nicht im Eigen-
tum der betroffenen Person.”

In § 28 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,ge-
macht® ein Komma und das Wort ,eingezogen®
eingeflgt.

Nach & 29 wird der folgende § 29 a eingefugt:

,829a
Sicherstellung von Forderungen

(1) ‘Unter den Voraussetzungen des § 26
Nr.1 konnen die Verwaltungsbehérden und die
Polizei eine Forderung oder andere Vermdgens-
rechte, die nicht den Vorschriften tber die Zwangs-
vollstreckung in das unbewegliche Vermdgen un-
terliegen, sicherstellen. “Die Sicherstellung hat in
den Fallen des Satzes 1 die Rechtswirkungen einer
Pfandung gemafl § 829 Abs. 1 Satz 1 und 2 der
Zivilprozessordnung. ®Sie bedarf der Schriftform.
“Ihr ist ein Hinweis auf die in Satz 2 bezeichneten
Rechtwirkungen beizufugen.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

14.

15.

16.

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefiugt:
JIn den Fallen des Satzes 2 Nr. 1 ist eine
Verlangerung der Dauer der Freiheitsentzie-
hung durch das Gericht um einmalig héchs-
tens 14 Tage und um weitere einmalig héchs-
tens 7 Tage zulassig.”

c) unverandert

unverandert

wird gestrichen

unverandert

17. wird gestrichen

17
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18.

18

(2) ‘Sobald die Voraussetzungen fiir die Si-
cherstellung weggefallen sind, ist sie aufzuheben.
’Die Aufhebung bedarf der Schriftform. %8 29
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) 'Dauert die Sicherstellung ein Jahr an,
ohne dass sie nach Absatz 2 aufzuheben ist, ist die
Forderung oder das andere Vermdgensrecht durch
die Verwaltungsbehérde oder die Polizei einzuzie-
hen. °§ 28 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

(4) *Auf die Sicherstellung und die Einziehung
finden die Vorschriften der Zivilprozessordnung
Uber die Zwangsvollstreckung in Forderungen und
andere Vermdgensrechte sinngemafd Anwendung.
’An die Stelle des Vollstreckungsgerichts treten die
Verwaltungsbehdorden und die Polizei.”

§ 30 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 4 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Per-

son“ die Worte ,nach Beendigung der
MafRnahme* eingefugt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-
fugt:

,2Uber eine MaRnahme nach § 45 a ist
die betroffene Person zu unterrichten,
gegen die nach Auswertung der Daten
weitere MalRnahmen getroffen wurden.*
cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
dd) Der bisherige Satz 3 wird gestrichen.

b) Absatz 5 wird wie folgt ge&ndert:

aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

18. & 30 wird wie folgt geandert:

0/a) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 wird die Angabe
»45 a“ durch die Angabe ,,37 a“ ersetzt.

a) Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort
»Methoden“ die Worte ,,oder mittels
verdeckt angefertigter Aufzeichnun-
gen nach § 32 Abs. 2%, nach dem Wort
.Person® die Worte ,nach Beendigung
der MaRnahme“ und nach dem Wort
sunterrichten*“ ein Semikolon und die
Worte ,,dies gilt nicht fir Auskunfts-
verlangen zu einfachen Bestandsda-
ten (8 33 ¢ Abs. 2 Satz 1 Nr. 1)* einge-
fugt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-
fugt:

,Uber eine MaRnahme nach § 37 a ist

die betroffene Person zu unterrichten,

gegen die nach Auswertung der Daten

weitere MalRnahmen getroffen wurden.*
cc) unverandert

dd) unverandert

b) Absatz 5 erhélt folgende Fassung:
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bb)
cc)

dd)

ee)

ff)

,‘Die Unterrichtung nach Absatz 4 wird
zuriickgestellt, solange

1. eine Gefahrdung des Zwecks der
MaRnahme nicht ausgeschlossen
werden kann,

2. Zwecke der Verfolgung einer Straf-
tat entgegenstehen,

3. durch das Bekanntwerden der
Datenerhebung Leib, Leben, Frei-
heit oder ahnlich schutzwirdige
Belange einer Person gefahrdet
werden,

4. ihr (Uberwiegende schutzwirdige
Belange einer anderen betroffenen
Person entgegenstehen oder

5. durch das Bekanntwerden der
Datenerhebung der weitere Einsatz
einer in § 36 oder § 36 a genann-
ten Person gefahrdet wird und
deshalb die Interessen der be-
troffenen  Person  zurlicktreten
mussen.”

Satz 2 wird gestrichen.
Die Satze 3 bis 5 werden Satze 2 bis 4.

Im neuen Satz 2 werden die Worte
,sechs Monaten“ durch die Worte ,ei-
nem Jahr“, das Wort ,Amtsgericht” durch
das Wort ,Gericht” ersetzt und das Se-
mikolon und die Worte ,in den Fallen
des §35a Abs. 4 Satz 6 entscheidet
das Landgericht® gestrichen.

Im neuen Satz 4 wird die Angabe ,Nr. 2
oder 3“ durch die Angabe ,Nr. 3 bis 5°
ersetzt.

Es wird der folgende neue Satz 5 einge-
fugt:

,,SStimmt das Gericht der Zuruckstellung
oder der weiteren Zuriickstellung nicht
zu oder entfallt zwischenzeitlich der
Grund flr die Zurtckstellung, so ist die
Unterrichtung unverziiglich von der Poli-
zei vorzunehmen.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

1.

,(5) 'Die Unterrichtung nach Absatz 4
wird zurlickgestellt, solange

unverandert

unverandert

unverandert

unverandert

unverandert

19



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/850

20

c)

Absatz 7 erhélt folgende Fassung:

,(7) 'Funf Jahre nach Beendigung der
MaRinahme nach Absatz 4 Satze 1 und 2
kann mit Zustimmung des Gerichts, das die
MaRnahme angeordnet oder bestatigt hat,
endgultig von einer Unterrichtung abgesehen
werden, wenn die Voraussetzungen fir eine
Unterrichtung mit an Sicherheit grenzender
Wabhrscheinlichkeit auch in Zukunft nicht ein-
treten werden und die Voraussetzungen fur
eine Ldschung der Daten vorliegen. AWurde
die MafZnahme nicht von einem Gericht an-
geordnet oder bestatigt, ist die Zustimmung
des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die zu-
stéandige Polizeidienststelle ihren Sitz hat,
einzuholen. °Fiir das gerichtliche Verfahren
gilt 8 19 Abs. 4 entsprechend.”
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c)

*Soll die Unterrichtung (iber eine MaR-
nahme, die richterlich anzuordnen war,
nach Ablauf von einem Jahr weiter zu-
rickgestellt werden, so entscheidet das
Gericht, das die Malinahme angeordnet
oder bestatigt hat. °Die weitere Zuriickstel-
lung nach Satz 2 ist auf hdchstens ein
Jahr zu befristen; sie kann um jeweils
héchstens ein weiteres Jahr verlangert
werden. “Bei MaRnahmen nach den §§ 33 d
und 35 a betragen die Fristen nach den
Satzen 2 und 3 jeweils sechs Monate. ®In
den Féllen des Satzes 1 Nrn. 3 bis 5 kann
das Gericht eine langere Frist bestimmen,
wenn davon auszugehen ist, dass die Vo-
raussetzungen fiir die weitere Zuriickstel-
lung wahrend der langeren Frist nicht ent-
fallen werden; dies gilt nicht bei MalRnah-
men nach den §§ 33 d und 35 a. °Lehnt das
Gericht die weitere Zuriickstellung ab oder
entfallt zwischenzeitlich der Grund fur die
Zuruckstellung oder die weitere Zurick-
stellung, so ist die Unterrichtung unver-
ziglich von der Polizei vorzunehmen. "Fur
das gerichtliche Verfahren gilt 8 19 Abs. 4
entsprechend.”

Absatz 7 erhélt folgende Fassung:

,(7) 'Die Polizei kann mit Zustimmung
des Gerichts, das die MaRnahme angeordnet
oder bestatigt hat, endglltig von einer Unter-
richtung nach Absatz 4 absehen, wenn

1. die Voraussetzungen der Zurlickstel-
lung auch funf Jahre nach Beendigung
der MaRnahme noch nicht
entfallen sind,

2. die Voraussetzungen der Zuriickstel-
lung mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft nicht
entfallen werden und

3. die Voraussetzungen fiir eine Léschung
der Daten vorliegen.

Wurde die MaBnahme nicht von einem
Gericht angeordnet oder bestatigt, so ist die
Zustimmung des Amtsgerichts einzuholen, in
dessen Bezirk die ____ Polizeidienststelle ih-
ren Sitz hat. *Fir das gerichtliche Verfahren
gilt 8 19 Abs. 4 entsprechend.”
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19. Nach § 31 werden die folgenden 88 31 aund 31 b 19. Nach § 31 wird der folgende § 31 a einge-
eingefigt: fugt:
.83la .8§3la
Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter
Personen Personen

(1) *Eine Datenerhebung mit besonderen Mit-
teln oder Methoden, die sich gegen eine in § 53
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafprozessord-
nung genannte Person, einen Rechtsanwalt, eine
nach 8§ 206 der Bundesrechtsanwaltsordnung in ei-
ne Rechtsanwaltskammer aufgenommene Person
oder einen Kammerrechtsbeistand richtet und vo-
raussichtlich Erkenntnisse erbringen wirde, Uber
die diese Person das Zeugnis verweigern drfte, ist
unzulassig. ’Dennoch erlangte Erkenntnisse dirfen
nicht gespeichert, verandert, genutzt oder tbermit-
telt werden; sie sind unverziiglich zu léschen. °Die
Tatsache ihrer Erlangung und L&schung ist zu do-
kumentieren. “Die in der Dokumentation enthalte-
nen Daten dirfen ausschlie3lich zur Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. °Sie sind zu l6schen,
wenn seit einer Mitteilung nach § 30 Abs. 4 ein
Jahr vergangen ist oder es einer Mitteilung geman
§ 30 Abs. 7 endglltig nicht bedarf, frihestens je-
doch zwei Jahre nach der Dokumentation.

(2) 'Soweit durch eine Datenerhebung mit
besonderen Mitteln oder Methoden eine in § 53
Abs. 1 Satz1 Nr.3 bis 3 b oder5 der Strafpro-
zessordnung genannte Person betroffen wére und
dadurch voraussichtlich Erkenntnisse erlangt wir-
den, Uber die diese Person das Zeugnis verwei-
gern durfte, ist dies im Rahmen der Prifung der
VerhaltnismaRigkeit unter Wirdigung des offentli-
chen Interesses an den von dieser Person wahr-
genommenen Aufgaben und des Interesses an der
Geheimhaltung der dieser Person anvertrauten
oder bekannt gewordenen Tatsachen besonders

(1) *Eine MaRnahme nach diesem Gesetz,
die sich gegen eine in 8 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2
oder 4 der Strafprozessordnung genannte Person,
einen Rechtsanwalt, eine nach § 206 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung in eine Rechtsanwaltskam-
mer aufgenommene Person oder einen Kammer-
rechtsbeistand richtet und durch die voraussicht-
lich Daten erhoben wirden, Uber die diese Per-
son das Zeugnis verweigern dirfte, ist unzulassig.
’Dennoch erhobene Daten diirfen nicht gespei-
chert, verandert, genutzt oder tbermittelt werden;
sie sind unverziglich zu I6schen. ®Die Tatsache ih-
rer Erhebung und Ldschung ist zu dokumentieren.
“Die in der Dokumentation enthaltenen Daten diir-
fen ausschliedlich zur Datenschutzkontrolle ver-
wendet werden. °Sie sind zu I6schen, wenn seit ei-
ner Unterrichtung nach § 30 Abs. 4 ein Jahr ver-
gangen ist oder es einer Unterrichtung geman
8 30 Abs. 7 endglltig nicht bedarf, friihestens je-
doch zwei Jahre nach der Dokumentation; unter-
fallt die MaRBnahme nicht der Unterrichtungs-
pflicht nach 8 30 Abs. 4, so sind die in der Do-
kumentation enthaltenen Daten zwei Jahre
nach der Dokumentation zu léschen. ¥'Die L6-
schung nach Satz 5 unterbleibt, wenn die oder
der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz an-
zeigt, dass die Daten zur Erfullung ihrer oder
seiner Aufgaben weiterhin bendtigt werden.
®Die Satze 2 bis 5/1 gelten entsprechend, wenn
durch eine MaRnahme nach diesem Gesetz, die
sich nicht gegen eine in Satz 1 genannte Per-
son richtet, Daten einer dort genannten Person
erhoben werden, Uber die sie das Zeugnis ver-
weigern durfte.

(2) *Soweit sich eine MaBnahme nach die-
sem Gesetz gegen eine in 8§53 Abs.1 Satz 1
Nr. 3 der Strafprozessordnung genannte Per-
son, die nicht unter Absatz 1 fallt, oder eine in
8§53 Abs. 1 Nr. 3 a, 3 b oder 5 der Strafprozess-
ordnung genannte Person richtet und dadurch
voraussichtlich Daten erhoben wirden, tber die
diese Person das Zeugnis verweigern dirfte, ist
dies im Rahmen der Prufung der Verhaltnismafig-
keit unter Wirdigung des offentlichen Interesses an
den von dieser Person wahrgenommenen Aufga-
ben und des Interesses an der Geheimhaltung der
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zu beriicksichtigen. “Soweit hiernach geboten, ist
die MaRnahme zu unterlassen oder, soweit dies
nach der Art der MalRnahme mdglich ist, zu be-
schranken.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend,
soweit die in 853 a der Strafprozessordnung
Genannten das Zeugnis verweigern durften.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht, sofern
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
zeugnisverweigerungsberechtigte Person fur die
Gefahr verantwortlich ist.

§31b
Schutz des Kernbereichs privater
Lebensgestaltung

(1) "Eine Datenerhebung mit besonderen Mit-
teln oder Methoden darf nicht angeordnet werden,
wenn tatsachliche Anhaltspunkte daflr vorliegen,
dass dadurch nicht nur zuféllig Daten erhoben
werden, die dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen sind. ’Die MaRnahme darf
nur angeordnet werden, soweit aufgrund tatséchli-
cher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu
Uberwachenden R&aumlichkeiten und zum Verhalt-
nis der zu Uberwachenden Personen zueinander,
anzunehmen ist, dass durch die Uberwachung
Vorgange, die dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden.
3Gespréu:he in Betriebs- oder Geschéaftsraumen
sind in der Regel nicht dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung zuzurechnen.

(2) *Wenn sich wahrend einer bereits laufen-
den Datenerhebung tatsachliche Anhaltspunkte da-
fur ergeben, dass Daten aus dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung erhoben werden, ist die
Datenerhebung unverzuglich und so lange wie er-
forderlich zu unterbrechen, soweit dies informati-
onstechnisch mdglich ist und dadurch die Datener-
hebung dem Betroffenen nicht bekannt wird.
“Bereits erhobene Daten aus dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung durfen nicht gespeichert,
verandert, genutzt oder Ubermittelt werden; sie sind
unverzuglich zu léschen. °Die Tatsache, dass Da-
ten aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
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dieser Person anvertrauten oder bekannt gewor-
denen Tatsachen besonders zu berlcksichtigen.
2Soweit hiernach geboten, ist die Datenerhebung
zu unterlassen oder, soweit dies nach der Art der
MaRnahme maoglich ist, zu beschranken. 3Fir ent-
gegen Satz 2 erhobene Daten gilt Absatz 1 Sat-
ze 2 bis 5/1 entsprechend.

(3) ___ Soweit eine in § 53 a der Strafpro-
zessordnung genannte Person einer in Absatz 1
oder 2 genannten zeugnisverweigerungsbe-
rechtigten Person gleichsteht und das Zeugnis
verweigern durfte, gilt Absatz 1 oder 2 entspre-
chend.

(4) unverandert

(jetztin § 33)
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tung erhoben wurden, und die Léschung dieser Da-
ten sind zu dokumentieren. “Die in der Dokumenta-
tion enthaltenen Daten dirfen ausschlieflich zur
Datenschutzkontrolle verwendet werden. °Sie sind
zu l8schen, wenn seit einer Unterrichtung nach
§ 30 Abs. 4 ein Jahr vergangen ist oder es einer
Unterrichtung gemaR § 30 Abs. 6 endglltig nicht
bedarf, friihestens jedoch zwei Jahre nach der Do-
kumentation.

(3) Ergeben sich erst bei der Speicherung,
Veranderung oder Nutzung von Daten tatsachliche
Anhaltspunkte dafir, dass Daten dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, so gilt
Absatz 2 Satze 2 bis 5 entsprechend.

(4) *Erkenntnisse, die durch eine Datenerhe-
bung nach 88 33 d oder 35 a erlangt worden sind,
sind dem anordnenden Gericht unverzuglich vor
Kenntnisnahme durch die Polizeidienststelle zur
Entscheidung vorzulegen, ob Daten, die dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind, erhoben wurden. 2Bestehen bei Datener-
hebungen nach § 33 a Abs. 1 oder 2 Zweifel, ob
Daten dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzurechnen sind, darf statt der unmittelbaren
Wahrnehmung nur noch eine automatische Auf-
zeichnung erfolgen. °Eine automatische Aufzeich-
nung nach Satz 2 ist vor Kenntnisnahme durch die
Polizeidienststelle unverziglich dem anordnenden
Gericht zur Entscheidung uber die Zurechnung
vorzulegen. “Bestehen bei sonstigen Datenerhe-
bungen mit besonderen Mitteln oder Methoden
Zweifel, ob Daten dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, sind diese der
Dienststellenleitung zur Entscheidung tber die Zu-
rechnung vorzulegen.

(5) 'Bei Gefahr im Verzug kann die Dienst-
stellenleitung bei Aufzeichnungen nach Absatz 4
Satz 1 und 2 entscheiden, ob Daten erhoben wur-
den, die dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung zuzurechnen sind. ’Die gerichtliche Entschei-
dung nach Absatz 4 Satze 1 und 3 ist unverziglich
nachzuholen. °Die Entscheidung nach Satz 1 tritt
spatestens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem
Erlass aul3er Kraft, wenn sie bis dahin nicht richter-
lich bestatigt wird. 4Erfolgt bis dahin keine richterli-
che Bestatigung, so dirfen bereits erhobene Daten
nicht verwendet werden; diese Daten sind unver-
zlglich zu I6schen.

(6) Daten aus dem durch das Berufsgeheim-
nis geschutzten Vertrauensverhdltnis nach den

23



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/850

20.

24

88 53 und 53 a der Strafprozessordnung sind dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-

nen.

8§ 32 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Polizei kann bei oder im Zusammen-
hang mit oOffentlichen Veranstaltungen oder
Ansammlungen, die nicht dem Niederséchsi-
schen Versammlungsgesetz unterliegen, Per-
sonen, bei denen Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass sie Straftaten oder nicht
geringflgige Ordnungswidrigkeiten begehen
werden, mittels Bildibertragung beobachten
und von diesen Personen Bild- und Tonauf-
zeichnungen (Aufzeichnungen) anfertigen.”

In Absatz 2 werden die Worte ,oder Ord-
nungswidrigkeiten® gestrichen.

Absatz 3 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,'Die Verwaltungsbehorden und die
Polizei durfen offentlich zugéngliche
Raume mittels Bildubertragung offen
beobachten,

1. wenn dort wiederholt Straftaten
oder nicht geringfligige Ordnungs-
widrigkeiten begangen wurden und
die Beobachtung zur Verhiitung
dieser Straftaten oder nicht gering-
fugigen Ordnungswidrigkeiten er-
forderlich ist,

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

20. § 32 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Polizei kann eine Person, bei der
Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass sie bei oder im Zusammenhang mit
einer offentlichen Veranstaltung oder
Ansammlung, die nicht dem Nieder-
séchsischen Versammlungsgesetz un-
terliegt, eine Straftat oder nicht gering-
figige  Ordnungswidrigkeit begehen
wird, bei oder im Zusammenhang mit
dieser Veranstaltung oder Ansamm-
lung mittels Bildibertragung offen be-
obachten, um die Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit zu verhiten, und von
dieser Person zu diesem Zweck Bild-
und Tonaufzeichnungen (Aufzeichnun-
gen) offen anfertigen.”

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefigt:

,»°Die MaBnahme ist kenntlich zu ma-

chen.”

unverandert

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Verwaltungsbehérden und die
Polizei diurfen offentliche StraRen und
Platze sowie andere offentlich zugéng-
liche Orte mittels Bildlbertragung offen
beobachten,

1. wenn dort wiederholt Straftaten
oder nicht geringfligige Ordnungs-
widrigkeiten begangen wurden und
die Beobachtung zur Verhiitung
entsprechender Straftaten oder
_________  Ordnungswidrigkeiten
erforderlich ist,
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2. im zeitlichen und 6rtlichen Zusam-
menhang mit einem Ereignis, wenn
Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass im Zusammenhang mit
dem Ereignis Straftaten oder nicht
geringfugige Ordnungswidrigkeiten
begangen werden oder Gefahren
fur Leib oder Leben entstehen
kénnen, und die Beobachtung zur
Verhitung dieser Straftaten oder
nicht geringfligigen Ordnungswid-

2. wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass im
zeitlichen und ortlichen Zusam-
menhang mit einer Veranstaltung
oder einem sonstigen Ereignis
eine Straftat oder nicht geringfiigi-
ge Ordnungswidrigkeit begangen
wird , und die Be-
obachtung im zeitlichen und ort-
lichen Zusammenhang mit die-
sem Ereignis zur Verhitung die-

rigkeiten oder zur Abwehr der Ge- ser Straftat oder Ord-
fahr erforderlich ist, oder nungswidrigkeit erfor-
derlich ist,

3. an besonders gefahrdeten Objek-
ten, wenn dies zur Erfiillung von
Aufgaben nach 8 1 Abs. 1 erforder-
lich ist.”

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-

fugt:

,’Die Beobachtung ist kenntlich zu ma-
chen.”

bb)

2/1. wenn dies erforderlich ist, um im
zeitlichen und ortlichen Zusam-
menhang mit einer Veranstal-
tung oder einem sonstigen Er-
eignis kiinftige Gefahren fir Leib
oder Leben abzuwehren,
oder

3. wenn dies an einem
der in § 13 Abs. 1 Nr. 3 genann-
ten geféhrdeten Objekte zur Er-
fullung von Aufgaben nach §1
Abs. 1 erforderlich ist.”

Der bisherige Satz 2 wird durch die
folgenden neuen Séatze 2 bis 5 er-
setzt:

,Die Beobachtung ist kenntlich zu ma-
chen. ®Die nach Satz 1 Nr. 1 oder 2
ubertragenen Bilder kann die Polizei
aufzeichnen, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass an den be-
obachteten 0&ffentlich zugéanglichen
Orten oder in deren unmittelbarer
Umgebung klnftig Straftaten began-
gen werden, und die Aufzeichnung
zur Verhutung dieser Straftaten er-
forderlich ist. “Die nach Satz 1 Nr. 3
an einem der in § 13 Abs. 1 Nr. 3 ge-
nannten gefédhrdeten Objekte Uber-
tragenen Bilder kann die Polizei auf-
zeichnen, wenn tatsachliche Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen,
dass an oder in Objekten dieser Art
terroristische Straftaten begangen
werden sollen, und die Aufzeichnung
zur Verhutung dieser Straftaten er-
forderlich ist. 5Aufzeichnungen nach
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cc) Die bisherigen Satze 2 und 3 werden
Sétze 3 und 4.

dd) Im neuen Satz 3 Nr. 1 werden das Wort
-an“ durch das Wort ,in“ und das Wort
,orten durch die Worte ,6ffentlich zu-
ganglichen R&aumen® ersetzt und die
Worte ,von erheblicher Bedeutung oder
Straftaten nach § 224 StGB*“ gestrichen.

Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

aa) Es werden die folgenden neuen Satze 2
und 3 eingeflugt:

,’Die Polizei kann bei der Durchfiihrung
von Maflnahmen der Gefahrenabwehr
nach diesem Gesetz oder anderen
Rechtsvorschriften in 6ffentlich zugéng-
lichen Raumen durch den Einsatz am
Korper getragener technischer Mittel
Bild- und Tonaufzeichnungen offen an-
fertigen, wenn dies nach den Umstan-
den zum Schutz von Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten oder Dritten gegen
eine Gefahr fir Leib oder Leben erfor-
derlich ist. *Die Verwendung des techni-
schen Mittels zur Bild- und Tonaufzeich-
nung ist kenntlich zu machen.*

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und wie
folgt geandert:

Die Worte ,MalRnahme darf* werden
durch die Worte ,MalBnahmen nach den
Satzen 1 und 2 dirfen” ersetzt.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

d)

den Séatzen 3 und 4 sind unverzig-
lich, spatestens jedoch nach sechs
Wochen zu l6schen, soweit sie nicht
zur Verfolgung einer Straftat erforder-
lich oder zur Behebung einer Be-
weisnot unerlésslich sind.”

cc) wird gestrichen

dd) wird gestrichen

ee) Der bisherige Satz 3 wird Satz 6.

Absatz 4 erhéalt folgende Fassung:

,(4) 'Die Polizei kann bei der Durchfiih-
rung von Maflinahmen zur Gefahrenabwehr
oder von MalRBnahmen zur Ver-
folgung von Straftaten oder Ordnungswid-
rigkeiten auf o6ffentlichen Stralen oder
Platzen oder an anderen offentlich zugéngli-
chen Orten durch den Einsatz
technischer Mittel, insbesondere am Korper
getragener Bild- und Tonaufzeichnungsge-
rate, Aufzeichnungen offen anfertigen, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass dies zum Schutz von Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten oder Drit-
ten gegen eine Gefahr fiir Leib oder Leben er-
forderlich ist. Die MaRnahme darf auch
durchgefihrt werden, wenn Dritte unver-
meidbar betroffen werden. °Der Einsatz
der technischen Mittel ist kennt-
lich zu machen. “Die am Korper getragenen
Bild- und Tonaufzeichnungsgerate nach
Satz 1 durfen auch im Bereitschaftsbetrieb
Aufzeichnungen anfertigen. *Aufzeich-
nungen nach Satz 4 sind automatisch
nach hoéchstens 30 Sekunden zu l6schen,
es sei denn, es beginnen in dieser Zeit-
spanne Aufzeichnungen nach Satz 1. ®In
diesem Fall werden die Aufzeichnungen
nach Satz 4 erst gemeinsam mit den Auf-
zeichnungen nach Satz 1 geldscht. "Auf-
zeichnungen nach Satz 1 sind unverzig-
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e)

f)

9)

Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefligt:

,(5) 'Die Bild- und Tonaufzeichnungsge-
rate nach Absatz 4 Satz 2 dirfen im Bereit-
schaftsbetrieb in ihrem Zwischenspeicher
kurzzeitig Daten erfassen. “Diese Daten sind
automatisch nach hdochstens 30 Sekunden
spurenlos zu léschen, es sei denn, es erfolgt
eine Aufnahme nach Absatz 4 Satz 2. *In die-
sem Fall durfen die nach Satz 1 erfassten
Daten bis zu einer Dauer von 30 Sekunden
vor dem Beginn der Aufzeichnung nach Ab-
satz 1 Satz 2 gespeichert werden.*

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

Es werden die folgenden Abséatze 7 und 8 an-
gefugt:

,(7) 'Die Verwaltungsbehorden und die
Polizei dirfen 6ffentlich zugangliche Orte mit-
tels Bildibertragung offen beobachten, wenn
dies zur Lenkung und Leitung des Stral3en-
verkehrs erforderlich ist und Bestimmungen
des StralRenverkehrsrechts nicht entgegen-
stehen. “Die Bildibertragung ist kenntlich zu
machen.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

9)

lich, spatestens jedoch nach sechs Wo-
chen zu 18schen, soweit sie nicht zur Ver-
folgung einer Straftat erforderlich oder zur
Behebung einer Beweisnot unerlasslich
sind. ®Die §§ 12 und 17 des Niedersachsi-
schen Versammlungsgesetzes bleiben un-
berthrt.”

wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 4 Sat-
ze 4 bis 6)

Absatz 5 wird wie folgt geéan-
dert:

aa) In Satzl wird nach dem Wort
»Kraftfahrzeugkennzeichen* das Wort
»offen® eingeflgt.

bb) In Satz 2 werden das Wort ,,Aufnah-
me“ und das Wort ,Bildaufnahme*
jeweils durch das Wort ,Bildauf-
zeichnung* ersetzt.

cc) Es wird der folgende neue Satz 6 ein-
gefugt:

», Der Einsatz der technischen Mittel
ist kenntlich zu machen.“

dd) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7.

Es werden die folgenden Absatze 6 und 7 an-
geflgt:

,(6) ‘Die Verwaltungsbehérden und die
Polizei durfen den o6ffentlichen Verkehrs-
raum mittels Bildiibertragung offen beobach-
ten, soweit dies zur Lenkung und Leitung des
StralRenverkehrs erforderlich ist und Bestim-
mungen des StralRenverkehrsrechts nicht
entgegenstehen. ’Die Bildubertragung ist
kenntlich zu machen.
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21.

22.

28

(8) 'Die Verwaltungsbehérden und die
Polizei durfen im offentlichen Verkehrsraum
zur Uberwachung der Geschwindigkeit von
Kraftfahrzeugen durch eine Abschnittskontrol-
le technische Mittel offen einsetzen, um auf
einer festgelegten Wegstrecke die Durch-
schnittsgeschwindigkeit eines Kraftfahrzeugs
zu ermitteln. *Dabei diirfen mit dem techni-
schen Mittel das Kraftfahrzeugkennzeichen,
das Kraftfahrzeug und seine Fahrtrichtung
sowie Zeit und Ort erfasst werden. °Eine Er-
kennbarkeit von Fahrzeuginsassen ist auszu-
schlieBen. “Bei Kraftfahrzeugen, bei denen
nach Feststellung der Durchschnittsge-
schwindigkeit keine Uberschreitung der zu-
lassigen Hochstgeschwindigkeit vorliegt, sind
die nach Satz 2 erhobenen Daten unverzig-
lich automatisch zu léschen. °Bei Kraftfahr-
zeugen, bei denen eine Uberschreitung der
zulassigen Hoéchstgeschwindigkeit festgestellt
wird, dirfen die Daten zum Zweck der Verfol-
gung von Straftaten und Ordnungswidrigkei-
ten gespeichert, verandert, genutzt und
iibermittelt werden. °Die Verwendung des
technischen Mittels ist kenntlich zu machen.”

Nach § 32 wird der folgende § 32 a eingefligt:

,832a
Einsichtnahme und Herausgabe von Bild-
und Tonaufzeichnungen von Stellen auf3erhalb
des offentlichen Bereichs

(1) Zur Abwehr einer Gefahr fur die Sicherheit
oder den Bestand des Bundes oder eines Landes
sowie fir Leib, Leben oder Freiheit einer Person
kann die Polizei im Einzelfall von Stellen auRerhalb
des offentlichen Bereichs die Einsichtnahme und
Herausgabe von Bild- und Tonaufzeichnungen
offentlich zugénglicher Raume verlangen, wenn die
Abwehr der Gefahr auf andere Weise aussichtslos
oder wesentlich erschwert ware.

(2) 'Die MaRnahme nach Absatz 1 bedarf der
Anordnung durch die Behdrdenleitung. 2Diese kann
ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststellenleiterin-
nen und Dienststellenleiter sowie Beamtinnen oder
Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten
Einstiegsamt Ubertragen. 3Die Anordnung bedarf
der Schriftform; sie ist zu begriinden.*

§ 33 wird wie folgt geandert:

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

(7) 'Die Verwaltungsbehérden und die
Polizei durfen im offentlichen Verkehrsraum
zur Verhitung der Uberschreitung der zu-
lassigen Hochstgeschwindigkeit von Kraft-
fahrzeugen nach MaBRgabe des Satzes 2
Bildaufzeichnungen offen anfertigen und
damit auf einer festgelegten Wegstrecke die
Durchschnittsgeschwindigkeit eines Kraftfahr-
zeugs ___ ermitteln (Abschnittskontrolle).
’Die Bildaufzeichnungen dirfen nur das
Kraftfahrzeugkennzeichen, das Kraftfahrzeug
und seine Fahrtrichtung sowie Zeit und Ort er-
fassen; es ist technisch sicherzustellen,
dass Insassen nicht zu sehen sind oder
sichtbar gemacht werden  kénnen.
8 (jetzt in Satz 2) “Bei Kraftfahr-
zeugen, bei denen nach Feststellung der
Durchschnittsgeschwindigkeit  keine  Uber-
schreitung der zuldssigen Hochstgeschwin-
digkeit vorliegt, sind die nach Satz 2 erhobe-
nen Daten sofort automatisch zu l6schen.

®Die Abschnittskontrolle ist
kenntlich zu machen.”

21. wird gestrichen

22. §33erhalt folgende Fassung:
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a)

b)

Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz
und wie folgt geéndert:

aa) In Satz 4 werden die Worte ,Bedienstete
des hoheren Dienstes” durch die Worte
.,Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt” ersetzt.

bb) Satz 5 erhalt folgende Fassung:

,’Die Anordnung bedarf der Schriftform;
sie ist zu begrunden.*

Absatz 2 wird gestrichen.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

»8 33
Schutz des Kernbereichs privater
Lebensgestaltung

(1) *Eine Datenerhebung mit besonderen
Mitteln oder Methoden (§ 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2)
darf nicht angeordnet werden, wenn tatsachli-
che Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass
dadurch nicht nur zuféllig Daten erhoben wer-
den, die dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen sind. ’Bei einer MaRnah-
me nach § 35 a liegen solche tatsachlichen An-
haltspunkte in der Regel vor, wenn in den zu
Uiberwachenden Raumlichkeiten Gesprache der
betroffenen Personen mit Personen ihres be-
sonderen persdnlichen Vertrauens zu erwarten
sind. *Bei einer MaRnahme nach § 33 d ist so-
weit moglich technisch sicherzustellen, dass
Daten, die den Kernbereich privater Lebensge-
staltung betreffen, nicht erhoben werden.

(2) *Wenn sich erst wahrend einer bereits
laufenden, nicht nur automatisierten Datener-
hebung tatséchliche Anhaltspunkte dafiur erge-
ben, dass bei ihrer Fortsetzung Daten aus dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung erho-
ben werden, so ist die Datenerhebung unver-
zuglich zu unterbrechen, soweit dies informati-
onstechnisch madglich ist, in den Fallen der
88 36 und 36 a jedoch erst, sobald dies ohne
Geféahrdung der Vertrauensperson, der ver-
deckten Ermittlerin oder des verdeckten Ermitt-
lers moglich ist. ’Bestehen Zweifel, ob tatsach-
liche Anhaltspunkte nach Satz 1 vorliegen, so
darf die MalRnahme nur noch als automatische
Aufzeichnung fortgesetzt werden. ®Eine nach
Satz 1 unterbrochene Mafinahme darf unter den

29



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport
der CDU - Drs. 18/850

Voraussetzungen des Absatzes 1 fortgesetzt
werden.

(3) ‘Die durch MaRnahmen nach § 33 d und
8§ 35 a erhobenen Daten sowie nach Absatz 2
Satz 2 angefertigte automatische Aufzeichnun-
gen sind dem anordnenden Gericht unverziig-
lich vor Kenntnisnahme durch die Polizei zur
Entscheidung dariiber vorzulegen, ob diese Da-
ten dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzurechnen sind. “Bestehen bei sonstigen Da-
tenerhebungen mit besonderen Mitteln oder
Methoden Zweifel, ob Daten dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind,
so sind diese der Dienststellenleitung zur Ent-
scheidung uber die Zurechnung vorzulegen.

(4) *Bei Gefahr im Verzug kann die Dienst-
stellenleitung in den Fallen des Absatzes 3
Satz 1 vorlaufig dariiber entscheiden, ob erho-
bene Daten dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung zuzurechnen sind. “Die richterliche
Bestatigung der Zurechnung ist unverziglich
zu beantragen. *Wird die Bestatigung abgelehnt
oder erfolgt sie nicht spatestens mit Ablauf des
dritten Tages nach der Entscheidung nach
Satz 1, so tritt diese aul3er Kraft. “In diesem Fall
sind die betroffenen Daten dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung zuzurechnen.

(5) *Daten, die mit besonderen Mitteln oder
Methoden erhoben wurden und dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen
sind, didrfen nicht gespeichert, verandert, ge-
nutzt oder Ubermittelt werden; sie sind unver-
zuglich zu l8schen. ’Die Tatsache, dass Daten
aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung erhoben wurden, und die Léschung dieser
Daten sind zu dokumentieren. °Die in der Do-
kumentation enthaltenen Daten durfen aus-
schlie3lich zur Datenschutzkontrolle verwendet
werden. “Sie sind zu I6schen, wenn seit einer
Unterrichtung nach 8 30 Abs. 4 ein Jahr ver-
gangen ist oder es einer Unterrichtung geman
8 30 Abs. 7 endgultig nicht bedarf, frihestens
jedoch zwei Jahre nach der Dokumentation, es
sei denn, die oder der Landesbeauftragte fur
den Datenschutz zeigt an, dass die Daten zur
Erfillung ihrer oder seiner Aufgaben weiterhin
bendtigt werden. ®Sind in den Fallen des Absat-
zes 4 Satz 1 bereits Daten Ubermittelt worden,
die geméaRl Absatz 4 Satze 2 bis 4 dem Kernbe-
reich privater Lebensfihrung zuzurechnen
sind, so ist die empfangende Stelle Uber die
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23. § 33 a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1) 'Die Polizei kann personenbezoge-
ne Daten durch Uberwachung und Aufzeich-
nung der Telekommunikation erheben ber

1. die in den 88 6 und 7 genannten Perso-
nen, soweit dies zur Abwehr einer drin-
genden Gefahr erforderlich ist,

2. eine Person, bei der bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass
sie innerhalb eines (bersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach
konkretisierte Weise eine terroristische
Straftat begehen wird,

3. eine Person, deren individuelles Verhal-
ten die konkrete Wahrscheinlichkeit be-
griindet, dass sie innerhalb eines Uber-
sehbaren Zeitraums eine terroristische
Straftat begehen wird,

4. eine Person, bei der bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass
sie fiir eine Person nach Nummer 1 be-
stimmte oder von dieser herriihrende
Mitteilungen entgegennimmt oder wei-
tergibt, oder

5. eine Person, bei der bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass
eine Person nach Nummer 1 deren Te-
lekommunikationsanschluss oder End-
gerat benutzen wird

und die Abwehr der Gefahr oder Verhitung
der Straftaten auf andere Weise aussichtslos
oder wesentlich erschwert wére. 2Die MaR-
nahme darf auch durchgefiihrt werden, wenn
Dritte unvermeidbar betroffen werden.”

Es werden die folgenden neuen Absétze 2
und 3 eingefugt:

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

23.

Zugehdrigkeit zum Kernbereich zu unterrich-

ten.“

§ 33 a wird wie folgt geandert:

a)

Der bisherige Absatz 1 wird durch die fol-
genden neuen Absatze 1 bis 3 ersetzt:

,(1) 'Die Polizei kann personenbezoge-
ne Daten durch Uberwachung und Aufzeich-
nung der Telekommunikation erheben ber

1. eine in 86 oder § 7 genannte
Person zur Abwehr einer
dringenden Gefahr ,

2. eine Person, beider ____ Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass sie inner-
halb eines Ubersehbaren Zeitraums auf
eine zumindest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise eine terroristische Straftat
oder eine schwere organisierte Ge-
walttat begehen wird,

3. unverandert

4. eine Person, beider _____ Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass sie fur eine
Person nach Nummer 1 bestimmte oder
von dieser herrihrende Mitteilungen
entgegennimmt oder weitergibt, oder

5. eine Person, bei der ____ Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass eine
Person nach Nummer 1 deren Tele-
kommunikationsanschluss oder Endge-
rat benutzen wird,

wenn dies zur Abwehr der Gefahr oder zur
Verhiitung der Straftat unerlasslich ist.
2
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c)

d)

,(2) Die Uberwachung und Aufzeichnung
der Telekommunikation kann in der Weise er-
folgen, dass mit technischen Mitteln in von
der betroffenen Person genutzte informations-
technische Systeme eingegriffen wird, wenn

1.  durch technische MalRnahmen sicherge-
stellt ist, dass ausschliel3lich laufende
Telekommunikation Gberwacht und auf-
gezeichnet wird, und

2. der Eingriff in das informationstechni-
sche System notwendig ist, um die
Uberwachung und Aufzeichnung der Te-
lekommunikation insbesondere auch in
unverschlisselter Form zu erméglichen.

(3) 'Es ist technisch sicherzustellen,
dass

1. an dem informationstechnischen System
nur Veranderungen vorgenommen wer-
den, die fur die Datenerhebung uner-
lasslich sind, und

2. die vorgenommenen Veranderungen bei
Beendigung der MalRnahme soweit
technisch mdoglich automatisiert riick-
gangig gemacht werden.

*Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand
der Technik gegen unbefugte Nutzung zu
schiitzen. ®Die tiberwachte und aufgezeichne-
te Telekommunikation ist nach dem Stand der
Technik gegen Verdnderung, unbefugte L6-
schung und unbefugte Kenntnisnahme zu
schitzen.”

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie
folgt geandert:

In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 1“ durch
die Angabe ,Absatz 1 und 2“ ersetzt.

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und er-
halt folgende Fassung:

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

c)

d)

(2) Die Uberwachung und Aufzeichnung
der Telekommunikation kann in der Weise er-
folgen, dass mit technischen Mitteln in von
der betroffenen Person genutzte informations-
technische Systeme eingegriffen wird, wenn

1. __ technisch sichergestellt ist,
dass ausschlief3lich laufende Telekom-
munikation Uberwacht und aufgezeich-
net wird, und

2. eine Malnahme nach Absatz 1 nicht
ausreichend ist, um die Uberwachung
und Aufzeichnung der Telekommunika-
tion in unverschlisselter
Form zu gewahrleisten.

(3) 'Bei Eingriffen nach Absatz 2 ist
technisch sicherzustellen, dass

1. unverandert

2. unverandert

“Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand
der Technik gegen unbefugte Nutzung zu
schitzen. ®Die tiberwachte und aufgezeichne-
te Telekommunikation ist nach dem Stand der
Technik gegen Veranderung, unbefugte
Léschung und unbefugte Kenntnisnahme zu
schitzen.

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie
folgt geandert:

aa) Die Satze 1 und 2 werden gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 3 wird einziger
Satz und wie folgt geandert:

Die Worte ,,Die Malinahme darf“ wer-
den durch die Worte ,,MaRnahmen
nach den Absatzen 1 und 2 dirfen*
ersetzt.

wird (hier) gestrichen (jetzt in § 33 ¢ Abs. 1)
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e)

f)

+(5) Die Polizei kann unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 von Diensteanbie-
tern nach § 2 Satz 1 Nr. 1 des Telemedienge-
setzes (TMG) Auskunft Gber Nutzungsdaten
(815 Abs. 1 des Telemediengesetzes) ver-
langen. ’Die Auskunft kann auch tber zukunf-
tige Nutzungsdaten angeordnet werden.”

Die bisherigen Absatze 4 bis 8 werden Absat-
ze 6 bis 10.

Die neuen Abséatze 6 und 7 erhalten folgende
Fassung:

,(6) 'Die Datenerhebung nach den Ab-
séatzen 1, 3 und 5 bedarf der Anordnung durch
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizei-
dienststelle ihren Sitz hat. ’Die Anordnung ist
auf hochstens drei Monate zu befristen.
3Verléngerungen um jeweils hdchstens drei
Monate sind zuldssig, wenn die in Absatz 1
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.
“Die Anordnung muss die Person, gegen die
sich die Datenerhebung richtet, Art und Um-
fang der zu erhebenden Daten sowie die be-
troffenen Telekommunikationsanschlisse be-
zeichnen. °Die Anordnung oder die Verlange-
rung bedarf der Schriftform; sie ist zu begriin-
den. ®Fur das gerichtliche Verfahren gilt § 19
Abs. 4 entsprechend. 'Die Monatsfrist fir die
Einlegung der Beschwerde beginnt mit Zu-
gang der Unterrichtung nach § 30 Abs. 4.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

wird gestrichen

Die bisherigen Abséatze 3 bis 5 werden
durch die folgenden neuen Abséatze 5 und 6
ersetzt:

,(5) *MaRnahmen nach den Abséatzen 1
_____und 2 bedurfen der Anordnung durch
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizei-
dienststelle ihren Sitz hat. *Im Antrag der
Polizei sind anzugeben:

1. die betroffene Person mit Name und
Anschrift,

2. die Rufnummer oder eine andere
Kennung des zu Uberwachenden An-
schlusses oder des Endgerats, sofern
sich nicht aus Tatsachen ergibt, dass
diese zugleich einem anderen Endge-
rat zugeordnet ist,

3. Art, Umfang und Dauer der MalRnah-
me unter Benennung des Endzeit-
punktes,

4. im Fall des Absatzes 2 auch eine
maoglichst genaue Bezeichnung des
informationstechnischen Systems, in
das zur Datenerhebung eingegriffen
werden soll,

5. der Sachverhalt, im Fall des Absat-
zes 1 Nr. 4 oder 5 auch die Tatsachen,
aus denen sich die besondere Gefah-
renndhe der betroffenen Person
ergibt, und

6. eine Begrundung.
“2Die Anordnung ergeht schriftlich. **Sie
muss die in Satz 1/1 Nrn. 1 bis 4 bezeich-
neten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. 2Die Anordnung ist auf
hochstens drei Monate zu befristen.
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34

9)

h)

(7) 'Bei Gefahr im Verzuge kann die
Polizei die Anordnung treffen. 2Absatz 6
Satz 4 gilt entsprechend. *Die Anordnung be-
darf der Schriftform; sie ist zu begrlnden.
*Die Begriindung muss sich auch auf die Zu-
lassigkeit der polizeilichen Anordnung bezie-
hen. °Die Entscheidung trifft die Behordenlei-
tung. °Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen oder Dienststel-
lenleiter sowie Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. "Die richterliche Bestatigung
der Anordnung ist unverzuglich zu beantra-
gen. ®Die Anordnung nach Satz 1 tritt spétes-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem
Erlass auRBer Kraft, wenn sie bis dahin nicht
richterlich bestétigt wird. gErfolgt bis dahin
keine richterliche Bestatigung, so dirfen be-
reits erhobene Daten nicht verwendet werden;
diese Daten sind unverziglich zu I6schen.”

Der neue Absatz 8 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 2°
durch die Angabe ,Absatz 4“ ersetzt.

bb) in Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 5“
durch die Angabe ,Absatz 7“ ersetzt.

Im neuen Absatz 9 werden die Worte ,und die
UberwachungsmaRnahmen nach den Vor-
schriften des Telekommunikationsgesetzes
und der darauf beruhenden Rechtsverord-
nungen technisch und organisatorisch durch-
zufiihren® gestrichen.
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9)

h)

Verlangerungen um jeweils héchstens drei
Monate sind zulassig, wenn die
Voraussetzungen der Anordnung unter Be-
ricksichtigung der gewonnenen Erkennt-
nisse weiterhin erflllt sind; die Satze 1/1
bis 1/3 gelten entsprechend. *'Liegen die
Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, so ist die MaRhahme unverzlg-
lich zu beenden. * "% (jetzt in
den Satzen 1/2 und 1/3) ®Firr das gerichtliche
Verfahren gilt 8 19 Abs. 4 entsprechend. "Die
Monatsfrist fur die Einlegung der Beschwerde
beginnt mit Zugang der Unterrichtung nach
§ 30 Abs. 4.

(6) 'Bei Gefahr im Verzug kann die
Polizei die Anordnung treffen. *Absatz 5 Sét-
ze 1/2 und 1/3 gilt entsprechend mit der
MaRgabe, dass die Anordnung auch eine
Begriindung der Gefahr im Verzug enthal-
ten muss. 34 (jetzt in Satz 2)
°Die Entscheidung trifft die Behdrdenleitung.
®Diese kann ihre Anordnungsbefugnis auf
Dienststellenleiterinnen oder Dienststellenlei-
ter sowie Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt
Ubertragen. "Die richterliche Bestatigung der
Anordnung ist unverziglich zu beantragen.
qwird die Bestétigung abgelehnt oder er-
folgt sie nicht spéatestens mit Ablauf des drit-
ten Tages nach ____ Erlass der Anordnung
nach Satz 1, so tritt diese aulBer Kraft

. %In diesem Fall durfen die be-
reits erhobenen Daten nicht mehr verwendet
werden; diese Daten sind unverzuglich zu
l6schen. °Sind bereits Daten iibermittelt
worden, die nach Satz 9 zu léschen sind,
so ist die empfangende Stelle dariber zu
unterrichten.”

Der bisherige Absatz 6 wird gestrichen.

Absatz 7 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,,Uberwa-
chung und Aufzeichnung der Tele-
kommunikation® durch die Worte
»MalBnahmen nach Absatz 1“ und die
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i) Der neue Absatz 10 wird wie folgt geandert: i)

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 2
durch die Angabe ,Absatz 4 und die
Angabe ,Absétze 4 und 5 durch die An-
gabe ,Abséatze 6 und 7“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte ,unverzig-
lich und vollstandig“ gestrichen.

24. In 8§33 b Abs. 3 wird die Angabe ,8 33 a Abs. 4 24.
und 5 durch die Angabe ,8 33 a Abs. 6 und 7“ er-
setzt.
a)
b)

Worte Uberwachungs-
mafRnahmen nach den Vorschriften des
Telekommunikationsgesetzes und der
darauf beruhenden Rechtsverordnungen
technisch und organisatorisch durchzu-
fuhren“ durch die Worte ,erforderli-
chen Auskunfte unverziiglich zu ertei-
len“ ersetzt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-
geflgt:

, Ob und in welchem Umfang hierfir
Vorkehrungen zu treffen sind, be-
stimmt sich nach dem Telekommuni-
kationsgesetz (TKG) und der Tele-
kommunikations-Uberwachungsver-
ordnung.”

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

Absatz 8 wird gestrichen.

§ 33 b wird wie folgt geandert:

Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

» Technische Mittel, mit denen aktiv ge-
schaltete Mobilfunkendeinrichtungen zur
Datenabsendung an eine Stelle auBerhalb
des Telekommunikationsnetzes veranlasst
werden, dirfen zur Ermittlung der Gerate-
und Kartennummer oder zur Ermittlung
des Standorts einer Endeinrichtung unter
den Voraussetzungen des 8§ 33 a Abs. 1
eingesetzt werden.“

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

»(3) 'MaRnahmen nach den Absat-
zen1l und 2 bedirfen der Anordnung
durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die Polizeidienststelle ihren Sitz hat; 8§ 33 a
Abs. 5 Satze 1/1 bis 7 gilt entsprechend.
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25.

36

§ 33 c wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Tele-
kommunikationsgesetzes® die Worte
,oder 814 des Telemediengesetzes®
eingeflgt.
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25.

“Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei die
Anordnung treffen; § 33 a Abs. 6 Séatze 2
bis 10 gilt entsprechend.“

§ 33 c erhélt folgende Fassung:

»833¢C
Auskunftsverlangen

(1) 'Die Polizei kann verlangen, dass ein
Diensteanbieter nach § 2 Satz 1 Nr. 1 des Tele-
mediengesetzes (TMG) ihr Auskunft erteilt

1. zu Bestandsdaten (8§ 14 TMG) oder
2. zu Nutzungsdaten (§ 15 Abs. 1 TMG).

%Ein Auskunftsverlangen nach Satz 1 Nr. 2 kann
sich auch auf kiinftig anfallende Nutzungsdaten
beziehen. °Eine Auskunft zu Bestandsdaten
(Satz 1 Nr. 1) darf nur verlangt werden zur Ab-
wehr einer Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit
zu einer in § 6 oder § 7 genannten Person oder
unter den Voraussetzungen des § 8 zu einer
dort genannten Person. “Eine Auskunft zu Nut-
zungsdaten (Satz 1 Nr. 2) darf nur unter den Vo-
raussetzungen des 8§ 33 a Abs. 1 verlangt wer-
den.

(2) 'Die Polizei kann verlangen, dass ein
Diensteanbieter nach §3 Nr. 6 TKG ihr Aus-
kunft erteilt

1. zu den nach den 8§ 95 und 111 TKG erho-
benen Bestandsdaten (einfache Bestands-
daten),

2. zu Bestandsdaten nach Nummer 1, mittels
derer der Zugriff auf Endgerate oder auf
Speichereinrichtungen, die in diesen End-
geraten oder hiervon raumlich getrennt
eingesetzt werden, geschutzt wird oder die
anhand einer zu einem bestimmten Zeit-
punkt zugewiesenen Internetprotokoll-
Adresse bestimmt werden (besondere Be-
standsdaten), oder

3. zu Verkehrsdaten nach 8§ 96 Abs. 1 TKG.

%Ein Auskunftsverlangen nach Satz 1 Nr. 3 kann
sich auch auf kiinftig anfallende Verkehrsdaten
beziehen. °Eine Auskunft zu einfachen Be-
standsdaten (Satz 1 Nr. 1) darf nur verlangt
werden zur Abwehr einer Gefahr fir die 6ffent-
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b)

c)

d)

bb) Satz 3 erhélt folgende Fassung:

Sauf Auskunftsverlangen zu Daten, die
nach den 88 95 und 111 des Telekom-
munikationsgesetzes erhoben wurden,
findet § 30 Abs. 4 keine Anwendung.”

In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,8 33 a
Abs. 4 und 5" durch die Angabe ,833a
Abs. 6 und 7“ ersetzt.

In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,8 33 a
Abs. 4 und 5° durch die Angabe ,833a
Abs. 6 und 7“ ersetzt.

In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte ,unver-
zlglich und vollstandig“ gestrichen.
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liche Sicherheit zu einer in § 6 oder § 7 genann-
ten Person oder unter den Voraussetzungen
des § 8 zu einer dort genannten Person. “Eine
Auskunft zu besonderen Bestandsdaten (Satz 1
Nr. 2) oder Verkehrsdaten (Satz 1 Nr. 3) darf nur
unter den Voraussetzungen des § 33 a Abs. 1
verlangt werden.

(3) Eine Auskunft nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 darf auch verlangt werden, wenn Dritte
unvermeidbar betroffen werden.

(jetzt in 8 30 Abs. 4 Satz 1)

(4) *Ein Auskunftsverlangen zu Nutzungs-
daten (Absatz 1 Satz 1 Nr. 2), besonderen Be-
standsdaten (Absatz 2 Satz 1 Nr. 2) oder Ver-
kehrsdaten (Absatz 2 Satz 1 Nr. 3) bedarf der
Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen
Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz hat;
§ 33 a Abs. 5 Séatze 1/1 bis 7 gilt entsprechend.
’Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei die An-
ordnung treffen; 8 33 a Abs. 6 Satze 2 bis 10 gilt
entsprechend.

(5) ‘Die Polizei kann ein Auskunftsverlan-
gen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 auf Standortda-
ten eines mobilen Anschlusses beschréanken.
’Dient ein solches Auskunftsverlangen aus-
schlieBllich der Ermittlung des Aufenthaltsorts
einer gefahrdeten Person, so kann abweichend
von Absatz 4 die Polizei die Anordnung treffen;
8§ 33 a Abs. 5 Satze 1/2 und 1/3 gilt entspre-
chend.

(6) *Hat die Teilnehmerin oder der Teil-
nehmer (8 3 Nr. 20 TKG) eingewilligt, so kann
die Polizei die Erteilung einer Verkehrsdaten-
auskunft (Absatz 2 Satz 1 Nr. 3) zu deren oder
dessen Teilnehmeranschluss (8 3 Nr. 21 TKG)
abweichend von Absatz 2 Satz 4 auch unter den
Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
oder 3 oder zur Abwehr einer erheblichen Ge-
fahr anordnen. ?Fiir das Verfahren gilt § 33 a
Abs. 5 Satze 1/2 und 1/3 sowie Abs. 6 Satze 5
und 6 entsprechend.

(7) Die Polizei hat fur die Erteilung von
Auskinften nach den Abséatzen 1 und 2 eine
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26.

38

Nach § 33 c wird der folgende & 33 d eingeflgt:

,8§33d
Verdeckter Eingriff in informationstechnische
Systeme

(1) 'Die Polizei kann mit technischen Mitteln
in von der betroffenen Person genutzte informati-
onstechnische Systeme eingreifen und aus ihnen
Daten erheben, wenn bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass eine Gefahr vorliegt
fur

1. Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder

2. solche Guter der Allgemeinheit, deren Bedro-
hung die Grundlagen oder den Bestand des
Bundes oder eines Landes oder die Grundla-
gen der Existenz der Menschen berihrt.

%Eine MaRnahme nach Satz 1 ist auch zulassig,
wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass innerhalb eines Ubersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach kon-
kretisierte Weise eine Schadigung der in
Satz 1 genannten Rechtsguter eintritt oder

2. das individuelle Verhalten einer Person die
konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass
sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums
die in Satz 1 genannten Rechtsgiter schadi-
gen wird.

%Die MaRnahme darf nur durchgefithrt werden,
wenn die Abwehr der Gefahr oder die Verhitung
der Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder
wesentlich erschwert ware. “§ 33 a Abs. 6 gilt ent-
sprechend.

(2) "Die MaRnahme darf sich nur gegen eine
Person richten, die nach §8 6 oder 7 verantwortlich
ist. Die MaRnahme darf auch durchgefihrt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(3) ‘Die Datenerhebung nach Absatz 1 bedarf
der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen
Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz hat. “Die
Anordnung ist auf héchstens drei Monate zu befris-
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26.

Entschadigung entsprechend § 23 des Justiz-
vergltungs- und -entschadigungsgesetzes zu
gewahren.“

Nach § 33 ¢ wird der folgende & 33 d eingefugt:

,8§33d
Verdeckter Eingriff in informationstechnische
Systeme

(1) 'Die Polizei kann mit technischen Mitteln
in von der betroffenen Person genutzte informati-
onstechnische Systeme eingreifen und aus ihnen
Daten erheben uber

1. einein § 6 oder § 7 genannte Person zur
Abwehr einer dringenden Gefahr,

2. eine Person, bei der Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass sie innerhalb eines
Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest
ihrer Art nach konkretisierte Weise eine terro-
ristische Straftat begehen wird, oder

3. eine Person, deren individuelles Verhalten
die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet,
dass sie innerhalb eines Uibersehbaren Zeit-
raums eine terroristische Straftat begehen
wird,

wenn dies zur Abwehr der Gefahr oder zur Ver-
hutung der Straftat unerlésslich ist.
2 (jetzt in Satz 1 Nrn. 2 und 3)
8 (jetzt in Satz 1) “Fur die techni-
schen Vorkehrungen gilt § 33 a Abs. 3 entspre-
chend.

@ * (jetzt in Absatz 1 Satz 1
Nr. 1) ’Die MaRnahme darf auch durchgefihrt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(38) *MaRnahmen nach Absatz 1 bediirfen
der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen
Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz hat. **Im
Antrag der Polizei sind anzugeben:
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27.

ten. *Verlangerungen um jeweils héchstens drei
Monate sind zuldssig, wenn die in Absatz 1 be-
zeichneten Voraussetzungen vorliegen. “Die An-
ordnung muss die Person, gegen die sich die Da-
tenerhebung richtet, Art und Umfang der zu erhe-
benden Daten sowie eine mdoglichst genaue Be-
zeichnung des informationstechnischen Systems,
in das zur Datenerhebung eingegriffen werden soll,
enthalten. °Die Anordnung oder die Verlangerung
bedarf der Schriftform; sie ist zu begriinden. SFir
das gerichtliche Verfahren gelten § 19 Abs. 4 und
§ 33 a Abs. 6 Satz 6 entsprechend.

(4) 'Bei Gefahr im Verzuge kann die Polizei
die Anordnung treffen. Absatz 3 Satz 4 gilt ent-
sprechend. ®Die Anordnung bedarf der Schriftform;
sie ist zu begriinden. “Die Begriindung muss sich
auch auf die Zuléssigkeit der polizeilichen Anord-
nung beziehen. ®Die Entscheidung trifft die Behor-
denleitung. ®Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen oder Dienststellenleiter
sowie Beamtinnen oder Beamte der Laufbahn-
gruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt Ubertragen.
"Die richterliche Bestatigung der Anordnung ist un-
verzuglich zu beantragen. ®Die Anordnung nach
Satz 1 tritt spatestens mit dem Ablauf des dritten
Tages nach ihrem Erlass auf3er Kraft, wenn sie bis
dahin nicht richterlich bestatigt wird. 9En‘olgt bis
dahin keine richterliche Bestatigung, so durfen be-
reits erhobene Daten nicht verwendet werden; die-
se Daten sind unverzuglich zu I6schen.*

§ 34 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Nr. 1 Buchst. a erhlt folgende Fas-
sung:
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1. die betroffene Person, soweit moglich mit
Name und Anschrift,

2. eine mdoglichst genaue Bezeichnung des
informationstechnischen Systems, in das
zur Datenerhebung eingegriffen werden
soll,

3. Art, Umfang und Dauer der Manhahme un-
ter Benennung des Endzeitpunktes,

4, der Sachverhalt und

5. eine Begrindung.

1/2 1/3

Die Anordnung ergeht schriftlich. ““Sie muss
die in Satz 1/1 Nrn. 1 bis 3 bezeichneten Anga-
ben sowie die wesentlichen Griinde enthalten.
2bis3 (jetzt in Satz 6) °Im Ubrigen gilt
§ 33 a Abs. 5 Séatze 2 bis 7 entsprechend.

(4) *Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei die
Anordnung treffen. *Absatz 3 Satze 1/2 und 1/3 gilt
entsprechend mit der MaR3gabe, dass die Anord-
nung auch eine Begriindung der Gefahr im Ver-
zug enthalten muss. 3 bis 9 (jetzt in
den Satzen 2 und 10) °Im Ubrigen gilt §33 a
Abs. 6 Satze 5 bis 10 entsprechend.”

27. 8 34 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Durch eine planmafig angelegte ver-
deckte Personenbeobachtung, die inner-
halb einer Woche insgesamt léanger als 24
Stunden oder Uber den Zeitraum von einer
Woche hinaus durchgefuhrt werden soll
oder die Uber diese ZeitrAume hinaus tat-
sachlich weitergefihrt wird (langerfristige
Observation), kann die Polizei personen-
bezogene Daten nur erheben iber

39
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b)

c)

beziglich der in den 886 und 7
genannten Personen zum Zwecke
der Abwehr einer Gefahr fur den
Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes oder fiir
Leib, Leben oder Freiheit einer
Person oder fir Sachen von be-
deutendem Wert, deren Erhaltung
im offentlichen Interesse liegt,
wenn die Aufklarung des Sachver-
halts auf andere Weise nicht még-
lich erscheint, und*.

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 erhalt folgende Fas-
sung:

»2. zur Beobachtung von Personen,

a) bei denen bestimmte Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass
sie innerhalb eines (bersehbaren
Zeitraums auf eine zumindest ihrer
Art nach konkretisierte Weise eine
Straftat von erheblicher Bedeutung
oder eine terroristische Straftat be-
gehen werden, oder

b) deren individuelles Verhalten die
konkrete Wabhrscheinlichkeit be-
grindet, dass sie innerhalb eines
Ubersehbaren Zeitraums eine terro-
ristische Straftat begehen werden,

wenn die Verhltung dieser Straftaten
auf andere Weise nicht mdglich er-
scheint oder bei terroristischen Strafta-
ten wesentlich erschwert wére sowie*.

Die Absatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

.(2) 'Die langerfristige Observation be-
darf der Anordnung durch das Amtsgericht, in
dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. “Die Anordnung ist auf héchstens
drei Monate zu befristen. *Verlangerungen um
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c)

1. einein __ 86 oder § 7 genannte
Person zur Abwehr einer Gefahr fiir den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes oder fiir Leib, Leben
oder Freiheit einer Person oder fir Sa-
chen von bedeutendem Wert, deren Er-
haltung im offentlichen Interesse liegt,
oder unter den weiteren Vorausset-
zungen des § 8 uber eine dort ge-
nannte Person,

2. eine Person, bei der ___ Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass sie in-
nerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums
auf eine zumindest ihrer Art nach kon-
kretisierte Weise eine Straftat von er-
heblicher Bedeutung oder eine terroristi-
sche Straftat begehen wird,

3. eine Person, deren individuelles Verhal-
ten die konkrete Wahrscheinlichkeit be-
grundet, dass sie innerhalb eines Uber-
sehbaren Zeitraums eine terroristische
Straftat begehen wird, oder

4. eine Kontakt- oder Begleitperson ei-
ner in Nummer 2 oder 3 genannten
Person,

wenn dies zur Abwehr der Gefahr oder zur
Verhiitung der Straftat unerlasslich ist.*

Die Absatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

,(2) 'Die langerfristige Observation be-
darf der Anordnung durch das Amtsgericht, in
dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. *Im Antrag der Polizei sind anzu-
geben:
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jeweils hdchstens drei Monate sind zuléssig,
wenn die in Absatz 1 bezeichneten Voraus-
setzungen vorliegen. “Die Anordnung oder die
Verlangerung bedarf der Schriftform; sie ist zu
begriinden. °Fir das gerichtliche Verfahren
gelten 8 19 Abs. 4 und 8 33 a Abs. 6 Satz 6
entsprechend.

(3) *Bei Gefahr im Verzuge kann die Po-
lizei die Anordnung treffen. Die Anordnung
bedarf der Schriftform; sie ist zu begriinden.
*Die Begriindung muss sich auch auf die Zu-
lassigkeit der polizeilichen Anordnung bezie-
hen. “Die Entscheidung trifft die Behérdenlei-
tung. °Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen oder Dienststel-
lenleiter sowie Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. ®Die richterliche Bestéatigung
der Anordnung ist unverzuglich zu beantra-
gen. 'Die Anordnung nach Satz 1 tritt spates-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem
Erlass aufBer Kraft, wenn sie bis dahin nicht
richterlich bestétigt wird. 8En‘olgt bis dahin
keine richterliche Bestatigung, so dirfen be-
reits erhobene Daten nicht verwendet werden;
diese Daten sind unverziglich zu I6schen.”

28. 8§ 35 wird wie folgt geéndert:

1. die betroffene Person, soweit moglich
mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Mafinah-
me unter Benennung des Endzeit-
punktes,

3. der Sachverhalt und

4. eine Begrindung.
Y2Die Anordnung ergeht schriftlich. **Sie
muss die in Satz 1/1 Nrn. 1 und 2 bezeich-
neten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. Die Anordnung ist auf
hochstens einen Monat zu befristen.
Sverlangerungen um jeweils hochstens einen
Monat sind zulassig, wenn die

Voraussetzungen der Anordnung unter Be-
ricksichtigung der gewonnenen Erkennt-
nisse weiterhin erfillt sind; die Satze 1/1
bis 1/3 gelten entsprechend. *

(jetzt in den Satzen 1/2 und 1/3) “*Liegen die
Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, so ist die Mallhahme unverzig-
lich zu beenden. °Firr das gerichtliche Ver-
fahren gilt § 19 Abs. 4 entspre-
chend. ®Die Monatsfrist fiir die Einlegung
der Beschwerde beginnt mit Zugang der
Unterrichtung nach § 30 Abs. 4.

(3) 'Bei Gefahr im Verzug kann die Poli-
zei die Anordnung treffen. “*Absatz 2 Sat-
ze 1/2 und 1/3 gilt entsprechend mit der
MaRgabe, dass die Anordnung auch eine
Begriundung der Gefahr im Verzug enthal-
ten muss. “4m Ubrigen gilt §33a
Abs.6 Satze5 bis10 entsprechend.
2bis8 (jetzt in den Satzen 1/1
und 1/2)*

28. 8§ 35 wird wie folgt geéndert:
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a)

b)

c)

d)

Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Polizei kann auRerhalb von Wohnungen
unter den in § 34 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3
genannten Voraussetzungen durch den ver-
deckten Einsatz technischer Mittel

1. Bildibertragungen durchfihren und
Bildaufzeichnungen anfertigen,

2. das nicht offentlich gesprochene Wort
abhdren und aufzeichnen sowie

3. den jeweiligen Aufenthaltsort einer Per-
son bestimmen.®

Absatz 2 wird gestrichen.

Die bisherigen Absétze 3 bis 5 werden Absét-
ze 2 bis 4.

Der neue Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

.(2) "Der verdeckte Einsatz technischer
Mittel nach

1. Absatz 1 Nr. 1, soweit diese innerhalb
einer Woche insgesamt léanger als 24
Stunden oder Uber einen Zeitraum von
einer Woche hinaus zum Einsatz kom-
men,

2. Absatz 1 Nr. 2 und

3. Absatz 1 Nr. 3, soweit diese innerhalb
einer Woche insgesamt langer als 24
Stunden oder Uber einen Zeitraum von
einer Woche hinaus zum Einsatz kom-
men,

bedarf der Anordnung durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

a)

b)

c)

d)

Absatz 1 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Die Polizei kann auBerhalb von Woh-
nungen unter den in § 34 Abs. 1 Satz 1

genannten Voraussetzun-
gen durch den verdeckten Einsatz tech-
nischer Mittel

1. eine Person mittels Bildubertra-
gungen beobachten und Bildauf-
zeichnungen von dieser Person
anfertigen,

2. unverandert
3. unverandert

bb) Satz 3 wird gestrichen.
cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.
wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe d)

wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe d)

Die bisherigen Absétze 2 bis 5 werden
durch die folgenden neuen Absétze 2 bis 4
ersetzt:

+(2) 'Der verdeckte Einsatz technischer
Mittel nach

1. Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, soweit diese in-
nerhalb einer Woche insgesamt langer
als 24 Stunden oder Uber einen Zeit-
raum von einer Woche hinaus zum Ein-
satz kommen,

2. Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und

3. Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, soweit diese in-
nerhalb einer Woche insgesamt léanger
als 24 Stunden oder Uber einen Zeit-
raum von einer Woche hinaus zum Ein-
satz kommen,

bedarf der Anordnung durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
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e)

Sitz hat. “Die Anordnung ist auf hdchstens
drei Monate zu befristen. 3Verléaingerungen um
héchstens drei Monate sind zuléssig, wenn
die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzun-
gen vorliegen. “Die Anordnung oder die Ver-
langerung bedarf der Schriftform; sie ist zu
begriinden. °Fir das gerichtliche Verfahren
gelten 8§ 19 Abs. 4 und § 33 a Abs. 6 Satz 6
entsprechend.”

Der neue Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) Die bisherigen Séatze 1 und 2 werden
durch die folgenden neuen Séatze 1 bis 3
ersetzt:

,'Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei
die Anordnung treffen. ’Die Anordnung
bedarf der Schriftform; sie ist zu begrin-
den. Die Begriindung muss sich auch
auf die Zulassigkeit der polizeilichen An-
ordnung beziehen.”

bb) Die bisherigen Satze 3 bis 7 werden
Sétze 4 bis 8.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

e)

1/1

Sitz hat.
geben:

Im Antrag der Polizei sind anzu-

1. die betroffene Person, soweit méglich
mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Maflnah-
me unter Benennung des Endzeit-
punktes,

3. der Sachverhalt und

4. eine Begrindung.
Y2Die Anordnung ergeht schriftlich. **Sie
muss die in Satz 1/1 Nrn. 1 und 2 bezeich-
neten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. 2" (jetzt in
den Satzen 1/2, 1/3 und 5) °Im Ubrigen gilt
§ 34 Abs. 2 Séatze 2 bis 6 entsprechend.

(3) 'Bei Gefahr im Verzug kann die
Polizei die Anordnung treffen. Absatz 2
Séatze 1/2 und 1/3 gilt entsprechend mit der
MaRgabe, dass die Anordnung auch eine
Begrindung der Gefahr im Verzug enthal-
ten muss. *Im Ubrigen gilt § 33 a Abs. 6
Séatze 5 bis 10 entsprechend.

(4) *‘Wird eine MaRnahme nach Ab-
satz 1 nicht von Absatz 2 Satz 1 erfasst
oder erfolgt sie ausschlieR3lich zum Schutz
von Leib, Leben oder Freiheit einer bei ei-
nem polizeilichen Einsatz tatigen Person,
so kann die Polizei die Anordnung treffen.
Absatz 2 Satze 1/2 und 1/3 sowie §33a
Abs. 6 Satze 5 und 6 gelten entsprechend.”

wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe d)
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cc)

Im neuen Satz 5 werden die Worte ,Be-
dienstete des hoheren Dienstes” durch
die Worte ,Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Ein-
stiegsamt” ersetzt.

f) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

aa)

bb)

In Satz 1 wird die Angabe ,Abséatzen 3
und 4“ durch die Angabe ,Abséatzen 2
und 3 und die Worte ,genlgt es, den
Einsatz technischer Mittel nach Absatz 1
Satz 1 schriftlich anzuordnen und zu be-
grunden“ durch die Worte ,kann die
Polizei die Anordnung treffen” ersetzt.

In Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 4
Sétze 3 und 4“ durch die Angabe ,Ab-
satz 3 Satze 2, 4 und 5" ersetzt.

29. § 35 a wird wie folgt geandert:

44

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,in
die Worte ,oder aus” eingefugt.

b) Die Absatze 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung:

»(1) Die Polizei kann zur Abwehr einer

dringenden Gefahr durch den Einsatz techni-
scher Mittel in oder aus Wohnungen

1.

das nicht offentlich gesprochene Wort
einer Person abhéren und aufzeichnen,

a) die nach 88 6 oder 7 verantwortlich
ist oder

b) bei der konkrete Vorbereitungs-
handlungen fur sich oder zusam-
men mit weiteren Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass sie
terroristische Straftaten begehen
wird, und

BildUbertragungen  durchfiihren  und
Bildaufzeichnungen anfertigen,

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

29.

f)  wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe d)

§ 35 a erhalt folgende Fassung:

»835a
Datenerhebung in Wohnungen durch den ver-
deckten Einsatz technischer Mittel

(1) Die Polizei kann zur Abwehr einer drin-
genden Gefahr durch den verdeckten Einsatz
technischer Mittel

1. das in einer Wohnung nicht offentlich ge-
sprochene Wort einer Person abhdren und
aufzeichnen, __ die nach & 6 oder § 7 ver-
antwortlich ist , und

2. in einer Wohnung eine in Nummer 1 ge-
nannte Person mittels Bildibertragungen
beobachten und Bildaufzeichnungen von
dieser Person anfertigen,
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c)

d)

e)

wenn die Abwehr der Gefahr auf andere Wei-
se aussichtslos oder wesentlich erschwert
ware.

(2) 'Die MaRnahme nach Absatz 1 darf
nur durchgefiihrt werden

1. in oder aus der Wohnung der in Ab-
satz 1 Nr. 1 genannten Person oder

2. in oder aus der Wohnung einer anderen
Person, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die in Absatz 1 Nr. 1
genannte Person sich dort aufhalt und
der Einsatz technischer Mittel in einer
Wohnung dieser Person nicht mdglich
oder allein zur Abwehr der Gefahr nicht
ausreichend ist.

%§ 31 b Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
®Die MaRnahme darf auch durchgefiihrt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen wer-
den.”

Absatz 3 wird gestrichen.

Die bisherigen Absétze 4 bis 6 werden Absat-
ze 3 bis 5.

Der neue Absatz 3 erhdlt folgende Fassung:

,(3) 'Die Datenerhebung nach Absatz 1
bedarf der Anordnung durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. *Die Anordnung ist auf hdchstens ei-
nen Monat zu befristen. 3Verlé‘mgerungen um
jeweils hochstens einen Monat sind zuléssig,
wenn die in Absatz 1 bezeichneten Voraus-
setzungen vorliegen. “Die Anordnung muss
die Person, gegen die sich die Datenerhe-
bung richtet, Art und Umfang der zu erheben-
den Daten sowie die betroffenen Wohnungen
bezeichnen. °Die Anordnung oder die Verlan-
gerung bedarf der Schriftform; sie ist zu be-
grunden. ®Fir das gerichtliche Verfahren gel-
ten § 19 Abs. 4 und § 33 a Abs. 6 Satz 6 ent-
sprechend. ’Ist die Dauer der Anordnung ei-
ner MalRnahme auf insgesamt sechs Monate
verlangert worden, so bedarf jede weitere
Verlangerung der Anordnung durch eine Zivil-
kammer des Landgerichts; die Satze 2 bis 5
gelten entsprechend.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

wenn dies zur Abwehr der Gefahr unerlasslich
ist.

(2) 'Daten dirfen nach Absatz 1 nur
erhoben werden

1. in der Wohnung der in Absatz 1
Nr. 1 genannten Person oder

2. in der Wohnung einer anderen
Person, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass die in Absatz 1 Nr. 1 genannte
Person sich dort aufhélt und der Einsatz tech-
nischer Mittel in einer Wohnung dieser Person
nicht moglich oder allein zur Abwehr der Ge-
fahr nicht ausreichend ist.

2 °Die MaRnahme darf auch durchge-

fuhrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen
werden.

(3) ‘Die Datenerhebung nach Absatz 1 bedarf
der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen
Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz hat. “*Im
Antrag der Polizei sind anzugeben:

1. die in Absatz 1 Nr. 1 genannte Person,
soweit moglich mit Name und Anschrift,

2. die zu Uberwachende Wohnung oder die
zu Uberwachenden Wohnraume,

3. Art, Umfang und Dauer der MaRnahme un-
ter Benennung des Endzeitpunktes,

4. der Sachverhalt und

5. eine Begrindung.
“2Die Anordnung ergeht schriftlich. **Sie muss
die in Satz 1/1 Nrn. 1 bis 3 bezeichneten Anga-
ben sowie die wesentlichen Grinde enthalten.
’Die Anordnung ist auf héchstens einen Monat zu
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f)

9)

Der neue Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

aa)

bb)

cc)

Die bisherigen Séatze 1 und 2 werden
durch die folgenden neuen Séatze 1 bis 4
ersetzt:

,'Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei
die Anordnung treffen. Absatz 2 Satz 4
gilt entsprechend. *Die Anordnung be-
darf der Schriftform; sie ist zu begrun-
den. “Die Begriindung muss sich auch
auf die Zulassigkeit der polizeilichen An-
ordnung beziehen.”

Die bisherigen Séatze 3 bis 7 werden
Séatze 5 bis 9.

Im neuen Satz 6 werden die Worte ,Be-
dienstete des hoheren Dienstes® durch
die Worte ,Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Ein-
stiegsamt” ersetzt.

Der neue Absatz 5 wird wie folgt geéndert:

aa)

bb)

In Satz 1 werden die Angabe ,Absatz 4°
durch die Angabe ,Absatz 3“ und das
Wort ,der“ durch die Worte ,durch die“
ersetzt.

In Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 5
Satze 2 und 4“ durch die Angabe ,Ab-
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befristen. *Verlangerungen um jeweils hochstens
einen Monat sind zulassig, wenn die
Voraussetzungen der Anordnung unter Berlck-
sichtigung der gewonnenen Erkenntnisse wei-
terhin erfullt sind; die Satze 1/1 bis 1/3 gelten
entsprechend. *'Liegen die Voraussetzungen
der Anordnung nicht mehr vor, so ist die MaR-
nahme unverziglich zu beenden.
4unds (jetzt in den Satzen 1/2 und 1/3)
®Fir das gerichtliche Verfahren gilt § 19 Abs. 4

entsprechend. ®*Die Monatsfrist fiir
die Einlegung der Beschwerde beginnt mit Zu-
gang der Unterrichtung nach § 30 Abs. 4. "Ist die
Dauer der Anordnung einer MalRnahme auf insge-
samt sechs Monate verlangert worden, so bedarf
jede weitere Verlangerung der Anordnung durch
eine Zivilkammer des Landgerichts

(4) *Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei die
Anordnung treffen. “Absatz 3 Satze 1/2 und 1/3 gilt
entsprechend mit der MaRRgabe, dass die Anord-
nung auch eine Begriindung der Gefahr im Ver-
zug enthalten muss. 8 und 4 (jetzt in
Satz 2) °Im Ubrigen gilt § 33 a Abs. 6 Satze 5
bis 10 entsprechend.

(5) *Erfolgt die MaRnahme nach Absatz 1
ausschliellich zum Schutz von Leib, Leben
oder Freiheit einer bei einem polizeilichen Ein-
satz tatigen Person, so kann abweichend von
den Absétzen 3 und 4 die Polizei die Anord-
nung treffen. Absatz 3 Satze 1/2 und 1/3 sowie
§ 33 a Abs. 6 Satze 5 und 6 gelten entspre-
chend.”
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satz 4 Satze 3, 4 und 6" ersetzt.

30. § 36 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

+(2) Richtet sich der Einsatz einer Ver-
trauensperson gegen eine bestimmte Person,
bedarf der Einsatz der Anordnung durch das
Amtsgericht Hannover. Die Anordnung ist
auf hochstens ein Jahr zu befristen.
3Verlangerungen um jeweils hochstens sechs
Monate sind zuldssig, wenn die in Absatz 1
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.
“Die Anordnung oder die Verlangerung bedarf
der Schriftform; sie ist zu begriinden. °Fir das
gerichtliche Verfahren gelten § 19 Abs. 4 und
§ 33 a Abs. 6 Satz 6 entsprechend.”

Es werden die folgenden neuen Absatze 3
bis 5 eingeflgt:

.(3) 'Bei Gefahr im Verzuge kann die
Polizei die Anordnung treffen. “Die Anordnung
bedarf der Schriftform; sie ist zu begriinden.
*Die Begriindung muss sich auch auf die Zu-
lassigkeit der polizeilichen Anordnung bezie-
hen. “Die Entscheidung trifft die Behérdenlei-
tung. °Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen und Dienststellen-
leiter sowie Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. ®Die richterliche Bestéatigung
der Anordnung ist unverzuglich zu beantra-
gen. 'Die Anordnung nach Satz 1 tritt spates-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem
Erlass auRBer Kraft, wenn sie bis dahin nicht
richterlich bestétigt wird. 8Erfolgt bis dahin
keine richterliche Bestatigung, so dirfen be-
reits erhobene Daten nicht verwendet werden;
diese Daten sind unverziiglich zu I6schen.

(4) 'Bei den (ibrigen MaBnahmen nach
Absatz 1 kann die Polizei die Anordnung tref-
fen. *Die Entscheidung trifft die Behdrdenlei-
tung. ®Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen oder Dienststel-
lenleiter sowie Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. “Die Anordnung ist auf
héchstens ein Jahr zu befristen.
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30. § 36 wird wie folgt geéndert:

0/a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,Nrn. 1
bis 3“ gestrichen.

a) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 4)

b) wird (hier) gestrichen (jetzt in den Absét-
zen 2 und 5)
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c)

d)

®Verlangerungen um jeweils héchstens sechs
Monate sind zuldssig, wenn die in Absatz 1
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.
®Die Anordnung oder die Verlangerung bedarf
der Schriftform; sie ist zu begriinden.

(5) *Eine Person darf nicht als Vertrau-
ensperson verwendet werden, wenn

1. sie minderjahrig ist oder
2. sie

a) Mandatstragerin oder Mandatstra-
ger des Européischen Parlaments,
des Bundestages oder eines Lan-
desparlaments oder

b) Mitarbeiterin oder Mitarbeiter einer
solchen Mandatstragerin oder ei-
nes solchen Mandatstragers oder
einer Fraktion oder Gruppe eines
solchen Parlaments

ist.

“Eine Person soll nicht als Vertrauensperson
verwendet werden, wenn sie ein Angebot zum
Ausstieg aus dem Extremismus angenommen
hat, die Absicht dazu hat und durch die Ver-
wendung als Vertrauensperson der Ausstieg
gefahrdet ware. ®Die Polizei darf Berufsge-
heimnistrédgerinnen und Berufsgeheimnistréa-
ger (8 53 StPO) sowie Berufshelferinnen und
Berufshelfer (§ 53 a StPO) nicht von sich aus
als Vertrauenspersonen in Anspruch neh-

“

men.

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6.

Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen.
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b/1) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

d)

,(2) *Eine Person darf nicht als Vertrau-
ensperson verwendet werden, wenn sie

1. minderjahrig oder

Mandatstragerin oder Mandatstra-
ger des Europaischen Parlaments,
des Bundestages oder eines Lan-
desparlaments oder

b) Mitarbeiterin oder Mitarbeiter einer
solchen Mandatstragerin oder ei-
nes solchen Mandatstragers oder
einer Fraktion oder Gruppe eines
solchen Parlaments

ist. “Eine Person soll nicht als Vertrauensper-
son verwendet werden, wenn sie ein Angebot
zum Ausstieg aus einer Bestrebung nach
83 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 des Niederséach-
sischen Verfassungsschutzgesetzes ange-
nommen oder die Absicht dazu hat und durch
die Verwendung als Vertrauensperson der
Ausstieg geféhrdet ware. ®Die Polizei darf Be-
rufsgeheimnistréagerinnen und Berufsgeheim-
nistrager (8 53 der Strafprozessordnung)
sowie Berufshelferinnen und Berufshelfer
(8 53 a der Strafprozessordnung) nicht von
sich aus als Vertrauenspersonen verwen-
den.”

wird gestrichen

Der bisherige Absatz 4 wird durch die fol-
genden neuen Absatze 4 und 5 ersetzt:

»(4) ‘Die Verwendung einer Vertrau-
ensperson bedarf der Anordnung durch
das Amtsgericht Hannover. “im Antrag der
Polizei sind anzugeben:

1. die betroffene Person, soweit moglich
mit Name und Anschrift,
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31. § 36 awird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

(3) 'Der Einsatz einer Verdeckten Er-
mittlerin oder eines Verdeckten Ermittlers be-
darf der Anordnung durch das Amtsgericht
Hannover. “Die Anordnung ist auf hdchstens
sechs Monate zu befristen. 3Verlé’;’mgerungen
um jeweils héchstens sechs Monate sind zu-
lassig, wenn die in Absatz 1 bezeichneten
Voraussetzungen vorliegen. “Die Anordnung
oder die Verlangerung bedarf der Schriftform;
sie ist zu begrinden. °Fir das gerichtliche
Verfahren gelten §19 Abs.4 und §33a
Abs. 6 Satz 6 entsprechend.”

Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefigt:
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2. Art, Umfang und Dauer der Mafinah-
me unter Benennung des Endzeit-
punktes,

3. der Sachverhalt und
4. eine Begrindung.

%Die Anordnung ergeht schriftlich. “Sie
muss die in Satz 2 Nrn. 1 und 2 bezeichne-
ten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. °Im Ubrigen gilt § 33 a
Abs. 5 Séatze 2 bis 7 entsprechend.

(5) 'Bei Gefahr im Verzug kann die
Polizei die Anordnung treffen. ?Absatz 4
Satze 3 und 4 gilt entsprechend mit der
MaRgabe, dass die Anordnung auch eine
Begrindung der Gefahr im Verzug enthal-
ten muss. *Im Ubrigen gilt § 33 a Abs. 6
Séatze 5 bis 10 entsprechend.”

31. § 36 a wird wie folgt geandert:

0/a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,Nrn. 1

a)

b)

bis 3“ gestrichen.
Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) 'Der Einsatz einer Verdeckten Er-
mittlerin oder eines Verdeckten Ermittlers be-
darf der Anordnung durch das Amtsgericht
Hannover. *Im Antrag der Polizei sind an-
zugeben:

1. die betroffene Person, soweit mdglich
mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Mafinah-
me unter Benennung des Endzeit-
punktes,

3. der Sachverhalt und

4. eine Begrindung.
“2Die Anordnung ergeht schriftlich. **Sie
muss die in Satz 1/1 Nrn. 1 und 2 bezeich-
neten Angaben sowie die wesentlichen
Griinde enthalten. 274 (jetzt in
den Satzen 1/2, 1/3 und 5) °Im Ubrigen gilt
§ 33 a Abs. 5 Satze 2 bis 7 entsprechend.”

Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefiigt:
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32.
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,(4) 'Bei Gefahr im Verzuge kann die
Polizei die Anordnung treffen. ’Die Anordnung
bedarf der Schriftform; sie ist zu begriinden.
*Die Begriindung muss sich auch auf die Zu-
lassigkeit der polizeilichen Anordnung bezie-
hen. “Die Entscheidung trifft die Behordenlei-
tung. °Diese kann ihre Anordnungsbefugnis
auf Dienststellenleiterinnen oder Dienststel-
lenleiter sowie Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. °Die richterliche Bestatigung
der Anordnung ist unverziglich zu beantra-
gen. 'Die Anordnung nach Satz 1 tritt spates-
tens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem
Erlass auRer Kraft, wenn sie bis dahin nicht
richterlich bestatigt wird. 8Erfolgt bis dahin
keine richterliche Bestatigung, so durfen be-
reits erhobene Daten nicht verwendet werden;
diese Daten sind unverziiglich zu I6schen.”

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie
folgt gedndert:

Die Verweisung ,Absatz 3" wird durch die
Verweisung ,Absatze 3 und 4“ und das Wort
Lfindet” durch die Worte ,finden“ ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen.
§ 37 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift ,Kontrollmeldung® wird durch
die Uberschrift ,Polizeiliche Beobachtung* er-
setzt.

b) Die Absatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

»(2) Im Fall eines Antreffens der Person
oder des von ihr benutzten oder eingesetzten
Kraftfahrzeuges darf die Polizei Erkenntnisse
Uber das Antreffen sowie Uber Kontakt- und
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32.

,(4) *Bei Gefahr im Verzug kann die Po-
lizei die Anordnung treffen. **Absatz 3 Sat-
ze 1/2 und 1/3 gilt entsprechend mit der
MaRgabe, dass die Anordnung auch eine
Begrindung der Gefahr im Verzug enthal-
ten muss. YIm Ubrigen gilt § 33 a Abs. 6

Satze 5 bis 10 entsprechend.
2 bis 8 (jetzt in den Satzen 1/1
und 1/2)*

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie
folgt gedndert:

Die Worte ,Absatz 3 findet“ werden durch
die Worte ,Die Absatze 3 und 4 finden*
ersetzt.

d) unverandert
§ 37 erhélt folgende Fassung:

»8 37
Ausschreibung zur
polizeilichen Beobachtung

(1) Die Polizei kann die Personalien einer
Person sowie das amtliche Kennzeichen des
von ihr benutzten oder eingesetzten Kraftfahr-
zeugs zur polizeilichen Beobachtung aus-
schreiben, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass die Person innerhalb eines Uber-
sehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer
Art nach konkretisierte Weise eine Straftat von
erheblicher Bedeutung begehen wird und dies
zur Verhltung dieser Straftat erforderlich ist.

(jetzt in Absatz 3)



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/850

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

Begleitpersonen und mitgeflihrte Sachen an
die ausschreibende Polizeibehdrde Ubermit-
teln (Kontrolimeldung).

(3) 'Die Ausschreibung bedarf der An-
ordnung durch die Behdrdenleitung. ’Diese
kann ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststel-
lenleiterinnen oder Dienststellenleiter sowie
Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngrup-
pe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt Ubertra-
gen. *Die Anordnung ist auf hdéchstens ein
Jahr zu befristen. 4Spétestens nach Ablauf
von sechs Monaten ist zu prifen, ob die
Voraussetzungen fur die Anordnung noch be-
stehen. ®Das Ergebnis dieser Priifung ist zu
dokumentieren. ®Verlangerungen um jeweils
hochstens ein Jahr sind zulassig. 'Die Anord-
nung oder die Verlangerung bedarf der
Schriftform; sie ist zu begrinden. ®Eine Ver-
langerung Uber insgesamt ein Jahr hinaus
bedarf der Anordnung durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. °Fiir das gerichtliche Verfahren gel-
ten § 19 Abs. 4 und § 33 a Abs. 6 Satz 6 ent-
sprechend.”

(2) ‘Die Ausschreibung bedarf der Anordnung
durch die Behdordenleitung. ’Diese kann ihre An-
ordnungsbefugnis auf Dienststellenleiterinnen oder
Dienststellenleiter sowie Beamtinnen oder Beamte
der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstieg-
samt Ubertragen. ?’Die Anordnung ergeht
schriftlich. ??In der Anordnung sind anzugeben:

1. die Personalien der betroffenen Person
sowie das amtliche Kennzeichen des von
ihr benutzten oder eingesetzten Kraftfahr-
zeugs,

2. Art, Umfang und Dauer der Ausschreibung
unter Benennung des Endzeitpunktes und

3. diewesentlichen Griinde.

®Die Anordnung ist auf hochstens ein Jahr zu be-
fristen. “Spatestens nach Ablauf von sechs Mona-
ten ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fur die
Anordnung noch bestehen. °Das Ergebnis dieser
Prufung ist zu dokumentieren. 6Verlé';ingerungen um
jeweils héchstens ein Jahr sind zuldssig, wenn die
Voraussetzungen der Anordnung unter Be-
ricksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse
weiterhin erfullt sind; die Sétze 2/1 und 2/2 gel-
ten entsprechend. ! (jetzt in den Sat-
zen 2/1, 2/2 und 6 Halbsatz 2) ®Eine Verlangerung
Uber insgesamt ein Jahr hinaus bedarf abwei-
chend von den Satzen 1 und 2 der Anordnung
durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Poli-
zeidienststelle ihren Sitz hat. #*Der Antrag der Po-
lizei muss die in Satz 2/2 Nrn. 1 und 2 bezeich-
neten Angaben sowie den Sachverhalt und eine
Begriindung enthalten. °im Ubrigen gilt §33a
Abs. 5 Satze 3/1 bis 7 entsprechend.

(3) Im Fall eines Antreffens der Person
oder des von ihr benutzten oder eingesetzten
Kraftfahrzeugs Ubermittelt die Polizei Erkennt-
nisse Uber Ort und Zeit des Antreffens der Per-
son, etwaiger Begleiterinnen und Begleiter, des
Kraftfahrzeugs und seiner Fuhrerin oder seines
Fuhrers sowie Uber mitgefiihrte Sachen und
Umstande des Antreffens an die ausschreiben-
de Polizeibehérde (Kontrollmeldung).“

32/1.Nach 8§ 37 wird der folgende neue § 37 a einge-

fugt:

51



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/850

33. § 37 a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa)

bb)

52

In Satz 1 wird die Angabe ,8833a
bis 35 a, 36 a und 37 durch die Angabe
,88 33 a bis 37 und § 45 a“ ersetzt.

Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,’Das Nahere regelt die Geschéftsord-
nung des Niedersachsischen Landta-

ges.
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»837a
Rasterfahndung

(1)'Die Polizei kann von 6ffentlichen und
nicht 6ffentlichen Stellen die Ubermittlung von
personenbezogenen Daten bestimmter Perso-
nengruppen (Namen, Anschriften, Tag und Ort
der Geburt sowie andere im Einzelfall erforder-
liche Merkmale) zum Zweck des Abgleichs mit
anderen Datenbestdnden verlangen, soweit
dies zur Abwehr einer Gefahr fir den Bestand
des Bundes oder eines Landes oder fiir Leib,
Leben oder Freiheit einer Person, fir Sachen
von bedeutendem Wert, deren Erhalt im 6ffent-
lichen Interesse geboten ist, oder zur Abwehr
von schweren Schéaden fir die Umwelt erforder-
lich ist. 2Die Ubermittlung von personenbezo-
genen Daten, die einem Amts- oder Berufsge-
heimnis unterliegen, darf nicht verlangt werden.
%st ein Aussondern der zu iibermittelnden Da-
ten nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand
maoglich, so durfen die nach Satz 1 Verpflichte-
ten die weiteren Daten ebenfalls Ubermitteln;
diese Daten durfen von der Polizei nicht ge-
nutzt werden.

(2) *‘Das Ubermittlungsverlangen nach Ab-
satz 1 bedarf der Anordnung durch das Amts-
gericht, in dessen Bezirk die Polizeidienststelle
ihren Sitz hat. °Die Anordnung bedarf der
Schriftform; sie ist zu begriinden. *Fur das ge-
richtliche Verfahren gilt §19 Abs. 4 entspre-
chend. “Die Monatsfrist fiir die Einlegung der
Beschwerde beginnt mit Zugang der Unterrich-
tung nach § 30 Abs. 4.“

Der bisherige § 37 a wird 8 37 b und wie folgt ge-
andert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geé&ndert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung ,den
§8 33 a bis 35 a, 36 a und 37“ durch die
Verweisung ,8 32 Abs. 2 und den
8§33 abis37a__ “ersetzt.

bb) Die Satze 2 und 3 erhalten folgende
Fassung:

,’Das Nahere iiber die Zusammenset-
zung des Ausschusses regelt die Ge-
schéftsordnung des Niederséchsischen
Landtages. *Fur die Verhandlungen
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b)

c)

d)

cc) Satz 3 wird gestrichen.

Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

,(2) 'Das fir Inneres zustandige Ministe-
rium unterrichtet den Ausschuss in Abstédnden
von hochstens sechs Monaten Uber die in Ab-
satz 1 bezeichneten Datenerhebungen nach
deren Beendigung. 2In dieser Unterrichtung
wird insbesondere dargestellt, in welchem
Umfang von welchen Befugnissen aus Anlass
welcher Art von Verdachtslagen Gebrauch
gemacht wurde und inwieweit die betroffenen
Personen hierliber unterrichtet wurden.®

Absatz 3 wird gestrichen.

Absatz 4 wird Absatz 3 und erhélt folgende
Fassung:

»(3) Die Verhandlungen des Ausschus-
ses Uber Mitteilungen nach Absatz 1 und die
dazu vorgelegten Unterlagen sind vertraulich
im Sinne der Geschaftsordnung des Nieder-
séchsischen Landtages.”

34. § 38 wird wie folgt gedndert:

a)

Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefigt:

,(2) 'Die Verwaltungsbehorden und die
Polizei kdnnen personenbezogenen Daten im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 speichern,
verandern und nutzen, soweit dies zur zeitlich

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

b)

c)

d)

des Ausschusses gelten die Vor-
schriften der Geschaftsordnung des
Niederséachsischen Landtages, soweit
in diesem Gesetz nichts Abweichen-
des bestimmt ist.”

cc) wird gestrichen

Die Absatze 2 bis 4 erhalten folgende Fas-
sung:

,(2) 'Das fiir Inneres zustandige Ministe-
rium unterrichtet den Ausschuss in Abstanden
von héchstens sechs Monaten (ber die in Ab-
satz 1 bezeichneten Datenerhebungen, die
seit der letzten Unterrichtung beendet
wurden. ?In der Unterrichtung wird insbeson-
dere dargestellt, in welchem Umfang von wel-
chen Befugnissen aus Anlass welcher Art von
Verdachtslagen Gebrauch gemacht wurde
und inwieweit die betroffenen Personen hier-
Uber unterrichtet wurden.

(3) Die Verhandlungen des Aus-
schusses uber die Unterrichtungen nach
Absatz 2 und die dazu vorgelegten Unter-
lagen sind vertraulich im Sinne der Ge-
schéftsordnung des Niederséachsischen
Landtages.

(4) Der Ausschuss legt dem Landtag
einmal jahrlich einen Bericht Uber die
Durchfiihrung der in Absatz 1 bezeichne-
ten Datenerhebungen vor.“

wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe b)

wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe b)

34. 8§38 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:
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b)

c)

d)

befristeten Dokumentation, zur Vorgangsver-
waltung, zur Datenschutzkontrolle, der Daten-
sicherheit oder zur Sicherstellung des ord-
nungsgemafien Betriebes einer Datenverar-
beitungsanlage erforderlich ist. Absatz 1
Satz 3 ist nicht anzuwenden.”

Die bisherigen Absétze 2 bis 4 werden Absét-
ze 3 bis 5.

Der neue Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

,(3) Die mit besonderen Mitteln oder Me-
thoden oder durch eine MafRnahme nach
§ 45 a erhobenen personenbezogenen Daten
sind unter Angabe des eingesetzten Mittels
oder der eingesetzten Methode oder Mal-
nahme zu kennzeichnen.®

Im neuen Absatz 4 Satz 3 werden die Worte
,und sie zu diesem Zweck auch nach MalRRga-
be der Vorschriften der Strafprozessordnung
oder des Gesetzes uber Ordnungswidrigkei-
ten hatten erhoben werden dirfen® angefugt.

35. § 39 wird wie folgt geédndert:

a)

54

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,(1) 'Die Speicherung, Veranderung
oder Nutzung von personenbezogenen Daten
zu anderen als den in § 38 Abs. 1 genannten
Zwecken ist nur zulassig, wenn

1. die Daten zur Erfullung eines anderen
Zwecks der Gefahrenabwehr erforder-
lich sind und sie auch zu diesem Zweck
mit dem Mittel oder der Methode héatten
erhoben werden dirfen, mit dem oder
der sie erhoben worden sind,

2. die Daten zur Erfillung eines anderen
Zwecks der Gefahrenabwehr erforder-
lich sind und sie auch zu diesem Zweck
mit einer MaRnahme nach § 45 a hatten
abgeglichen werden durfen,

3. die Daten zur Behebung einer Beweis-
not unerlasslich sind oder

4. die betroffene Person eingewilligt hat.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

,(2) Die nach § 32 Abs. 2 sowie den 88 33 a

bis 37 a erhobenen personenbezogenen Daten
sind unter Angabe der eingesetzten
MaRnahme zu kennzeichnen.*

35. 8 39 wird wie folgt geéndert:

Absatz 1 erhdlt folgende Fassung:

(1) 'Die Speicherung, Verdnderung
oder Nutzung von personenbezogenen Daten
zu anderen als den in § 38 Abs. 1 genannten
Zwecken ist nur zulassig, wenn

1. die Daten zur Erfullung eines anderen
Zwecks der Gefahrenabwehr erforder-
lich sind und sie auch zu diesem Zweck
mit der MaBnahme hatten erhoben
werden dirfen, mit _ der sie erhoben
worden sind,

2. wird gestrichen

3. unverandert

4. die betroffene Person mit einer den An-
forderungen des § 31 Abs. 4 geni-
genden Erklarung eingewilligt hat.
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b)

%In den Féllen des Satzes 1 Nr. 3 sind die Da-
ten fur eine sonstige Verwendung zu sperren.
*Eine Speicherung, Veranderung oder Nut-
zung zu anderen Zwecken liegt nicht vor,
wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts-
und Kontrollbefugnissen, der Rechnungspri-
fung oder der Durchfiihrung von Organisati-
onsuntersuchungen dient.*

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) 'Daten, die ausschlieRlich zur zeit-
lich befristeten Dokumentation, zur Vorgangs-
verwaltung, zu Zwecken der Datenschutzkon-
trolle, der Datensicherung oder zur Sicherstel-
lung des ordnungsgemaflen Betriebes einer
Datenverarbeitungsanlage gespeichert sind
oder die aufgrund einer auf einen bestimmten
Zweck beschrankten Einwilligung der be-
troffenen Person erhoben worden sind, dirfen
zu einem anderen Zweck nur gespeichert,
verandert oder genutzt werden, wenn

1. dies zur Abwehr einer gegenwartigen
Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person oder zur Aufklarung einer
Straftat von erheblicher Bedeutung er-
forderlich ist und sie zu diesem Zweck
auch nach Malgabe der Vorschriften
der Strafprozessordnung héatten erhoben
werden durfen oder

2. dies zur Verhitung einer terroristischen
Straftat erforderlich ist und

a) bestimmte Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass eine Person in-
nerhalb eines Ubersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art
nach konkretisierte Weise eine ter-
roristische Straftat begehen wird,
oder

b) das individuelle Verhalten einer
Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begriindet, dass sie inner-
halb eines Gbersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat begehen
wird.
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b)

°In den Féllen des Satzes 1 Nr. 3 sind die Da-
ten fur eine sonstige Verwendung zu sperren.
*Eine Speicherung, Veréanderung oder Nut-
zung zu anderen Zwecken liegt nicht vor,
wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts-
und Kontrollbefugnissen, der Rechnungspri-
fung oder der Durchfiihrung von Organisati-
onsuntersuchungen dient.*

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) 'Daten, die ausschlieBlich zur zeit-
lich befristeten Dokumentation, zur Vorgangs-
verwaltung, zu Zwecken der Datenschutzkon-
trolle, der Datensicherung oder zur Sicherstel-
lung des ordnungsgeméafRen Betriebes einer
Datenverarbeitungsanlage gespeichert sind
oder die aufgrund einer auf einen bestimmten
Zweck beschrankten Einwilligung der be-
troffenen Person erhoben worden sind, diirfen
zu einem anderen Zweck nur gespeichert,
verandert oder genutzt werden, __

1. wenn dies zur Abwehr einer gegenwar-
tigen Gefahr fur Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person erforder-
lich ist oder

2.  wenn

a) unverandert

b) das individuelle Verhalten einer
Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begriindet, dass sie inner-
halb eines Ubersehbaren Zeitraums
eine terroristische Straftat begehen
wird,

und dies zur Verhitung der terroristi-
schen Straftat unerlasslich ist.
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<)

d)

*Soweit die in Satz 1 genannten Daten mit
besonderen Mitteln oder Methoden oder
durch eine MalRnahme nach § 45 a erhoben
worden sind, dirfen sie zu einem anderen
Zweck als dem, zu dem sie erhoben oder ge-
speichert worden sind, nur gespeichert, ver-
andert oder genutzt werden, wenn sie auch
zu diesem geanderten Zweck mit dem Mittel
oder der Methode oder einer Malinahme nach
§ 45 a hatten erhoben werden dirfen. >Die
Entscheidung trifft die Behordenleitung.
“Diese kann ihre Entscheidungsbefugnis auf
Dienststellenleiterinnen oder Dienststellenlei-
ter sowie Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt
tibertragen. °Die Entscheidung bedarf der
Schriftform; sie ist zu begrunden.*

In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort ,Verarbei-
tung“ durch die Worte ,Speicherung, Veran-
derung und Nutzung® und das Wort ,denen®
durch die Worte ,dem oder der” ersetzt.

In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,Abs. 5°
durch die Angabe ,Abs. 4“ ersetzt.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

c)

d)

*Soweit die in Satz 1 genannten Daten

durch eine Maflinahme nach
8 35 a oder § 37 a erhoben worden sind, dir-
fen sie zu dem in Satz 1 Nr. 2 genannten
Zweck nicht gespeichert, verandert oder ge-
nutzt werden. #*Zur Verfolgung einer Straftat

dirfen die in Satz 1 genannten
Daten nur gespeichert, verdndert und ge-
nutzt werden, wenn sie zur Verfolgung
dieser Straftat auch mit einer MaRhahme
nach der __ Strafprozessordnung hatten
erhoben werden durfen, die der MaRhahme
entspricht, durch die die Daten erhoben
wurden. *Die Entscheidungen nach den Sat-
zen 1 bis 2/1 trifft die Beho6rdenleitung.
“Diese kann ihre Entscheidungsbefugnis auf
Dienststellenleiterinnen oder Dienststellenlei-
ter sowie Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt
ubertragen. °Die Entscheidung bedarf der
Schriftform; sie ist zu begrinden.®

wird gestrichen

Absatz 4 erhéalt folgende Fassung:

»(4) ‘Sind personenbezogene Daten
mit technischen Mitteln ausschlief3lich
zum Schutz der bei einem Einsatz in Woh-
nungen tatigen Personen erhoben worden,
so durfen sie nur zu einem in § 35a Abs. 1
genannten Zweck der Gefahrenabwehr
oder zur Verfolgung einer der in § 100 c
Abs. 1 der Strafprozessordnung genann-
ten Straftaten gespeichert, verandert und
genutzt werden. “Die MaBnahme nach
Satz 1 bedarf der Anordnung durch das
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizei-
dienststelle ihren Sitz hat. *Die Anordnung
ergeht schriftlich. “Sie muss die wesentli-
chen Griinde enthalten. °Fur das gerichtli-
che Verfahren gilt § 19 Abs. 4 entspre-
chend. °Bei Gefahr im Verzug kann die Po-
lizei die Anordnung treffen. 'Die Satze 3
und 4 gelten entsprechend mit der Mal3ga-
be, dass die Anordnung auch eine Be-
grundung der Gefahr im Verzug enthalten
muss; im Ubrigen gilt § 33 a Abs. 6 Sitze 5
bis 10 entsprechend.“
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e)

f)

9)

In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort ,denen”
durch die Worte ,dem oder der” ersetzt.

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und
erhalt folgende Fassung:

J/‘Daten, die zum Zweck der Gefahren-
abwehr erhoben oder sonst verarbeitet
worden sind, dirfen zu Zwecken der
Strafverfolgung oder der Strafvollstre-
ckung hinsichtlich solcher Straftaten, zu
deren Aufklarung eine solche MaRnah-
me nach der Strafprozessordnung hatte
angeordnet werden dirfen, gespeichert,
verandert und genutzt werden.”

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefigt:

2Abweichend von Satz 1 dirfen Daten,
die mit besonderen Mitteln oder Metho-
den oder durch eine MalRhahme nach
8 45 a erhoben wurden, nur zum Zweck
der Strafverfolgung oder Strafvollstre-
ckung gespeichert, veréndert und ge-
nutzt werden, wenn sie auch zu diesem
geanderten Zweck mit dem Mittel oder
der Methode oder einer MalRnahme
nach § 45 a hatten erhoben werden dur-
fen.”

Absatz 7 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Aus-
bildung“ ein Komma und das Wort ,Fort-
bildung“ eingefuigt.

bb) In Satz 3 werden die Worte ,Eine Ano-
nymisierung ist nicht erforderlich® durch
die Worte ,Von einer Anonymisierung
kann nur abgesehen werden“ ersetzt,
nach dem Wort ,wenn“ das Wort ,sie”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

e)

9)

Absatz 5 erhélt folgende Fassung:

»(5) ‘Die Speicherung, Veranderung
oder Nutzung personenbezogener Daten
Uber unvermeidbar betroffene Dritte ist nur
zulassig, wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwartigen Gefahr fur Leib, Leben oder
Freiheit einer Person erforderlich ist.
’Satz 1 gilt entsprechend fur die Verande-
rung und Nutzung von Daten, die nach
8§38 Abs. 1 Satz 4 gespeichert worden
sind.“

Absatz 6 erhélt folgende Fassung:

»(6) Daten, die durch MalRnahmen
nach diesem Gesetz erhoben
worden sind, durfen zur Verfolgung solcher
Straftaten gespeichert, verandert
und genutzt werden, zu deren Verfolgung sie
auch mit einer MaBnahme nach der Straf-
prozessordnung hatten erhoben werden dir-
fen, die der Mallhahme entspricht, durch
die die Daten erhoben wurden.*

Absatz 7 wird wie folgt geéndert:

aa) unverandert

bb) In Satz 3 werden die Worte ,Eine Ano-
nymisierung ist nicht erforderlich® durch
die Worte ,Von einer Anonymisierung
kann nur abgesehen werden® ersetzt,
nach dem Wort ,wenn“ das Wort ,ihr*
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36.

eingefiigt und das Wort ,Ausbildung®
durch die Worte ,Aus- oder Fortbildung“
ersetzt.

cc) In Satz 4 werden nach dem Wort ,Me-
thoden“ die Worte ,oder durch eine
MaRnahme nach § 45 a“ eingefiigt.

§ 39 a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
Es wird der folgende Absatz 2 angefigt:

,(2) 'Die Tatsache der Loschung von
personenbezogenen Daten, die mit besonde-
ren Mitteln oder Methoden oder durch eine
MafRnahme nach § 45 a erhoben wurden, ist
zu dokumentieren. ?Die in der Dokumentation
enthaltenen Daten dirfen ausschlieRlich zur
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie
sind zu I8schen, wenn seit einer Unterrichtung
nach § 30 Abs. 4 ein Jahr vergangen ist oder
es einer Unterrichtung gemafs § 30 Abs. 7
endguiltig nicht bedarf, frihestens jedoch zwei
Jahre nach der Dokumentation.”

37. 8§40 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
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a)

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

(1) 'Personenbezogene Daten diirfen
zu einem anderen Zweck als dem, zu dem sie
erlangt oder gespeichert worden sind, nur un-
ter den in § 39 Abs. 1, 2, 6 und 7 genannten
Voraussetzungen und nach MafRgabe der
§§ 41 bis 44 Ubermittelt werden. *Die Uber-
mittlung zu einem anderen Zweck ist so zu
dokumentieren, dass ihre Rechtm&aRigkeit
tiberprift werden kann. °Dies gilt nicht fiir
miuindliche Auskiinfte, wenn zur betroffenen
Person keine Erkenntnisse vorliegen, und
nicht fir das automatisierte Abrufverfahren.
“Sind die tbermittelten Daten gemafd § 38
Abs. 3 gekennzeichnet, so hat die empfan-
gende Stelle die Kennzeichnung aufrechtzu-
erhalten. °Bei der Ubermittlung von Daten, die
mit besonderen Mitteln oder Methoden oder
mit einer MaBnahme nach § 45 a erhoben
wurden, durfen die in der Dokumentation ent-
haltenen Daten ausschlie3lich zur Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. °Sie sind
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eingefigt und das Wort ,Ausbildung®
durch die Worte ,Aus- oder Fortbildung®
ersetzt.

cc) In Satz 4 werden die Worte ,mit be-
sonderen Mitteln oder Methoden”
durch die Worte ,___ durch eine Mal3-
nahme nach § 32 Abs. 2 oder den
88 33 a bis 37 a“ ersetzt.

36. wird gestrichen

37. §40 wird wie folgt gedndert:

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

(1) 'Personenbezogene Daten diirfen
zu einem anderen Zweck als dem, zu dem sie
erlangt oder gespeichert worden sind, nur un-
ter den in § 39 Abs. 1, 2, 6 und 7 genannten
Voraussetzungen Ubermittelt
werden. “Die Ubermittlung zu einem anderen
Zweck ist so zu dokumentieren, dass ihre
Rechtmaligkeit Uberpruft werden kann. *Dies
gilt nicht fur mindliche Auskunfte, wenn zur
betroffenen Person keine Erkenntnisse vorlie-
gen, und nicht fiir das automatisierte Abruf-
verfahren. *Sind die ____ Daten gemaR § 38
Abs. 2 gekennzeichnet, so dirfen sie nur
Ubermittelt werden, wenn die empfangende
Stelle die Kennzeichnung aufrechterhélt. °Bei
der Ubermittlung von Daten, die
durch eine MaRBnahme nach 8 32 Abs. 2
oder den 88 33 a bis 37 a erhoben wurden,
dirfen die in der Dokumentation enthaltenen
Daten ausschlief3lich zur Datenschutzkontrol-
le verwendet werden. °Sie sind zu loschen,
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38.

39.

40.

zu léschen, wenn seit einer Unterrichtung
nach 8 30 Abs. 4 ein Jahr vergangen ist oder
es einer Unterrichtung gemaf3 § 30 Abs. 7
endgiiltig nicht bedarf, friihestens jedoch zwei
Jahre nach der Dokumentation.*

b) In Absatz 5 wird die Angabe ,Abséatze 1 bis 4*
durch die Angabe ,Absatze 1, 2 und 4“ er-
setzt.

In 8§42 a Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort
,Daten® die Worte ,nach 8 11 Niederséchsische
Meldeverordnung® eingefiigt.

8§ 44 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen.

b) In Absatz 2 wird der folgende neue Satz 2
eingefugt:

,,ZErfolgt die offentliche Bekanntgabe Uber das
Internet, so ist eine Ubermittlung personenbe-
zogener Daten auf im Ausland befindliche
Server nur moéglich, wenn ein angemessenes
Datenschutzniveau im Sinne von § 4 b Abs. 3
des Bundesdatenschutzgesetzes gewahrleis-
tet ist.”

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

8§ 45 wird wie folgt geéndert:
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38.

39.

40.

wenn seit einer Unterrichtung nach § 30
Abs. 4 ein Jahr vergangen ist oder es einer
Unterrichtung gemaf3 § 30 Abs. 7 endgiiltig
nicht bedarf, frihestens jedoch zwei Jahre
nach der Dokumentation, es sei denn, die
oder der Landesbeauftragte fiir den Da-
tenschutz zeigt an, dass die Daten zur Er-
fallung ihrer oder seiner Aufgaben weiter-
hin benétigt werden.”

a/l) In Absatz 2 wird die Verweisung ,8 37
Abs.2“ durch die Verweisung ,8 37
Abs. 3“ ersetzt.

a/2) In Absatz 4 wird die Angabe ,,§ 32 Abs. 6

durch die Angabe ,,§ 5 Abs. 2 und 3“ er-
setzt.

b)  unverandert

In §42 a Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort
,Daten“ die Worte ,nach 8§ 11 der Niederséachsi-
schen Meldedatenverordnung® eingefigt.

§ 44 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 erhalt
folgende Fassung:

»1. dies zur Abwehr einer Gefahr fiir Leib
oder Leben unerlasslich ist oder

2. Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass diese Person eine Straftat
von erheblicher Bedeutung begehen

wird, und die Bekanntgabe zur Verhi-
tung dieser Straftat unerlasslich ist.

c) wird gestrichen

§ 45 wird wie folgt geéndert:

59



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/3679

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/850

41.

42.

43.
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a) In Absatz 1 werden die Séatze 4 und 5 gestri-
chen.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingeflgt:

,(2) 'Die Polizei kann personenbezoge-
ne Daten mit Inhalt polizeilicher Dateien oder
Dateien, fur die sie eine Berechtigung zum
Abruf hat, im Rahmen der Zweckbestimmung
dieser Dateien abgleichen, wenn Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass dies zur Er-
fillung einer bestimmten Aufgabe der Gefah-
renabwehr erforderlich ist. “Satz 1 gilt fir
Verwaltungsbehdrden entsprechend.®

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
§ 45 a wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift ,Datenabgleich mit anderen
Dateien“ wird durch die Uberschrift ,Raster-
fahndung” ersetzt.

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) 'Die MaRnahme nach Absatz 1 be-
darf der Anordnung durch das Amtsgericht, in
dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. “Die Anordnung bedarf der Schrift-
form; sie ist zu begriinden. ®Fir das gerichtli-
che Verfahren gelten § 19 Abs. 4 und § 33 a
Abs. 6 Satz 6 entsprechend.”

§ 46 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.
b) Absatz 2 wird gestrichen.
Nach 8§ 47 wird der folgende § 48 eingeflgt:
.8 48

Protokollierung, Beteiligung der oder des

Landesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) *Datenerhebungen mit besonderen Mitteln
oder Methoden (8 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2) und nach

§ 45 a sind zu protokollieren. Aus den Protokollen
mussen ersichtlich sein:

1. die zur Datenerhebung eingesetzte Mal3nah-
me, das Mittel oder die Methode,
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41.

42.

43.

a) unverandert

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefligt:

,(2) 'Die Polizei kann personenbezoge-
ne Daten mit polizeilichen Dateien oder
mit Dateien, fur die sie eine Berechtigung
zum Abruf hat, im Rahmen der jeweiligen
Zweckbestimmung dieser Dateien abgleichen,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass dies zur Erfullung einer bestimmten Auf-
gabe der Gefahrenabwehr erforderlich ist.
“Satz 1 gilt fiir Verwaltungsbehorden entspre-
chend.”

c) unverandert

8§ 45 a wird gestrichen.

unverandert

Es wird der folgende neue § 48 eingeflgt:

.8 48
Dokumentation, Beteiligung der oder des
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) ‘Datenerhebungen nach den 8§ 17 ¢
und 32 Abs. 2 sowie den 88 33 a bis 37 a und
die Loschung dieser Daten sind zu dokumentie-
ren. ?Aus der Dokumentation tber die Erhebung
muss ersichtlich sein_

1. die zur Datenerhebung eingesetzte MalRnah-
me,
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44,

45.

2. Ort, Zeitpunkt und Dauer des Einsatzes,

3. Angaben, die die Feststellung der erhobenen
Daten ermdglichen, sowie

4, der fur die MaBnahmen Verantwortliche.

®Die Protokolldaten dirfen nur verwendet werden
fur Zwecke der Benachrichtigung nach § 30 Abs. 4
und um der betroffenen Person oder einer dazu be-
fugten offentlichen Stelle die Prufung zu ermdgli-
chen, ob die MaRnahmen rechtméagig durchgefiihrt
worden sind. *Sie sind bis zum Abschluss der Kon-
trolle nach Absatz 2 aufzubewahren und sodann zu
I6schen, es sei denn, dass sie flr den in Satz 2
genannten Zweck noch erforderlich sind.

(2) ‘Die oder der Landesbeauftragte fiir den
Datenschutz kontrolliert im Abstand von héchstens
zwei Jahren die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften uber die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Me-
thoden oder durch MalRnahmen nach 8 45 a erho-
ben wurden. ?Zu diesem Zweck sind ihm die Proto-
kolle nach Absatz 1 sowie die weiteren aufgrund
dieses Gesetzes anzufertigenden Dokumentatio-
nen Uber die Verarbeitung von in Satz 1 bezeichne-
ten Daten zur Verfugung zu stellen.”

Der bisherige § 48 wird § 49.
Nach § 49 wird der folgende § 49 a eingefligt:

,849 a
Ordnungswidrigkeiten, Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer einer voll-
ziehbaren Anordnung nach § 16 a Abs. 1 oder § 17
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44.

45.

1/1. die von der MaBBnahme betroffenen Perso-
nen,

2. unverandert

3. bei Datenerhebungen nach § 33 a Abs. 2
und § 33 d Angaben, die die Feststellung der
erhobenen Daten ermdglichen, sowie

4. die Organisationseinheit, die die MaRnah-
me durchfihrt.

“Die Dokumentation tiber die Léschung muss
Angaben zu deren Zeitpunkt sowie Uber die fur
die Ldschung verantwortliche Person enthal-
ten. °Die Dokumentationsdaten dirfen nur ver-
wendet werden fiir Zwecke der Unterrichtung
nach § 30 Abs. 4 oder um der betroffenen Person
oder einer dazu befugten o6ffentlichen Stelle die
Prifung zu ermoglichen, ob die MaRnahmen
rechtmafig durchgefiihrt und die Daten rechtma-
Rig verarbeitet worden sind. “Sie sind zu 16-
schen, wenn seit einer Unterrichtung nach § 30
Abs. 4 ein Jahr vergangen ist oder es einer Un-
terrichtung geman 8§ 30 Abs. 7 endgultig nicht
bedarf, frihestens jedoch zwei Jahre nach der
Dokumentation, es sei denn, die oder der Lan-
desbeauftragte fur den Datenschutz zeigt an,
dass die Daten zur Erflillung ihrer oder seiner
Aufgaben weiterhin benétigt werden.

(2) 'Die oder der Landesbeauftragte fiir den
Datenschutz kontrolliert im Abstand von hdchstens
zwei Jahren die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften tber die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten, die nach den 88 17 c und 32 Abs. 2
;‘,owie den 8833 a bis 37 a erhoben wurden.

unverandert

Nach dem neuen § 49 wird der folgende § 49 a
eingefugt:

,849 a
Ordnungswidrigkeiten, Strafvorschriften

(1) *Ordnungswidrig handelt, wer einer voll-
ziehbaren Anordnung nach § 16 a oder § 17
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46.

47.

48.

49.

62

zuwiderhandelt. “Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer GeldbuBRe bis zu 5 000 Euro geahndet wer-
den.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer voliziehbaren Anordnung nach § 16 a
Abs. 2, 88 17 a oder 17 b zuwiderhandelt und
dadurch den Zweck der Anordnung geféhrdet
oder

2. einer vollziehbaren Verpflichtung nach § 17 ¢
zuwiderhandelt und dadurch die kontinuierli-
che Feststellung seines Aufenthaltsortes ver-
hindert.

(3) Eine Straftat nach Absatz 2 wird nur auf
Antrag der anordnenden Polizeidienststelle ver-
folgt.”

§ 55 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 3 wird gestrichen.

b) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3 und
wie folgt geéndert:

Die Worte ,Bezirk einer Polizeidirektion® wer-
den durch das Wort ,Landkreis” ersetzt.

Dem § 61 wird der folgende Satz 3 angefigt:
SVerordnungen, die nach dem XX. XXXXX 20XX
(Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes) in Kraft
treten, treten spatestens zehn Jahre nach ihrem
Inkrafttreten aufBer Kraft.

§ 63 wird gestrichen.

§ 69 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 4 wird nach dem Wort ,sind“ das
Wort ,Elektroimpulsgerat,” eingefiigt.

b) Absatz 8 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 2 werden die Worte ,Hilfspolizei-

beamtinnen und Hilfspolizeibeamten,®
gestrichen.
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46.

47.

48.

49.

zuwiderhandelt. *Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuf3e bis zu 5 000 Euro geahndet wer-
den.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer vollziehbaren Anordnung nach _
§ 17 a oder einer vollstreckbaren gerichtli-
chen Anordnung nach § 17 b zuwiderhan-
delt und dadurch den Zweck der Anordnung
gefahrdet oder

2. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-
nung nach §17c zuwiderhandelt und
dadurch die kontinuierliche Feststellung sei-
nes Aufenthaltsortes verhindert.

(3) unverandert

unverandert

Dem § 61 wird der folgende Satz 3 angefligt:

S Verordnungen, die nach dem 31. Mai 2019 in
Kraft treten, treten spéatestens zehn Jahre nach ih-
rem Inkrafttreten auf3er Kraft.”

unverandert

unverandert
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50.

51.

52.

53.

54.

bb) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-
fugt:

,ZHilfspolizeibeamtinnen und Hilfspoli-
zeibeamte durfen nur zum Gebrauch
des Schlagstocks ermachtigt werden.”

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.
§ 80 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefligt:

,(3) 'Der Ausgleich ist auch einer Person
zu gewahren, die weder nach § 6 oder §7
verantwortlich noch nach § 8 in Anspruch ge-
nommen worden ist und durch eine rechtméa-
Rige MaRnahme der Verwaltungsbehdrde
oder der Polizei getotet oder verletzt worden
ist oder einen billigerweise nicht zumutbaren
sonstigen Schaden erlitten hat. wird die Per-
son getotet, gilt § 82."

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

In §85 Abs. 1 wird die Verweisung ,§ 80 Abs. 1
Satz 1 oder Abs. 2“ durch die Verweisung ,8§ 80
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 oder Abs. 3“ ersetzt.

§ 87 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird am Ende das Wort
.Niedersachsen® angeflgt.

b) In Absatz 2 wird nach dem Wort ,Landeskri-
minalamtes” das Wort ,Niedersachsen“ einge-
fugt.

In 8§ 90 Abs. 2 Nr. 4 werden nach dem Wort ,Har-
burg“ ein Komma und das Wort ,Heidekreis” einge-
fugt und die Angabe ,Soltau-Fallingbostel,” gestri-
chen.

§ 95 wird wie folgt geandert:

a) Satz 2 erhalt folgende Fassung:
,“Die Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizei-
beamten sind im Rahmen der Ubertragenen

Aufgaben zur Ausilibung polizeilicher Befug-
nisse berechtigt.”
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50.

51.

52.

53.

54.

§ 80 wird wie folgt geéndert:
a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefugt:
,(3) 'Der Ausgleich ist auch einer Person
zu gewahren, die weder nach § 6 oder §7
verantwortlich noch nach § 8 in Anspruch ge-
nommen worden ist und durch eine rechtma-
Bige MalRnahme der Verwaltungsbehorde
oder der Polizei getdtet oder verletzt worden
ist oder einen billigerweise nicht zumutbaren
sonstigen Schaden erlitten hat. 2 -

b)  unverandert

unverandert

§ 87 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 Nr. 1 wird nach dem Wort ,,Lan-
deskriminalamt“ das Wort ,Niedersachsen”

eingefugt.

b) unverandert

unverandert

§ 95 Satz 2 erhélt folgende Fassung:

,“Die Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeam-
ten sind im Rahmen der Ubertragenen Aufgaben
zur Ausiibung polizeilicher Befugnisse berechtigt.*
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55.

56.

64

b)

Es wird der folgende Satz 3 angefiigt:

,°Von den Waffen nach § 69 Abs. 4 ist ihnen
nur der Gebrauch des Schlagstocks gestat-
tet.”

§ 98 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

‘Bei der Erflllung der Aufgaben nach § 97 wird die
Fachaufsicht wahrgenommen von

1.

der jeweils fachlich zusténdigen obersten
Landesbehdrde gegentber den Landkreisen,
der Region Hannover, den kreisfreien und
groRen selbstdndigen Stadten, der Landes-
hauptstadt Hannover und der Stadt Goéttingen
sowie gegeniber den Polizeibehérden und
den sonstigen Verwaltungsbehérden,

den Landkreisen und der jeweils zustandigen
obersten Landesbehorde als oberste Fach-
aufsichtsbehérde gegeniiber den Ubrigen
kreisangehdrigen Gemeinden sowie

der Region Hannover und der jeweils zustén-
digen obersten Landesbehotrde als oberste
Fachaufsichtsbehdrde gegeniber den brigen
regionsangehdrigen Gemeinden.“

§ 100 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,Die Polizei-
direktionen werden“ durch die Worte
,Das fur Inneres zustandige Ministerium
wird“ und die Worte ,dem Bezirk® durch
die Worte ,der ortlichen Zustandigkeit®
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte ,der Bezirk®
durch die Worte ,die o6rtliche Zusténdig-
keit* ersetzt.

In Absatz 4 Satz 2 wird nach dem Wort ,Lan-
deskriminalamt” das Wort ,Niedersachsen”
eingefigt.
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55. unverandert

56. § 100 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden die Worte ,Die Polizei-
direktionen werden“ durch die Worte

,Das fur Inneres zustandige Ministerium
wird* ersetzt.

bb) wird gestrichen

unverandert

56/1.In § 103 Abs. 3 Satz 1 werden nach den Worten
»,des Bundes“ die Worte ,sowie fur Zollbe-
dienstete in den Vollzugsbereichen der Zoll-
verwaltung des Bundes gemalR § 10 a Abs. 1
des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezem-
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57.

58.

§ 106 Abs. 1 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,'Die Polizeidirektionen kénnen zur Erfillung poli-
zeilicher Aufgaben notwendige Leistungen ent-
sprechend § 2 des Bundesleistungsgesetzes in der
im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnum-
mer 54-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
11. August 2009 (BGBI. | S. 2723), anfordern.”

§ 109 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.
b) Absatz 2 wird gestrichen.
Artikel 2
Anderung des Niedersachsischen

Versammlungsgesetzes

Das Niedersachsische Versammlungsgesetz vom

7. Oktober 2010 (Nds. GVBI. S. 465, 532), zuletzt geén-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. April 2017
(Nds. GVBI. S. 106, 107), wird wie folgt geadndert:

1.

In § 10 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicher-
heit und Ordnung (Nds. SOG)“ durch die Worte
,Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehor-
dengesetzes (NPOG)“ ersetzt.

In § 15 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Nds. SOG*
durch die Angabe ,NPOG" ersetzt.

§ 20 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) Nummer 5 erhélt folgende Fassung:

.D. entgegen 89 Abs. 2 Nr. 1 in einer
dort bezeichneten Aufmachung an
einer Versammlung unter freiem
Himmel teilnimmt oder den Weg zu

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

ber 1992 (BGBI. | S. 2125; 1993 | S. 2493), zu-
letzt geandert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 23. Juni 2017 (BGBI. | S. 1822),“ eingefligt.

57. unverandert
58. unverandert
Artikel 2
Anderung des Niedersachsischen
Versammlungsgesetzes
Das Niedersachsische Versammlungsgesetz vom
7. Oktober 2010 (Nds. GVBI. S. 465, 532), gean-

dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. April 2017
(Nds. GVBI. S. 106 ), wird wie folgt geéndert:

1.

2.

3.

unverandert

unverandert

§ 20 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) Am Ende der Nummer 4 wird das
Wort ,,oder“ durch ein Komma er-
setzt.

bb) Es wird die folgende neue Nummer 5
eingefugt:

.D. entgegen 8 9 Abs. 2 Nr. 1 in einer
dort bezeichneten Aufmachung an
einer Versammlung unter freiem
Himmel teilnimmt oder den Weg zu
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einer Versammlung in einer sol-
chen Aufmachung zuriicklegt und
dadurch einer vollziehbaren Malf3-
nahme nach § 10 Abs. 2 zuwider-
handelt,”.

bb) Die bisherige Nummer5 wird Num-
mer 6.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,Nrn. 2 bis Nr. 4¢
durch die Angabe ,Nrn. 2 bis 5* ersetzt.

4.  §21 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geédndert:
aaa) Nummer 15 wird gestrichen.

bbb) Die bisherigen Nummern 16 und
17 werden Nummern 15 und 16.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,Nrn. 1, 3
und 9 bis 16“ durch die Angabe ,Nrn. 1,
3 und 9 bhis 15“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Angabe ,16 und 17“
durch die Angabe ,15 und 16“ und die Anga-
be ,13 bis 15 durch die Angabe ,13 und 14*
ersetzt.

5. In 8 22 Satz 1 wird die Angabe ,Nr. 10, 15 oder 16“
durch die Angabe ,Nr. 10 oder 15* ersetzt.

6. In 8§24 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Nds. SOG*
durch die Angabe ,NPOG" ersetzt.

Artikel 3
Anderung anderer Gesetze

§1
Anderung des Niedersachsischen
Verfassungsschutzgesetzes

Das Niederséchsische Verfassungsschutzgesetz in
der Fassung vom 15.09.2016 (Nds. GVBI. S. 194), zu-

letzt geéndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. April
2017 (Nds. GVBI. S. 106), wird wie folgt gedndert:

1. 8§23 wird wie folgt geandert:
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einer Versammlung in einer sol-
chen Aufmachung zuriicklegt und
dadurch einer vollziehbaren Mal3-
nahme nach § 10 Abs. 2 zuwider-
handelt oder”.

cc) unverandert
b) In Satz 2 wird die Angabe ,Nrn. 2 bis 4
durch die Angabe ,Nrn. 2 bis 5* ersetzt.

4. unverandert

5. unverandert

6. unverandert

Artikel 3
Anderung anderer Gesetze

§1
Anderung des Niederséachsischen
Verfassungsschutzgesetzes

Das Niedersachsische Verfassungsschutzgesetz

vom 15. September 2016 (Nds. GVBI.

S.194), _  geandert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 6. April 2017 (Nds. GVBI. S. 106), wird wie folgt ge-
andert:

1. § 23 wird wie folgt gedndert:
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a) In Absatz 4 werden die Worte ,Niederséachsi-
schen Gesetzes Uber die Sicherheit und Ord-
nung - Nds. SOG* durch die Worte ,Nieder-
sachsischen Polizei- und Ordnungsbehérden-
gesetzes - NPOG" ersetzt.

b)  Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetz Uber die Sicherheit
und Ordnung“ durch die Worte ,Nieder-
sachsischen Polizei- und Ordnungsbe-
hérdengesetz” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Abkirzung ,Nds.
SOG" durch die Abkirzung ,NPOG* er-
setzt.

cc) In Satz 3 wird die Abkurzung ,Nds.
SOG* durch die Abkirzung ,NPOG* er-
setzt.

§ 25 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 2 werden die Worte ,Niederséchsi-
schen Gesetz Uber die Sicherheit und Ord-
nung“ durch die Worte ,Niedersachsischen
Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetz® er-
setzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe ,Nds. SOG" durch
die Angabe ,NPOG" ersetzt.

§ 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 erhalt folgende Fassung:

»2. wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafiir vorlie-
gen, dass dies zur Verhitung

a) terroristischer Straftaten nach § 2 Nr. 14
NPOG,

b) von Straftaten der Gefahrdung des de-
mokratischen Rechtsstaates gemaf den
88 87 bis 89,

a) In Absatz 4 werden die Worte ,durch den
Einsatz besonderer Mittel und Methoden
der Datenerhebung (8 30 Abs. 2 Satz 2
Nr. 2 des Niedersachsischen Gesetzes iber
die Sicherheit und Ordnung - Nds. SOG -)“
durch die Worte ,nach 8§ 32 Abs. 2 oder den
88 33 a bis 37 a des Niedersachsischen Poli-
zei- und Ordnungsbehérdengesetzes
(NPOG)" ersetzt.

b)  unverandert

§ 25 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) unverandert

b) unverandert

c) In Satz 4 wird die Angabe ,Nds. SOG*“
durch die Angabe ,,NPOG* ersetzt.

§ 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 erhalt folgende Fassung:

»2. wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafiir vorlie-
gen, dass dies zur Verhitung

a) unverandert

b) von Straftaten der Gefahrdung des de-
mokratischen Rechtsstaates gemaf den
88 87, 88, 89 und 89 a StGB,
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c) der Bildung einer kriminellen Vereini-
gung im Fall des § 129 Abs. 5,

d) von Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung geman 88§ 176 Abs. 1
bis 3, 176 a Abs. 2 und 5, 177 Abs. 4
bis 8 und 184 b Abs. 1 bis 3,

e) von Straftaten gegen die personliche
Freiheit gemaR 8§ 232 bis 233 a, 234
und 234 a,

f)  von gemeingeféhrlichen Straftaten ge-
man §8 310 Abs. 1 und 316 a StGB,

g) von Straftaten der gewerbs- und ban-
denméRigen Verleitung zur missbréuch-
lichen Asylantragstellung nach 8§84 a
Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes oder
des gewerbs- und bandenméRigen Ein-
schleusens von Auslandern nach § 97
Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes oder

h) von Straftaten gemalR §30a Abs.1
und 2 des Betdaubungsmittelgesetzes
(BtMG), auch in Verbindung mit 8 30 b
BtMG und mit § 129 Abs. 5 StGB, un-
umganglich ist.”

§2
Anderung des Niedersachsischen Wappengesetzes

§ 3 Satz 2 des Niedersachsischen Wappengeset-
zes vom 8. Marz 2007 (Nds. GVBI. S. 117) erhélt fol-
gende Fassung:

,’Die Vorschriften des Niedersichsischen Polizei- und

Ordnungsbehérdengesetzes finden erganzende Anwen-
dung.”
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c) der Bildung einer kriminellen Vereini-
gung in den Fallen des § 129 Abs. 5
StGB,

d) von Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung gemaR § 176 Abs. 1
bis 3,8 176 aAbs. 3, 8177 Abs. 6
bis8und § 184 b Abs. 2 StGB,

d/1) von Straftaten gegen das Leben nach
den 88 211 und 212 StGB sowie der
schweren Korperverletzung nach
§ 226 Abs. 2 StGB,

e) von Straftaten gegen die personliche
Freiheit gemaR § 232, § 232 a Abs. 3, 4
und 5 Satzteil 2, § 232 b Abs. 3 und 4
in Verbindung mit § 232 a Abs. 4
oder 5 Satzteil 2, § 233 Abs. 2, § 233 a
Abs. 3 und 4 Satzteil 2, §234 und
§ 234 a StGB,

f)  von gemeingeféhrlichen Straftaten ge-
mafr _§ 310 Abs. 1 und § 316 a StGB,

g) unverandert

h) von Straftaten gemdR §30a Abs.1
und 2 des Betaubungsmittelgesetzes
(BtMG), auch in Verbindung mit § 30 b
BtMG und mit § 129 Abs. 5 StGB,

unumganglich ist.”

§2
Anderung des Niederséchsischen Wappengesetzes

In 8 3 Satz 2 des Niedersachsischen Wappenge-
setzes vom 8. Marz 2007 (Nds. GVBI. S. 117) werden
die Worte ,,Niedersachsischen Gesetzes liber die 6f-
fentliche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
»Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes* ersetzt.
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§3
Anderung des Niedersachsischen Spielbankengesetzes

In 810 Abs.2 Satz5 des Niedersachsischen
Spielbankengesetzes vom 16. Dezember 2004
(Nds. GVBI. S. 605), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 21. Juni 2012 (Nds. GVBI. S. 190), wer-
den die Worte ,Niedersachsischen Gesetzes lber die 6f-
fentliche Sicherheit und Ordnung® durch die Worte ,Nie-
derséchsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdengeset-
zes" ersetzt.

§4
Anderung des Gesetzes iiber die Neubildung
des Landkreises Géttingen

In 8§ 2 Abs. 2 Satz 6 des Gesetzes Uber die Neubil-
dung des Landkreises Gottingen vom 12. November
2015 (Nds. GVBI. S. 307) werden in Halbsatz 1 die Wor-
te ,Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Si-
cherheit und Ordnung (Nds. SOG)“ durch die Worte
.Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes (NPOG)“ und in Halbsatz 2 die Angabe ,Nds.
SOG* durch die Angabe ,NPOG* ersetzt.

§5
Anderung des Niederséachsischen
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Das Niedersachsische Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz in der Fassung vom 4. Juli 2011 (Nds. GVBI.
S. 238), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 1. Februar 2017 (Nds. GVBI. S. 16), wird wie folgt
geandert:

1. In 89 Abs. 4 Satz 1 wird der Klammerzusatz
»(8 50 des Niedersachsischen Gesetzes Uber die
offentliche Sicherheit und Ordnung - Nds. SOG -)*
durch den Klammerzusatz ,(8 50 des Niedersach-
sischen Polizei- und Ordnungsbehtrdengesetzes
- NPOG -)“ ersetzt.

2. §10 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,Nds.
SOG* durch die Angabe ,NPOG* ersetzt.

b) In Absatz 2 wird der Klammerzusatz ,(Nds.
SOG)“ durch den Klammerzusatz ,,(NPOG)“
ersetzt.

3. 8§ 70 wird wie folgt geéndert:
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§3
Anderung des Niedersachsischen Spielbankengesetzes

In 8§10 Abs.2 Satz5 des Niedersachsischen
Spielbankengesetzes vom 16. Dezember 2004
(Nds. GVBI. S. 605), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (Nds. GVBI. S. 317),
werden die Worte ,Niederséchsischen Gesetzes uber
die offentliche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
.Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes” ersetzt.

§4
Anderung des Gesetzes uiber die Neubildung
des Landkreises Géttingen

unverandert

§5
Anderung des Niederséachsischen
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Das Niedersachsische Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz in der Fassung vom 4. Juli 2011 (Nds. GVBI.
S. 238), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 1. Februar 2017 (Nds. GVBI. S. 16), wird wie folgt
geandert:

1. unverdndert

2. 8§10 wird wie folgt geandert:
a) unverandert
b) In Absatz 2 wird der Klammerzusatz ,(§ 50
Nds. SOG)“ durch den Klammerzusatz ,(§ 50

NPOG)* ersetzt.

3. unverandert
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a) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:

~LAnwendung des Niedersachsischen Polizei-
und Ordnungsbehdrdengesetzes®.

b) In Absatz 1 werden die Worte ,Niedersachsi-
schen Gesetzes Uber die offentliche Sicher-
heit und Ordnung“ durch die Worte ,Nieder-
sachsischen Polizei- und Ordnungsbehérden-
gesetzes” ersetzt.

c) In Absatz 2 wird der Klammerzusatz ,(§ 50
Nds. SOG)“ durch den Klammerzusatz ,,(§ 50
NPOG)“ ersetzt.

4. In 8 74 werden die Worte ,Niedersachsischen Ge-
setzes uber die offentliche Sicherheit und Ordnung®
durch die Worte ,Niederséchsischen Polizei- und
Ordnungsbehdrdengesetzes® ersetzt.

§6
Anderung des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes

§ 29 Abs. 4 Satz 1 des Niedersachsischen Brand-
schutzgesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBI. S. 269),
geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2012 (Nds. GVBI. S. 589), wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 1 werden die Worte ,Niedersachsi-
schen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung (Nds. SOG)“ durch die Worte ,Nieder-
sachsischen Polizei- und Ordnungsbehérdenge-
setzes (NPOG)“ ersetzt.

2. In Nummer 2 wird die Angabe ,Nds. SOG" durch
die Angabe ,NPOG" ersetzt.

3. In 8 38 werden die Worte ,Niedersachsische Ge-
setz Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung®
durch die Worte ,Niederséchsische Polizei- und
Ordnungsbehdérdengesetz” ersetzt.

§7
Anderung des Niedersachsischen
Justizvollzugsgesetzes

In 876 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen
Justizvollzugsgesetzes (NJVollzG) in der Fassung vom
8. April 2014 (Nds. GVBI. S. 106) werden die Worte
.Niedersachsischen Gesetzes uber die o6ffentliche Si-
cherheit und Ordnung“ durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes” ersetzt.
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4. unverandert

§6
Anderung des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes

Das Niederséchsische Brandschutz-
gesetz vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBI. S. 269), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Mai
2018 (Nds. GVBI. S. 95), wird wie folgt ge&dndert:

1. 8§29 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

a) unverandert

b) unverandert

2. unverandert

87
Anderung des Niedersachsischen
Justizvollzugsgesetzes

In 8§76 Abs. 3 Satz 2 des Niederséachsischen
Justizvollzugsgesetzes ___ in der Fassung vom 8. April
2014 (Nds. GVBI. S. 106), geandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 15. Juni 2017 (Nds. GVBI. S. 172),
werden die Worte ,Niedersachsischen Gesetzes uber
die offentliche Sicherheit und Ordnung® durch die Worte
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§8
Anderung des Niederséachsischen Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetzes

In 880 Abs. 3 Satz 2 des Niedersichsischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 12. De-
zember 2012 (Nds. GVBI. S. 566) werden die Worte
.Niedersachsischen Gesetzes uUber die offentliche Si-
cherheit und Ordnung“ durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehdérdengesetzes” ersetzt.

§9
Anderung des Niedersachsischen
Jugendarrestvollzugsgesetzes

In 840 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen
Jugendarrestvollzugsgesetzes vom 17. Februar 2016
(Nds. GVBI. S. 38, 75) werden die Worte ,Niederséchsi-
schen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ord-
nung”“ durch die Worte ,Niederséachsischen Polizei- und
Ordnungsbehérdengesetzes* ersetzt.

§10
Anderung des Niedersachsischen Justizgesetzes

In 8§16 Abs.2 Satz2 des Niedersachsischen
Justizgesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBI.
S. 436), zuletzt geéndert durch 8 5 des Gesetzes vom
6. April 2017 (Nds. GVBI. S. 98), werden die Worte ,Nie-
derséchsischen Gesetzes Uber die offentliche Sicherheit
und Ordnung® durch die Worte ,Niedersachsischen Poli-
zei- und Ordnungsbehdrdengesetzes” ersetzt.

§11
Anderung des Niederséachsischen Fischereigesetzes

§ 10 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen Fische-
reigesetzes vom 1. Februar 1978 (Nds. GVBI. S. 375),
zuletzt geéndert durch Artikel 15 des Gesetzes vom
13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353), erhalt folgende
Fassung:

,’Das Niedersachsische Polizei- und Ordnungsbehor-
dengesetz ist anzuwenden.”
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.Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes" ersetzt.

§8
Anderung des Niederséchsischen Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetzes

In 880 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 12. De-
zember 2012 (Nds. GVBI. S. 566), geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juni 2017
(Nds. GVBI. S. 172), werden die Worte ,Niedersachsi-
schen Gesetzes uber die 6ffentliche Sicherheit und Ord-
nung“ durch die Worte ,Niederséchsischen Polizei- und
Ordnungsbehdrdengesetzes® ersetzt.

§9
Anderung des Niedersachsischen
Jugendarrestvollzugsgesetzes

In 8§40 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen
Jugendarrestvollzugsgesetzes vom 17. Februar 2016
(Nds. GVBI. S. 38, 75), geandert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 15. Juni 2017 (Nds. GVBI. S. 172),
werden die Worte ,Niederséchsischen Gesetzes iber
die offentliche Sicherheit und Ordnung® durch die Worte
,Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes” ersetzt.

§10
Anderung des Niedersachsischen Justizgesetzes

In 816 Abs.2 Satz2 des Niedersachsischen
Justizgesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBI.
S. 436), zuletzt gedndert durch § 6 des Gesetzes vom
25. Oktober 2018 (Nds. GVBI. S. 223), werden die Wor-
te ,Niedersachsischen Gesetzes Uber die offentliche Si-
cherheit und Ordnung® durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes® ersetzt.

§11
Anderung des Niedersachsischen Fischereigesetzes

In 8 10 Abs. 3 Satz 2 des Niedersachsischen
Fischereigesetzes vom 1. Februar 1978 (Nds. GVBI.
S. 81, 375), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBI. S. 115), werden die
Worte ,,Niedersachsische Gesetz tiber die dffentliche
Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte ,,Nieder-
sachsische Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetz er-
setzt.
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§12
Anderung des Ausfiihrungsgesetzes zum
Tiergesundheitsgesetz

§ 2 Abs. 1 Satz 2 des Ausfilhrungsgesetzes zum
Tiergesundheitsgesetz in der Fassung vom 23. Oktober
2014 (Nds. GVBI. S. 276) erhalt folgende Fassung:

,28 55 Abs. 2 Satz 2, § 57 Abs. 1 sowie die §§ 58 und 61
des Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehor-
dengesetzes Uber die Abwehr von Gefahren fur den Er-
lass von Verordnungen finden Anwendung.”

§13
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes
Uber das Halten von Hunden

8§ 17 Abs. 5 des Niederséchsischen Gesetzes ber
das Halten von Hunden vom 26. Mai 2011 (Nds. GVBI.
S. 130, S.184), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom
3. Juni 2015 (Nds. GVBI. S. 100), erhalt folgende Fas-
sung:

,(5) Die Befugnis der nach 8§ 55 des Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehdérdengesetzes zustan-
digen Behorden, Verordnungen zur Abwehr abstrakter
von Hunden ausgehender Gefahren zu erlassen, bleibt
unberdhrt.*

§14
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes (iber
den Wald und die Landschaftsordnung

§ 36 Satze 2 und 3 des Niedersachsischen Geset-
zes Uber den Wald und die Landschaftsordnung in der
Fassung vom 21. Mérz 2002 (Nds. GVBI. S. 112), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juni 2016
(Nds. GVBI. S. 97), erhalt folgende Fassung:

,’Die Feldhuterinnen, Feldhiter, Forsthuterinnen und
Forsthuter sind Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und
Verwaltungsvollzugsbeamte (8§ 50 des Niederséchsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehérdengesetzes). *Sie
haben nicht die Befugnisse nach den 8§ 14 bis 16, 18
und 24 des Niedersachsischen Polizei- und Ordnungs-
behérdengesetzes.”
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§12
Anderung des Ausfiihrungsgesetzes zum
Tiergesundheitsgesetz

In 8 2 Abs. 1 Satz 2 des Ausflihrungsgesetzes zum
Tiergesundheitsgesetz in der Fassung vom 23. Oktober
2014 (Nds. GVBI. S. 276) werden die Worte ,,Nieder-
sachsischen Gesetzes uber die offentliche Sicher-
heit und Ordnung“ durch die Worte ,,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehérdengesetzes® er-
setzt.

§13
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes
Uber das Halten von Hunden

In § 17 Abs. 5 des Niedersachsischen Gesetzes
Uber das Halten von Hunden vom 26. Mai 2011
(Nds. GVBI. S. 130, S.184), _ geéndert durch Ge-
setz vom 3. Juni 2015 (Nds. GVBI. S. 100), werden die
Worte ,Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffent-
liche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
»Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes” ersetzt.

§14
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes uber
den Wald und die Landschaftsordnung

In § 36 Séatze 2 und 3 des Niedersachsischen Ge-
setzes Uber den Wald und die Landschaftsordnung
vom 21. Méarz 2002 (Nds. GVBI. S. 112),
zuletzt geédndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Juni 2016 (Nds. GVBI. S. 97), werden jeweils die
Worte ,,Niedersachsischen Gesetzes lber die 6ffent-
liche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
»Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdenge-
setzes“ ersetzt.
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§15
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes (iber Hilfen
und Schutzmanahmen fir psychisch Kranke

Das Niedersachsische Gesetz Uber Hilfen und
Schutzmafnahmen fur psychisch Kranke vom 16. Juni
1997 (Nds. GVBI. S. 272), zuletzt geandert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 21. September 2017 (Nds.
GVBI. S. 300), wird wie folgt geandert:

1. 8§12 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,Niederséachsi-
sche Gesetz Uber die offentliche Sicherheit
und Ordnung (Nds. SOG)“ durch die Worte
.Niedersachsische Polizei- und Ordnungsbe-
hérdengesetz (NPOG)*“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetzes uber die 6ffentliche Si-
cherheit und Ordnung®“ durch die Worte ,Nie-
dersachsischen Polizei- und Ordnungsbehor-
dengesetzes” ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetzes uber die 6ffentliche Si-
cherheit und Ordnung®“ durch die Worte ,Nie-
derséchsischen Polizei- und Ordnungsbehér-
dengesetzes” ersetzt.

2. In 813 Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe ,Nds. SOG*
durch die Angabe ,NPOG" ersetzt.

3. In 815 a Abs. 1 Satz 6 werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicher-
heit und Ordnung“ durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehérdengesetzes®
ersetzt.

4. In 8§16 wird im Klammerzusatz die Abkirzung
,Nds. SOG* durch die Abkiirzung ,NPOG* ersetzt.

5. In 8§18 Abs. 3 wird die Angabe ,Nds. SOG" durch
die Angabe ,NPOG" ersetzt.
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§15
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes (iber Hilfen
und SchutzmaBnahmen fiir psychisch Kranke

Das Niedersachsische Gesetz Uber Hilfen und
Schutzmafnahmen fir psychisch Kranke vom 16. Juni
1997 (Nds. GVBI. S. 272), zuletzt geandert durch Arti-
kel 13 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBI.
S. 66), wird wie folgt gedndert:

1. unverandert

2. unverandert

3. unverandert

4. In 8 16 wird der Klammerzusatz (82
Nr. 1 Buchst. b und ¢ Nds. SOG)“ durch den
Klammerzusatz ,(8 2 Nrn. 2 und 3 NPOG)" er-
setzt.

5. unverandert
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8§16
Anderung des Niedersachsischen Krankenhausgesetzes

In § 16 Abs. 7 Satz 4 des Niedersachsischen Kran-
kenhausgesetzes vom 19. Januar 2012, zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 14. Juli 2015 (Nds. GVBI. S. 148),
werden die Worte ,Niederséchsischen Gesetzes uber
die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
.Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbehérdenge-
setzes” ersetzt.

§17
Anderung des Niedersachsischen
MaRregelvollzugsgesetzes

§ 18 Abs. 2 des Niedersachsischen MaRregelvoll-
zugsgesetzes vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBI. S. 131), zu-
letzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai
2015 (Nds. GVBI. S. 82), wird wie folgt geandert:

1. In Satz 1 werden die Worte ,Niederséachsischen
Gesetzes Uber die offentliche Sicherheit und Ord-
nung (Nds. SOG)“ durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehérdengesetzes
(NPOG)“ ersetzt.

2. In Satz 3 wird die Angabe ,Nds. SOG"durch die
Angabe ,NPOG* ersetzt.

§18
Anderung der Niedersédchsischen Bauordnung

In § 79 Abs. 1 Satz 4 der Niederséchsischen Bau-
ordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt
geéndert durch Gesetz vom 25. September 2017
(Nds. GVBI. S. 338), werden die Worte ,Niedersachsi-
schen Gesetzes uber die offentliche Sicherheit und Ord-
nung® durch die Worte ,Niederséchsischen Polizei- und
Ordnungsbehdérdengesetzes® ersetzt.

§19
Anderung des Niedersachsischen Wassergesetzes

In § 131 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Halbsatz 2 des
Niedersachsischen Wassergesetzes vom 19. Februar
2010 (Nds. GVBI. S. 64), zuletzt geandert durch Artikel 2
§ 7 des Gesetzes vom 12. November 2015 (Nds. GVBI.
S. 307), werden jeweils die Worte ,Niedersachsischen
Gesetzes Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung*
durch die Worte ,Niedersachsischen Polizei- und Ord-
nungsbehdrdengesetzes” ersetzt.
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§16
Anderung des Niederséachsischen Krankenhausgesetzes

In § 16 Abs. 7 Satz 4 des Niedersachsischen Kran-
kenhausgesetzes vom 19. Januar 2012 (Nds. GVBI.
S. 2), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 24. Oktober 2018 (Nds. GVBI. S. 214), werden die
Worte ,Niedersachsischen Gesetzes Uber die offentliche
Sicherheit und Ordnung® durch die Worte ,Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes® ersetzt.

§ 17
Anderung des Niedersachsischen
MaRregelvollzugsgesetzes

§ 18 Abs. 2 des Niedersachsischen MaRregelvoll-
zugsgesetzes vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBI. S. 131), zu-
letzt geédndert durch Artikel 14 des Gesetzes vom
16. Mai 2018 (Nds. GVBI. S. 66), wird wie folgt geandert:

1. unverandert

2. unverandert

§18
Anderung der Niederséchsischen Bauordnung

In 8 79 Abs. 1 Satz 4 der Niederséchsischen Bau-
ordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 12. September 2018
(Nds. GVBI. S. 190, 253), werden die Worte ,Nieder-
sachsischen Gesetzes Uber die offentliche Sicherheit
und Ordnung“ durch die Worte ,Niedersachsischen Poli-
zei- und Ordnungsbehdrdengesetzes® ersetzt.

§19
Anderung des Niedersachsischen Wassergesetzes

unverandert
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§20
Anderung des Niederséachsischen Abfallgesetzes

§ 45 Abs. 2 Satz 2 des Niedersachsischen Abfall-
gesetzes in der Fassung vom 14. Juli 2003 (Nds. GVBI.
S. 273), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 2. Marz 2017 (Nds. GVBI. S. 119), erhalt folgende
Fassung:

JZFir die MaRnahmen nach Satz 1 finden die Vorschrif-
ten des Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsbe-
hérdengesetzes entsprechende Anwendung.”

§21
Anderung des Niederséchsischen Ausfilhrungsgesetzes
zum Bundesnaturschutzgesetz

In 8 2 Abs. 3 Satz 1 des Niedersachsischen Aus-
fuhrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz vom
19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104) werden die Worte
,Niedersachsische Gesetz uber die tffentliche Sicherheit
und Ordnung“ durch die Verweisung ,Niederséchsische
Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetz” ersetzt.

§22
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes tiber
Eisenbahnen und Seilbahnen

Das Niedersachsische Gesetz uber Eisenbahnen
und Seilbahnen (NESG) vom 16. Dezember 2004 (Nds.
GVBI. S.658), zuletzt geédndert durch Gesetz vom
22. Oktober 2014 (Nds. GVBI. S. 288), wird wie folgt ge-
andert:

1. §9 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,’Sie kann in diesem Rahmen die Anordnungen
treffen, die zur Herstellung oder Sicherung recht-
magiger Zustédnde erforderlich sind, und dabei
nach Maf3gabe der §8§ 64 bis 74 des Niedersachsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehordengesetzes
Zwangsmittel anwenden.”

2. 8§25 Abs. 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:
,2Sie kann dabei nach MaRgabe der 88 64 bis 74

des Niederséachsischen Polizei- und Ordnungsbe-
hdrdengesetzes Zwangsmittel anwenden.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

§20
Anderung des Niedersachsischen Abfallgesetzes

In 8§ 45 Abs. 2 Satz 2 des Niedersachsischen Ab-
fallgesetzes in der Fassung vom 14. Juli 2003
(Nds. GVBI. S. 273), zuletzt geédndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 2. Marz 2017 (Nds. GVBI. S. 48, 119),
werden die Worte ,Niedersachsischen Gesetzes
Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung* durch
die Worte ,,Niedersachsischen Polizei- und Ordnungs-
behérdengesetzes” ersetzt.

§21
Anderung des Niederséchsischen Ausfilhrungsgesetzes
zum Bundesnaturschutzgesetz

In 8 2 Abs. 3 Satz 1 des Niedersachsischen Aus-
fuhrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz vom
19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104) werden die Worte
,Niedersachsische Gesetz uber die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung® durch die Worte ,Niedersachsische Poli-
zei- und Ordnungsbehérdengesetz” ersetzt.

§22
Anderung des Niedersachsischen Gesetzes lber
Eisenbahnen und Seilbahnen

In 8 9 Satz 2 und 8§ 25 Abs. 2 Satz 2 des Nieder-
sachsischen Gesetzes Uber Eisenbahnen und Seilbah-
nen ___ vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 658),
__ geandert durch Gesetz vom 22. Oktober 2014
(Nds. GVBI. S. 288), werden jeweils die Worte ,,Nie-
dersachsischen Gesetzes ilber die offentliche Si-
cherheit und Ordnung®“ durch die Worte ,Nieder-
sachsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes*
ersetzt.
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§23
Anderung des Niederséchsischen
Hafensicherheitsgesetzes

§ 15 Abs. 3 Satz 2, § 24 Abs. 1 Satz 2 und § 25
Abs. 2 Satz 2 des Niederséchsischen Hafensicherheits-
gesetzes in der Fassung vom 16. Februar 2009
(Nds. GVBI. S. 15) erhalten jeweils folgende Fassung:

JCFur diese MaRBnahmen findet das Niederséachsische
Polizei- und Ordnungsbehérdengesetz ergéanzend An-
wendung.”

Artikel 4
Einschrankung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kdnnen das Grundrecht
auf Leben, korperliche Unversehrtheit und Freiheit der
Person (Artikel 2 Abs. 2 Satze 1 und 2 des Grundgeset-
zes), das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Artikel 8
Abs. 1 des Grundgesetzes), das Grundrecht auf Wah-
rung des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des
Grundgesetzes) und das Grundrecht auf Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) einge-
schrénkt werden.

Artikel 5
Evaluierung

'Die Landesregierung priift bis zum 31. Dezember
2023 unter Mitwirkung einer oder eines unabhéngigen
Sachverstandigen die Wirksamkeit und die praktische
Anwendung der MaRnahmen, die in Artikel 1 zur Ande-
rung des Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentli-
che Sicherheit und Ordnung in § 16 a Abs. 2, 8§ 17 b,
17 ¢, 33 a Abs. 2 und § 33 d eingefiigt wurden. “Die
Landesregierung berichtet dem Landtag Uber das Er-
gebnis der Evaluierung.
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§23
Anderung des Niederséachsischen
Hafensicherheitsgesetzes

In 8 15 Abs. 3 Satz 2, § 24 Abs. 1 Satz 2 und § 25
Abs. 2 Satz 2 des Niedersachsischen Hafensicherheits-
gesetzes in der Fassung vom 16. Februar 2009
(Nds. GVBI. S. 15) werden jeweils die Worte ,,Nieder-
sachsische Gesetz lber die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung® durch die Worte ,,Niederséchsische
Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetz” ersetzt.

Artikel 4
Einschrankung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kénnen das Grundrecht
auf Leben, korperliche Unversehrtheit und Freiheit der
Person (Artikel 2 Abs. 2 Satze 1 und 2 des Grundgeset-
zes), das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Artikel 8
Abs. 1 des Grundgesetzes), das Grundrecht auf
Wahrung des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des
Grundgesetzes), das Grundrecht auf Freizigigkeit
(Artikel 11 Abs. 1 des Grundgesetzes) und das Grund-
recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) eingeschrankt werden.

Artikel 5
Evaluierung

'Die Landesregierung priift bis zum 31. Dezember
2024 unter Mitwirkung einer oder eines unabhangigen
Sachverstandigen die Wirksamkeit und die praktische
Anwendung der MaRnahmen, die in Artikel 1 zur Ande-
rung des Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentli-
che Sicherheit und Ordnung in den 8817b, 17c
und 33 a Abs. 2 sowie § 33 d eingefiigt wurden. 'Die
Landesregierung prift ein Jahr nach Aufnahme des
Wirkbetriebs unter wissenschaftlicher Begleitung
die Wirksamkeit und die praktische Anwendung der
MaRnahmen, die in Artikel 1 zur Anderung des Nie-
dersachsischen Gesetzes uber die o6ffentliche Si-
cherheit und Ordnung in § 32 Abs. 7 eingefugt wur-
den. Die Landesregierung berichtet dem Landtag je-
weils Uber das Ergebnis der Evaluierung.
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Artikel 6
Neubekanntmachung

Das fur Inneres zustandige Ministerium wird er-
machtigt, das Niederséchsische Polizei- und Ordnungs-
behdrdengesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstim-
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am XX.XX.20XX in Kraft.

(Verteilt am 09.05.2019)
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Artikel 6
Neubekanntmachung

unverandert

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkin-
dung in Kraft.
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	Beschlussempfehlung
	a) Entwurf eines Reformgesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung und anderer Gesetze
	b) Für ein Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz ohne Symbolpolitik und Generalver-dacht
	c) Testphase zur Einführung einer Elektroschockwaffe (Taser) bei der niedersächsischen Polizei
	d) Einrichtung einer Regierungskommission - politische Versäumnisse in der Sicherheits-struktur aufarbeiten und verbessern
	e) Können ein Mehr an Sicherheit und Datenschutz mit einer videobasierten Situations- und Gegenstandserkennung gleichermaßen verwirklicht werden?

